
 
 

 

Zahl: 004/3/2026/Wa 

Sitzung des Gemeinderates am 02. Juli 2026 
 
 

 

N I E D E R S C H R I F T    NR. 2/2026 
 

 
 

aufgenommen anlässlich der Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Paternion am 

Donnerstag, dem 02. Juli 2026 im Gemeindeamt Paternion, Zimmer Nr. 15, 2. Stock. 

 

Die Anfertigung der Niederschrift erfolgte unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 45 

der Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung - K-AGO - LGBl.Nr. 66/1998, idgF., mit 

gleichzeitiger Berücksichtigung des § 9 Abs. 1 der Geschäftsordnung (Verordnung des 

Gemeinderates vom 03. April 2001, Zahl 003/2/2001/Eb/E). 

 

Beginn der Sitzung: 18.04 Uhr                                                Ende der Sitzung: 20.23 Uhr 

 

Anwesend: 
Der Vorsitzende: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Vorstandsmitglieder: 

 

2. Vbgm.in Mag.a Claudia Didl 

GVin Cornelia Pesentheiner  

GV Anton Gasser 

GV Alfred Urban 

 

Die Gemeinderäte: Markus Petritsch 

Bettina Egarter 

Petra Amenitsch 

Günther Strauss 

Mag. Günther Mitterer 

 

 Richard Reiner 

Maximilian Hebenstreit 

Ing. Stefan Staber 

Stefan Schweiger 

David Campidell 

Das Ersatzmitglied für den aus privaten Gründen 

entschuldigten 1. Vbgm. Diethard Nagelschmied 

 

Das Ersatzmitglied für den aus privaten Gründen 

entschuldigten Ing. Günther Possegger 

 

Zu kurzfristig entschuldigt, daher keine Möglichkeit 

mehr ein Ersatzmitglied einzuberufen 

 

 Telefonisch bei Herrn Bürgermeister entschuldigt 

 und um 18.36 Uhr verspätet eingetroffen, zu TOP 3: 

 

Unentschuldigt ferngeblieben 

 

 Das Ersatzmitglied für die aus privaten Gründen 

entschuldigte GRin Christina Graf-Steiner, BEd 

 

 

GRin Nathalie Nemes 

 

 

GR Markus Steiner 

 

GR DI Gerald Aigner 

GR Ing. Franz Kump 

 

Dr.in Helga Schabus-Kavallar 

 

GR Peter Lassnig 

GR Werner Jersche 

 

GR Hansjörg Winkler 
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Mitwirkend und anwesend gemäß § 35 Abs. 6 der K-AGO  

    Amtsleiter Mag. iur. Christian North 

 

Als Auskunftspersonen gemäß § 35 Abs. 6 K-AGO: 

    Finanzverwalter Stefan Fojan 

    Bauamtsleiter Ing. Peter Müller 

 

Schriftführung gemäß § 45 Abs. 1 K-AGO: 

    Yvonne Wallner 

 

Als Zuhörer gemäß § 36 Abs. 4 K-AGO: 

    Peter Gradnitzer 
 
 

Bürgermeister Manuel Müller eröffnet die 2. Sitzung des Gemeinderates im Jahr 2026 um 

18.04 Uhr, begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Trauerminute – In Anbetracht der Tatsache, dass uns zwei Mitglieder der Gemeinde für immer 

verlassen haben, wird seitens Bürgermeister LAbg. Manuel Müller eine Trauerminute für  

Frau Gerlinde Pautsch, Wahlhelferin, und Herrn Josef Frank, langjähriges 

Ersatzgemeinderatsmitglied, Wahlleiter in Feffernitz und Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr 

Pobersach-Feffernitz, abgehalten. 

 

Gemäß § 46 Abs. 1 Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung – K-AGO-LGB1.Nr. 66/1998, idgF., 

ist vor Eingehen in die Tagesordnung eine Fragestunde abzuhalten. Da keine Fragen eingelangt 

sind, entfällt die Fragestunde. 

 

Auf die Frage des Vorsitzenden, ob gegen die in der Einladung vom 24.06.2026, 

Zahl 004/3/2026/No/Sa, enthaltene Tagesordnung ein Einwand erhoben bzw. eine Änderung 

begehrt wird, gibt es keine Wortmeldung. 

 

 

Bürgermeister LAbg. Manuel Müller stellt seinerseits den Antrag auf Erweiterung der 

Tagesordnung um die Tagesordnungspunkte: 

 

Absetzung TOP 12 – „Festlegung der Elternbeiträge für das Kindergartenjahr 2026/2027“ 
 

TOP 12 neu – „Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS – Abschluss einer 

Vereinbarung über den Betrieb einer Kindertagesstätte in Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller“ 
 

Absetzung TOP 13 – „Kinderbildungs- und -betreuungsordnung für den 

Gemeindekindergarten Paternion – Bildungsjahr 2026/2027“ 
 

TOP 13 neu – „Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS – Abschluss einer 

Vereinbarung über den Betrieb des Gemeindekindergartens Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller“ 

 

TOP 19 - Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über das 

Kindergartengebäude Feistritz/Drau 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

TOP 20 - Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über das 

Kindergartengebäude Feffernitz 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

TOP 21 - St. Hemma Stiftung – Abschluss eines Betreibervertrages betreffend den Pfarr- 

und Gemeindekindergarten sowie die Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte 

Feistritz/Drau und den Pfarr- und Gemeindekindergarten Feffernitz 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
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TOP 22 - GWVV Unteres Drautal – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über die 

Wasserressourcen der Verbandsmitglieder 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller  

 

vorberaten in der GV-Sitzung am 02.07.2026. Diese Tagesordnungspunkte werden als 

Tagesordnungspunkte 19, 20, 21 und 22 aufgenommen. 
 
 

Dieser Antrag wird 

 

e i n s t i m m i g , 
 

angenommen und es hat der Gemeinderat somit nachstehende Tagesordnung zu behandeln: 

 

 

T a g e s o r d n u n g : 
 

I Öffentlicher Teil: 

1. Bestellung von zwei Mitgliedern des Gemeinderates zur Fertigung der Niederschrift 

Nr. 2/2026 

 

2. Berichte Bürgermeister 

 

3. Bericht des Obmannes des Infrastrukturausschusses über die Sitzung am 

29.05.2026 – Behandlung der Anträge des Infrastrukturausschusses, wie sie in der 

Niederschrift Nr. 1/2026, aufgenommen anlässlich der Sitzung des 

Infrastrukturausschusses am 29.05.2026 enthalten sind 

Berichterstatter: Der Obmann des Infrastrukturausschusses Vbgm. Diethard 

Nagelschmied 

 

4. Bericht des Obmannes des Kontrollausschusses über die Sitzung am 18.06.2026 – 

Behandlung der Anträge des Kontrollausschusses, wie sie in der Niederschrift 

Nr. 2/2026, aufgenommen anlässlich der Sitzung des Kontrollausschusses am 

18.06.2026 enthalten sind 

Berichterstatter: Der Obmann des Kontrollausschusses GR Stefan Schweiger 

 

5. Marktgemeinde Paternion Infrastruktur KG – Genehmigung der Jahresbilanz 

2025 

Berichterstatter: Vbgm. Diethard Nagelschmied 

 

6. Beschlussfassung über den 1. Nachtragsvoranschlag 2026 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

7. Wasserverband Unteres Drautal – Genehmigung der Jahresbilanz 2025 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

8. „Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ – Aufbringung des Kostenanteiles der 

Marktgemeinde Paternion als Mitglied im Abfallwirtschaftsverband Villach 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

9. Beschluss zum Umwidmungspunkt 03/2025 – Agri-Photovoltaikanlage 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

10. Einleitung eines Verfahrens zur Abänderung des rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplanes im Bereich „Auf dem Kikel“ Widmungspunkt 06/2026 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
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11. EZ 479 KG 75209 Nikelsdorf – Antrag vom 28.04.2026 auf Erteilung einer 

Einzelbewilligung gemäß § 45 Kärntner Raumordnungsgesetz 2021 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

12. Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS – Abschluss einer Vereinbarung 

über den Betrieb einer Kindertagesstätte in Paternion 

Berichterstatterin: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

13. Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS – Abschluss einer Vereinbarung 

über den Betrieb des Gemeindekindergartens Paternion 

Berichterstatterin: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

14. Hundehaltung – Beschlussfassung über eine Hundeabgabenverordnung und 

Aufhebung der Hundeabgabenverordnung vom 13.10.2021 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

15. Pöllaner Teich – Erneuerung des über die Liegewiese und Parkfläche 

abgeschlossenen Pachtvertrages 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

16. Gemeinschaftshaus Feistritz/Drau – Abschluss eines Mietvertrages über die 

nordostseitig gelegenen Geschäftsräumlichkeiten 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

17. Pöllaner Teich – Abschluss eines Pachtvertrages hinsichtlich des 

Fischereirechts 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

18. 1. Änderung des Stellenplans 2026 der Marktgemeinde Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

19. Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über das 

Kindergartengebäude Feistritz/Drau 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

20. Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über das 

Kindergartengebäude Feffernitz 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

21. St. Hemma Stiftung – Abschluss eines Betreibervertrages betreffend den Pfarr- 

und Gemeindekindergarten sowie die Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte 

Feistritz/Drau und den Pfarr- und Gemeindekindergarten Feffernitz 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

22. GWVV Unteres Drautal – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung über die 

Wasserressourcen der Verbandsmitglieder 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller  

 

II Vertraulicher Teil: 
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I. Öffentlicher Teil 

1. Bestellung von zwei Mitgliedern des Gemeinderates zur Fertigung 
der Niederschrift 2/2026 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Manuel Müller beschließt der Gemeinderat, 

 

e i n s t i m m i g , 
 

als Protokollprüfer für die in dieser Sitzung aufzunehmende Niederschrift Nr. 1/2026 gemäß § 45 

Abs. 4 - K-AGO die Gemeinderatsmitglieder GR Max Hebenstreit und GR Hansjörg Winkler 

zu bestimmen. 

 

 

2. Berichte Bürgermeister 

 

Gemeindewasserversorgungsverband Unteres Drautal 

Trotz des durchwegs unwegsamen Geländes ist es nun gelungen, die 11 km lange Leitung von 

der Quellfassung auf der Windischen Höhe im Gebiet der Gemeinde St. Stefan im Gailtal bis zum 

geplanten Hochbehälter in Pöllan fertigzustellen. In einer kurz vor der Gemeinderatssitzung 

stattgefundenen Besichtigung konnte die bereits mit Wasser gefüllte Leitung präsentiert werden. 

Damit wurden die Bauabschnitte 1 bis 3 dieses wichtigen Projekts erfolgreich abgeschlossen. 

Nach der Gesamtfertigstellung ist eine Besichtigung mit dem gesamten Gemeinderat geplant. 

Aufgrund des immer wieder auftretenden Wassermangels wurde mit diesem Projekt ein 

bedeutender Schritt zur langfristigen Sicherstellung der Wasserversorgung gesetzt. 

 

Kindergarten Feffernitz – Auszeichnung „Gesunde Kinderbetreuung“ 

Vor gut einer Woche durften wir das Zertifikat „Gesunde Kinderbetreuung“ entgegennehmen. 

Wir freuen uns sehr über diese Auszeichnung, denn sie bestätigt das tägliche Engagement für 

das Wohlbefinden unserer Kinder. Um das Zertifikat zu erhalten, müssen zahlreiche Kriterien 

erfüllt werden – von einer gesunden und ausgewogenen Ernährung über regelmäßige 

Naturerlebnisse bis hin zu abwechslungsreichen Bewegungs- und Förderangeboten für Körper 

und Geist. Das Zertifikat ist Teil eines dreijährigen Programms, das eine nachhaltige Umsetzung 

dieser Qualitätsstandards sicherstellt. Wir sind stolz darauf, unseren Kindern ein gesundes und 

förderndes Umfeld bieten zu können. 

 

LEADER-Förderungen 

Unseren Bürgerinnen und Bürgern soll bewusst gemacht werden, welchen wertvollen Beitrag EU-

Fördermittel für die Entwicklung und Lebensqualität unserer Gemeinde leisten. So konnten 

beispielsweise mit Unterstützung von EU-Mitteln der Zauberteppich im Ochsengarten sowie der 

Motorik- und Generationenpark in Feistritz/Drau erfolgreich umgesetzt werden. Diese Projekte 

schaffen einen nachhaltigen Mehrwert für die Bevölkerung und stärken das gemeinschaftliche 

Miteinander. Trotz der derzeit herausfordernden finanziellen Rahmenbedingungen ist es unser 

Ziel, auch künftig alle verfügbaren Fördermöglichkeiten bestmöglich auszuschöpfen, um weitere 

zukunftsorientierte Projekte zu realisieren und die positive Entwicklung unserer Gemeinde 

kontinuierlich voranzutreiben. 

 

Tag der Vereine – Sportanlage Feffernitz am 19. und 20. Juli 

An beiden Veranstaltungstagen präsentierten insgesamt ca. 14 Vereine ihre vielfältigen Sport- 

und Freizeitangebote, darunter Tennis, Fußball, Karate, Modellflug, Feuerwehr und Schach. Die 

Besucherinnen und Besucher waren eingeladen, die unterschiedlichen Sportarten und Aktivitäten 

direkt vor Ort auszuprobieren und mit den Vereinen ins Gespräch zu kommen. Dank der 

hervorragenden Zusammenarbeit aller Beteiligten konnte bereits am 19. Juli ein Besucherrekord 

mit über 300 Kindern verzeichnet werden. 

  



Seite 6 von 167 

Die Veranstaltung erhielt durchwegs sehr positive Rückmeldungen. Besonders geschätzt wurde 

die Möglichkeit, Sportarten und Vereine in ungezwungener Atmosphäre kennenzulernen. Viele 

Familien betonten, dass sie sich sonst oft nicht trauen würden, ein Training zu besuchen oder 

sich direkt bei einem Verein zu informieren. 

Die Aktion leistete somit einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Nachwuchsarbeit und zur 

Förderung des Vereinslebens in der Region. 

 

Schwimmbad 

Seit dem 22. Mai 2026 hat unser Freibad wieder seine Tore geöffnet. Pünktlich zu den 

Pfingstfeiertagen zeigte sich das Wetter von seiner schönsten Seite, sodass einem gelungenen 

Start in die Badesaison nichts im Wege stand. 

Ein großer Dank gilt dem gesamten Gemeinderat. Durch die vorausschauende Planung und 

verantwortungsvolle Gestaltung der Gemeindefinanzen kann der Betrieb unseres Freibades auch 

in dieser Saison sichergestellt werden. Damit bleibt das Freibad ein wichtiger Treffpunkt für 

Erholung, Sport und gemeinschaftliches Miteinander für alle Generationen. 

 

Erweiterung der Park & Ride Anlage am Bahnhof Paternion-Feistritz 

Die vorhandenen Parkflächen reichen derzeit nicht aus, sodass Fahrzeuge teilweise am 

Straßenrand bzw. auf den angrenzenden Wiesenflächen abgestellt werden. 

Laut Auskunft der ÖBB sollen im Herbst weitere 20 Stellplätze errichtet werden, um die 

Parkplatzsituation zu verbessern. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten sind darüber hinaus 

gehende Erweiterungen jedoch nur sehr eingeschränkt möglich. Dennoch soll auch künftig nach 

Möglichkeiten gesucht werden, die Parksituation weiter zu optimieren und die vorhandenen 

Flächen bestmöglich zu nutzen. 

 

 

3. Bericht des Obmannes des Infrastrukturausschusses über die 

Sitzung am 29.05.2026 – Behandlung der Anträge des 
Infrastrukturausschusses, wie sie in der Niederschrift Nr. 

1/2026, aufgenommen anlässlich der Sitzung des 
Infrastrukturausschusses am 29.05.2026 enthalten sind 

Berichterstatter: Der Obmann des Infrastrukturausschusses 
Vbgm. Diethard Nagelschmied 

 

Da Vbgm. Diethard Nagelschmied sowie seine Vertretung GV Günther Strauss an der Teilnahme 

zur heutigen Sitzung verhindert sind, übernimmt Bürgermeister LAbg. Manuel Müller die 

Berichterstattung zu diesem Top.  

 

Der Infrastrukturausschuss der Marktgemeinde Paternion tagte unter dem Vorsitz seines 

Obmannes Vizebürgermeister Diethard Nagelschmied am 29.05.2026 und hatte nachstehende 

Tagesordnung zu erledigen: 

 

1. Bestellung eines Ausschussmitgliedes zur Unterfertigung der Niederschrift 

Nr. 1/2026 

 

2. Behandlung der 2026 eingebrachten Anträge auf Abänderung des rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplanes – Besichtigung der zur Umwidmung beantragten 

Grundstücke in der Natur 

 

Der Ausschuss besichtigte mit den anwesenden Sachverständigen folgende im Jahre 2026 

eingebrachten Anträge auf Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes in der 

Natur: 
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Nr. Grundstück: Katastral- 

gemeinde: 

Derzeitige 

Widmung: 

Beantragte 

Widmung: 

Fläche 

(in 

m²) 

01a/26 305/7 Paternion 

(75210) 

Grünland - Für die 

Land - und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche; 

Ödland 

Grünland – 

Schutzstreifen als 

Immissionsschutz - 

Waldschutzabstand 

ca. 

193 

01b/26 305/7 Paternion 

(75210) 

Bauland – 

Wohngebiet 

Grünland – 

Schutzstreifen als 

Immissionsschutz - 

Waldschutzabstand 

ca.  

126 

Beschluss des Infrastrukturausschusses: 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Infrastrukturausschuss, im Wege des 

Gemeindevorstandes, 
 

e i n s t i m m i g 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 193 m² und 126 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeindevorstandes: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeindevorstand auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 193 m² und 126 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeinderates: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeinderat auf Antrag des Gemeindevorstandes 
 

e i n s t i m m i g , 
 

für 193 m² und 126 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

 

 

Nr. Grundstück: Katastral- 

gemeinde: 

Derzeitige 

Widmung: 

Beantragte 

Widmung: 

Fläche 

(in m²) 

2/26 1448 Feistritz/Drau 

(75201) 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

Bauland - 

Wohngebiet 

 

 

4.461 

Beschluss des Infrastrukturausschusses: 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Infrastrukturausschuss, im Wege des 

Gemeindevorstandes, 
 

e i n s t i m m i g 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 4.461 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 
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Diskussion und Beschlussfassung des Gemeindevorstandes: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeindevorstand auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 4.461 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeinderates: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeinderat auf Antrag des Gemeindevorstandes 
 

e i n s t i m m i g , 
 

für 4.461 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes 

einzuleiten. 

 

 
 

Nr. Grundstück: Katastral- 

gemeinde: 

Derzeitige 

Widmung: 

Beantragte 

Widmung: 

Fläche 

(in m²) 

03a/26 516/1 

518/9 

Feistritz/Drau 

(75201) 

Grünland-Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche; 

Ödland 

Bauland – 

Wohngebiet 

ca. 

1.935 

03b/26 448/4 

516/1 

518/9 

518/45 

Feistritz/Drau 

(75201) 

Grünland-Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche; 

Ödland 

Verkehrsflächen – 

Allgemeine 

Verkehrsflächen 

ca. 

281 

03c/26 446/1 Feistritz/Drau 

(75201) 

Grünland-Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche; 

Ödland 

Grünland – 

Schutzstreifen als 

Immissionsschutz - 

Waldschutzabstand 

ca.  

1186 

Beschluss des Infrastrukturausschusses: 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Infrastrukturausschuss, im Wege des 

Gemeindevorstandes, 
 

e i n s t i m m i g 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 1935 m², 281 m² und 1186 m² ein Verfahren zur 

Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeindevorstandes: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeindevorstand auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für 1935 m², 281 m² und 1186 m² ein Verfahren zur 

Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten.  

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeinderates: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeinderat auf Antrag des Gemeindevorstandes 
 

e i n s t i m m i g , 
 

für 1935 m², 281 m² und 1186 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 
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Nr. Grundstück: Katastral- 

gemeinde: 

Derzeitige 

Widmung: 

Beantragte 

Widmung: 

Fläche 

(in m²) 

04/26 1504 

1505 

1741/1 

 

Nikelsdorf 

(75209) 

Verkehrsflächen – 

Allgemeine 

Verkehrsfläche 

Bauland – Dorfgebiet ca. 

409 

Beschluss des Infrastrukturausschusses: 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Infrastrukturausschuss, im Wege des 

Gemeindevorstandes, 
 

e i n s t i m m i g 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für ca. 409 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeindevorstandes: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeindevorstand auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für ca. 409 m² ein Verfahren zur Abänderung des 

rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeinderates: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeinderat auf Antrag des Gemeindevorstandes 
 

e i n s t i m m i g , 
 

für ca. 409 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes 

einzuleiten. 

 

 

GRin Dr.in Helga Schabus-Kavallar nimmt ab 18:36 Uhr an der Sitzung sowie an der weiteren 

Beschlussfassung teil. 

 

Nr. Grundstück: Katastral- 

gemeinde: 

Derzeitige 

Widmung: 

Beantragte 

Widmung: 

Fläche 

(in 

m²) 

05a/26 778/1 Kreuzen 

(75207) 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

Bauland – Dorfgebiet ca. 

289 

05b/26 778/1 Kreuzen 

(75207) 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

Grünland – 

Nebengebäude 

ca. 

49 

05c/26 .128 

778/1 

Kreuzen 

(75207) 

Bauland – Dorfgebiet Grünland – 

Nebengebäude 

ca. 

123 

05d/26 778/1 Kreuzen 

(75207) 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

Grünland – Garten ca.  

99 
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05e/2026 778/1 Kreuzen 

(75207) 

Ersichtlichmachungen 

– Landesstraße – 

Bestand  

Grünland – Garten ca. 

32 

05f/2026 .129 

778/1 

Kreuzen 

(75207) 

Ersichtlichmachungen 

– Landesstraße – 

Bestand 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

ca. 

280 

05g/2026 .128 

778/1 

Kreuzen 

(75207) 

Bauland – Dorfgebiet Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

ca. 

277 

05h/2026 852/5 Kreuzen 

(75207) 

Bauland – Dorfgebiet Ersichtlichmachungen 

– Landesstraße – 

Bestand 

ca. 

12 

05i/2026 852/5 Kreuzen 

(75207) 

Grünland – Für die 

Land- und 

Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche, 

Ödland 

Ersichtlichmachungen 

– Landesstraße – 

Bestand 

ca. 

88 

Beschluss des Infrastrukturausschusses: 

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Infrastrukturausschuss, im Wege des 

Gemeindevorstandes, 
 

e i n s t i m m i g 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für alle Teilflächen der Punkte 05a-05i/2026 im Gesamtausmaß 

von rund 1249 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes 

einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeindevorstandes: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeindevorstand auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, für alle Teilflächen der Punkte 05a-05i/2026 im Gesamtausmaß 

von rund 1249 m² ein Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes 

einzuleiten. 

 

Diskussion und Beschlussfassung des Gemeinderates: 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Infrastrukturausschuss beschließt der 

Gemeinderat auf Antrag des Gemeindevorstandes 
 

e i n s t i m m i g , 
 

für alle Teilflächen der Punkte 05a-05i/2026 im Gesamtausmaß von rund 1249 m² ein 

Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

 

 

 

Folgende Punkte werden ohne Änderungen an die Abt. 7 weitergeleitet: 
 

Alle behandelten Umwidmungspunkte werden an die Sachverständigen der Abt. 7 – 

Wirtschaftsstandort – Fachliche Raumordnung, weitergeleitet und somit das Verfahren zur 

Änderung des Flächenwidmungsplanes eingeleitet. 

 

 

Beilage Nr. 1 – Niederschrift Nr. 1/2026, aufgenommen anlässlich der Sitzung des 

Infrastrukturausschusses am 29.05.2026 – gilt als integrierender Bestandteil dieser 

Niederschrift. 
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4. Bericht des Obmannes des Kontrollausschusses über die Sitzung 

am 18.06.2026 – Behandlung der Anträge des 
Kontrollausschusses, wie sie in der Niederschrift Nr. 2/2026, 

aufgenommen anlässlich der Sitzung des Kontrollausschusses am 
18.06.2026 enthalten sind 

Berichterstatter: Der Obmann des Kontrollausschusses GR Stefan 
Schweiger 

 

Der Kontrollausschuss der Marktgemeinde Paternion tagte unter dem Vorsitz seines Obmannes 

GR Stefan Schweiger am 18.06.2026 und hatte nachstehende Tagesordnung zu erledigen: 

 

1. Bestellung eines Ausschussmitgliedes zur Unterfertigung der Niederschrift 

Nr. 2/2026 

 

2. Durchführung der Prüfungen gemäß §§ 92 und 92a der Kärntner Allgemeinen 

Gemeindeordnung – K-AGO 1998, LGBl. Nr. 66/1998, idgF. - Prüfungszeitraum vom 

01.04.2026 bis 18.06.2026 

 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Kontrollausschuss beschließt der Gemeinderat 

auf Antrag des Gemeindevorstands 

 

e i n s t i m m i g , 
 

den kritiklosen Kassenprüfungsbericht für den Zeitraum vom 01.04.2026 bis 18.06.2026 zur 

Kenntnis zu nehmen. 

 

3. Überprüfung der Kosten für die Errichtung des Motorik- und Generationenparks 

Feistritz/Drau 

 

In Übereinstimmung mit der Beschlussfassung im Kontrollausschuss beschließt der Gemeinderat 

auf Antrag des Gemeindevorstands 

 

e i n s t i m m i g , 
 

die Überprüfung der Kosten für die Errichtung des Motorik- und Generationsparks Feistritz/Drau 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

4. Allfälliges 

 

 

Beilage Nr. 2 – Niederschrift Nr. 2/2026, aufgenommen anlässlich der Sitzung des 

Kontrollausschusses am 18.06.2026 – gilt als integrierender Bestandteil dieser Niederschrift. 

 

 

5. Marktgemeinde Paternion Infrastruktur KG – Genehmigung der 
Jahresbilanz 2025 

Berichterstatter: Vbgm. Diethard Nagelschmied 
 

Da Vbgm. Diethard Nagelschmied sowie seine Vertretung GV Günther Strauss an der Teilnahme 

zur heutigen Sitzung verhindert sind, übernimmt Bürgermeister LAbg. Manuel Müller die 

Berichterstattung zu diesem TOP.  

 

Den Anweisungen der Aufsichtsbehörde folgend, hat der Gemeinderat nicht nur den 

gemeindeeigenen Jahresabschluss, sondern auch die Jahresabschlüsse der ausgegliederten 

Gesellschaften zu genehmigen. Die Bilanz 2025 der Marktgemeinde Paternion Infrastruktur KG 

liegt mittlerweile vor. Diese wird dem Gemeindevorstand bzw. in weiterer Folge dem 

Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 
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Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

die Bilanz 2025 der Marktgemeinde Paternion Infrastruktur KG zu genehmigen. 
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6. Beschlussfassung über den 1. Nachtragsvoranschlag 2026 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Aufgrund des § 8 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, LGBI.Nr.80/2019, ist ein 

Nachtragsvoranschlag zu erstellen, wenn durch außerplanmäßige oder überplanmäßige 

Mittelaufbringungen und Mittelverwendungen der Voranschlag wesentlich verändert wird oder 

eine wesentliche Störung des Ausgleiches des Haushaltes droht. 

 

Gemäß § 9 Abs. 3 K-GHG sind folgende textlichen Erläuterungen dem 1. Nachtragsvoranschlag 

2026 anzuschließen: 

 

 

1. Wesentliche Ziele und Strategien  
  

Gemäß § 8 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG – ist ein Nachtragsvoranschlag zu 

erstellen, wenn durch außerplanmäßige oder überplanmäßige Mittelaufbringungen und 

Mittelverwendungen der Voranschlag wesentlich verändert wird oder eine wesentliche Störung 

des Haushaltsausgleiches droht. Die Erstellung des 1. Nachtragsvoranschlages 2026 wurde 

erforderlich, da in unterschiedlichen Bereichen Abweichungen zum Voranschlag aufgetreten sind.  

Der Voranschlag 2026 wurde im Gemeinderat am 18. Dezember 2025 beschlossen. 

Zwischenzeitlich haben sich aufgrund von Gemeindevorstandsbeschlüssen und Abrechnungen 

aus dem Haushaltsjahr 2025 (z.B. Sozialhilfe, Krankenanstalten, …) wieder einige größere 

Änderungen sowohl bei den Gemeindeumlagen, Instandhaltungen und auch Stromkosten, aber 

auch bei den „Sonstigen investiven Projekten“ ergeben. Des Weiteren wurden auch Fördermittel, 

die erst im Haushaltsjahr 2026 lukriert wurden, in den 1. Nachtragsvoranschlag aufgenommen.  

Im 1. Nachtragsbudget 2026 wurde besonderes Augenmerk auf die Prinzipien der 

Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit gelegt. Es konnte somit sowohl das 

Ergebnis im Ergebnishaushalt (SA00) um EUR 172.900,00 als auch das Ergebnis im 

Finanzierungshaushalt (SA5) um EUR 71.900,00 verbessert werden. Im 

„Kernhaushalt“ konnte somit das negative Ergebnis des ursprünglichen Voranschlages 2026 

in Höhe von EUR -274.000,00 in ein positives Ergebnis in Höhe von EUR +236.100,00 

gedreht werden. 

 

2. Aufbau des Nachtragsvoranschlages  
  

Der Aufbau des Nachtragsvoranschlages entspricht der Verordnung des Bundesministers für 

Finanzen vom 19. Oktober 2015, BGBl. Nr. 313/2015 (VRV 2015) idgF., mit der Form und 

Gliederung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Länder und Gemeinden geregelt 

werden. Er besteht daher ab dem Jahr 2020 aus einem Ergebnishaushalt und einem 

Finanzierungshaushalt. Der Vermögenshaushalt wird hingegen erst im Rahmen des 

Rechnungsabschlusses dargestellt. Die bis zum Jahr 2019 geltende Aufteilung in ordentlichen 

und außerordentlichen Voranschlag entfällt zur Gänze, jedoch erfolgt ab dem Jahre 2020 

erstmals die gesonderte Darstellung bestimmter Vorhaben (Projekte) in einem 

Investitionsnachweis.  

Der Voranschlag gliedert sich in 10 Gruppen (0 – 9). Jede Gruppe gliedert sich gemäß Anlage 2 

der VRV 2015 ihrerseits in Abschnitte und Unterabschnitte, womit der Voranschlagsansatz 

bezeichnet wird. Die Voranschlagskonten bestehen gemäß Anlage 3 b der VRV 2015 aus jenen 

Einheiten, in welchen die Erträge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen nach ihrer 

Entstehung und Zusammengehörigkeit innerhalb der Ansätze zusammengefasst werden. 

Voranschlagsansatz und Konto ergeben die Voranschlagsstelle.  

 

Der Nachtragsvoranschlag beinhaltet die laufenden Erträge/Einzahlungen und die aus diesen zu 

bestreitenden laufenden Aufwendungen/Auszahlungen.  
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Im Investitionsnachweis werden die das Anlagevermögen betreffenden (aktivierbaren) Projekte 

bzw. Vorhaben dargestellt.  

 

 

3. Beschreibung des Standes und der Entwicklung des Haushaltes  
 

Durch die vom damaligen Landesrat Ing. Daniel Fellner zugesagten BZ-Mittel a.R., durch die in 

der 1. Sitzung des Gemeinderates vom 16. April 2026 gefassten Beschlüsse (Streichung von 

Förderungen bzw. Erhöhung des Organisationsbeitrages bei der Aktion „Essen auf Rädern“) 

sowie die Vornahme der rückwirkenden Verrechnungen der Pensionsfondsumlagen des 

ehemaligen Wassermeisters sowie des ehemaligen Abgabenverwalters für die Jahre 2019 bis 

2024 konnten die Ergebnisse deutlich verbessert werden.  

Im Konkreten werden sich diese Maßnahmen wie folgt niederschlagen:  

 

Einnahmenseitig: 

Auf der Einnahmenseite schlagen sich Mehreinzahlungen (FHH) in Höhe von EUR 873.300,00 

sowie Mehrerträge (EHH) in Höhe von EUR 894.900,00 nieder. Dem gegenüber stehen 

Einzahlungskürzungen (FHH) in Höhe von EUR 16.000,00 sowie Ertragskürzungen (EHH) in Höhe 

von EUR 25.000,00.  

 

Erfreulich zu betrachten sind die Rückersätze aufgrund der Abrechnungen für das Jahr 2025 

der Abteilungen 4 und 5 des Amtes der Kärntner Landesregierung (Kopfquote Sozialhilfe). 

Diese Rückersätze schlagen sich im 1. Nachtragsvoranschlag 2026 mit einem Betrag von EUR 

68.800,00 (VA-Stelle 4110/8280 - EUR 61.200,00; VA-Stelle 4110/8614 – EUR 7.600,00) zu 

Buche, wobei es dabei zu berücksichtigen gilt, dass es in gewissen Bereichen ausgabenseitig 

auch zu Nachverrechnungen gekommen ist.  

Ebenso konnte auch bei der Abrechnung 2025 des Betriebsabganges der 

Krankenanstalten mit einem Betrag in Höhe von EUR 5.600,00 ein Rückersatz lukriert 

werden.  

 

Des Weiteren konnten aufgrund der Nichteinhaltung von Bebauungsverpflichtungen zusätzliche 

Erlöse in Höhe von EUR 17.000,00 nachveranschlagt werden. Ebenso wurden im Zuge des 1. 

Nachtragsvoranschlages die vom damaligen Landesrat Ing. Daniel Fellner zugesagten BZ-Mittel 

a.R. in Höhe von EUR 255.000,00 vorgesehen.  

 

Um das Ergebnis im „Kernhaushalt“ zu verbessern und dadurch Mittel zur Bedeckung der noch 

nicht ausfinanzierten Projekte zu lukrieren, wurde, wie bereits in mehreren Gesprächen erwähnt, 

im Sinne der Kostenwahrheit eine Berichtigung bei der Verrechnung der Pensionsfondsumlagen 

des ehemaligen Wassermeisters sowie des ehemaligen Abgabenverwalters vorgesehen. Diese 

Mehreinnahmen für den „Kernhaushalt“ schlagen sich auf der Voranschlagsstelle 0800/810609 

mit einem Betrag in Höhe von EUR 339.600,00 nieder. 

 

Zusätzlich findet man im Gebührenhaushalt „Müllbeseitigung“ eine veranschlagte 

Rücklagenentnahme in Höhe von EUR 157.900,00, die zur Bedeckung der vorzusehenden Mittel 

für das „Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ herangezogen wird.  

 

Durch die Erhöhung des Organisationsbeitrages bei der Aktion „Essen auf Rädern“ von EUR 0,60 

auf EUR 2,20 je Zustellung werden schätzungsweise Mehreinnahmen in Höhe von EUR 10.000,00 

erzielt werden können. 
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Ausgabenseitig: 

Ausgabenseitig sind folgende Landesumlagen bzw. -beiträge, auf Grund von 

Nachverrechnungen für das Haushaltsjahr 2025 oder nachträgliche Erhöhungen bzw. 

auch Kürzungen für das laufende Jahr, im 1. Nachtragsvoranschlag 2026 zu berücksichtigen: 

 

• K. Anteil Kindertagesstätten  + EUR  09.600,00 

• Sozialhilfeabrechnung   + EUR  86.500,00 

• Schulerh. Beitrag Berufsschulen  + EUR  01.100,00 

Summe     + EUR          97.200,00 

 

Ebenso mussten im Zuge des 1. Nachtragsvoranschlages 2026 die Budgetposten, betreffend 

Vorsorge Jubiläumsgelder, die Abfertigungsversicherungen, Stromkosten und Instandhaltungen 

angepasst werden. Aufgrund einer längeren Krankenstandvertretung wurde auch im Bereich des 

Kindergartens eine Nachbudgetierung bei den Mehrleistungsvergütungen (Überstunden) 

notwendig.  

 

Für den Bereich der Pfarrkindergärten wurde im Rahmen einer im Jahr 2025 stattgefundenen 

Kindergartenkuratoriumssitzung eine Springerstelle genehmigt. Seitens der Caritas wurde dieser 

Umstand jedoch bei der Erstellung des Voranschlages 2026 vergessen. Zusätzlich wurde noch 

im Pfarrkindergarten Feffernitz – basierend auf einem Gemeindevorstandsbeschluss – 

zusätzliches Personal für ein Kind mit Sonderbedarf für die Monate April bis Juli erforderlich. In 

Summe sind mit diesen Maßnahmen zusätzliche Kosten in Höhe von EUR 11.600,00 verbunden.  

Und auch in der Volksschule Feistritz an der Drau musste für ein beeinträchtigtes Kind eine 

Schulassistenz in Anspruch genommen werden, wobei die Hälfte der anfallenden Personalkosten 

durch das Land Kärnten getragen werden. Die restlichen 50 % waren mit einem Betrag in Höhe 

von EUR 8.000,00 unter der Voranschlagsstelle 2100/7280 aufzunehmen. 

 

Bereits oben angeführte, einnahmenseitige Maßnahmen schlagen sich auch ausgabenseitig 

nieder. Damit gemeint sind die Kostenumlegungen im Bereich der Gebührenhaushalte. Im Detail 

sind im 1. Nachtragsvoranschlag für die Jahre 2019-2024 im Gebührenhaushalt 

„Wasserversorgung“ Verrechnungen in Höhe von EUR 265.800,00, im Bereich der 

Gebührenhaushalte „Abwasserbeseitigung“ und „Müllbeseitigung“ jeweils EUR 36.900,00 

vorgesehen.  

 

Beim Projekt „Ortsdurchfahrt Feistritz an der Drau“ geht es in die Detailplanung und dafür ist ein 

Kostenbeitrag in Höhe von EUR 12.000,00 im Rahmen des 1. Nachtragsvoranschlages 

aufzunehmen.  

 

Aber auch die Auszahlung der Mittel für das „Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ in Höhe von 

EUR 157.900,00 findet ihren Niederschlag auf der Voranschlagsstelle 8520/7720. 

 

Die in der Sitzung des Gemeinderates vom 16.04.2026 gefassten Beschlüsse fanden ebenfalls 

Berücksichtigung bei der Erstellung des 1.  Nachtragsvoranschlages. So konnten die 

vorgesehenen Mittel für die Förderung der Alternativenergien in Höhe von EUR 30.000,00 um 

EUR 22.700,00 sowie der Budgetposten „Gemeindebeitrag für Fahrsicherheitstraining“ um EUR 

2.100,00 gekürzt werden.  

 

Zusätzlich sind im 1. Nachtragsvoranschlag 2026 noch folgende notwendige „Sonstige 

Investitionen“ (Sonstige Investitionen gem. § 15 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz) in Höhe 

von EUR 79.600,00 vorzusehen:  
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Sonstige Investitionen: Funkkoffer für den Katastrophenschutz 

 

EUR 05.100,00 

 Zaunerneuerung Kindergarten Paternion EUR 04.500,00 

 Umbau Kleinkindbetr. Pat. zu einer KITA EUR 60.000,00 

 Löschwasserversorgung EUR 10.000,00 

 Gesamtinvestitionen 
 

EUR 79.600,00 

    

Hier gilt es festzuhalten, dass das Projekt „Umbau Kleinkindbetreuung Paternion zu einer KITA“ 

zu 100 % mit Bundesmitteln aufgrund der Art. 15a B-VG Vereinbarung finanziert wird. 

Zusätzlich waren Fördermittel für die Errichtung des Motorik- und Generationenparks in 

Feistritz/Drau in Höhe von EUR 60.900,00 sowie für die Errichtung der Photovoltaikanlage beim 

Freizeitzentrum Feffernitz in Höhe von EUR 9.900,00 in den 1. Nachtragsvoranschlag 

aufzunehmen. Diese Mittel waren zwar schon im Budget 2025 vorgesehen, der entsprechende 

Zahlungsfluss fand jedoch erst im Haushaltsjahr 2026 statt. 

 

4. Ergebnis- und Finanzierungsvoranschlag 2026 (inkl. 1. Nachtrags-

voranschlag 2026)  
 

4.1 Übersicht Finanzierungs- und Ergebnisvoranschlag  

  

   

Ergebnishaushalt  Finanzierungshaushalt  

Erträge  Einzahlungen   €                              15.113.400,00    €                              15.084.000,00   

Aufwendungen  Auszahlungen   €                              16.274.300,00    €                              15.593.300,00   

Nettoergebnis  Nettofinanzierungssaldo   €                             -  1.160.900,00    €                             -     509.300,00   

Entnahme von 
Haushaltsrücklagen  

Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit   €                                    430.100,00    €                                                     -     

Zuweisung an 
Haushaltsrücklagen  

Auszahlungen aus der  
Tilgung von Finanzschulden   €                                    113.100,00    €                                           200,00   

    

Nettoergebnis nach 
Haushaltsrücklagen  

Geldfluss aus der  
voranschlagswirksamen 
Gebarung  

 €                             -  0.743.900,00    €                             -     509.500,00   

 

 

4.2 Analyse des Finanzierungs- und Ergebnisvoranschlages  

 

Der Finanzierungs- und Ergebnisvoranschlag wird auf allen Ebenen in Mittelverwendungs- und 

Mittelaufbringungsgruppen gegliedert. Für den Finanzierungsvoranschlag werden sie als Ein- und 

Auszahlungsgruppen und für den Ergebnisvoranschlag als Ertrags- und Aufwendungsgruppen 

bezeichnet. Der Finanzierungsvoranschlag stellt den Zahlungsfluss an liquiden Mitteln dar. Eine 

Einzahlung ist ein Zufluss und eine Auszahlung ein Abfluss an liquiden Mitteln.  
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Im Finanzierungsvoranschlag eines jeden Voranschlagsjahres beginnt jedes Konto bei null. 

Somit trifft dieser die Aussage darüber, ob in einem Jahr liquide Mittel auf- oder abgebaut 

wurden. Der Finanzierungsvoranschlag stellt somit eine jahresweise Betrachtungsweise dar, da 

es keinen Übertrag aus den Vorjahren gibt. Somit muss ein negativer Finanzierungshaushalt 

nicht zwangsweise bedeuten, dass schlecht gewirtschaftet wurde, sondern können die liquiden 

Mittel bereits in den Vorjahren angespart worden sein.  

 

Im Ergebnishaushalt werden die Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt. Diese 

Differenz wird als Nettoergebnis bezeichnet, welches in weiterer Folge im Vermögenshaushalt 

abzuschließen ist. Ein Ertrag stellt einen Wertzuwachs und ein Aufwand einen Werteinsatz dar. 

Der Ergebnishaushalt beinhaltet gegenüber dem Finanzierungsvoranschlag die planmäßige 

Abschreibung, Rücklagenentnahmen, Rücklagenzuführungen und Erträge aus der Auflösung von 

Investitionszuschüssen. Nicht enthalten sind, im Gegensatz zum Finanzierungsvoranschlag, die 

Investitionstätigkeiten, Darlehensaufnahmen und -tilgungen. Enorm belastet wird der 

Ergebnisvoranschlag 2026 der Marktgemeinde Paternion durch die Abschreibungen, 

welche, bereinigt um die Auflösung aus Investitionszuschüssen, EUR 1.016.200,00 betragen.  

 

 

5. Dokumentation zum Vermögen, den Bewertungsmethoden und 

Abweichungen von der Nutzungsdauertabelle gemäß Anlage 7 VRV 

2015  
 

Es wurden im 1. Nachtragsvoranschlag 2026 keine Abweichungen zur Nutzungsdauertabelle 

vorgenommen. Alle Neuinvestitionen wurden gemäß Nutzungsdauertabelle bewertet. 

 

 

6. Begutachtung des 1. Nachtragsvoranschlages 2026 durch die 

Gemeinderevision  
 

Als Ergebnis der am 09. Juni 2026 durch Herrn Stefan Slanitsch, MSc – Gemeinderevision - 

durchgeführten Prüfung wird die nachfolgende Auswertung der Abt.3 zur Kenntnis gebracht: 
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Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

den Ergebnis- und Finanzierungsvoranschlag des 1. Nachtragsvoranschlages 2026 mit folgender 

Verordnung zu beschließen:  

 

 

 

VERORDNUNG 

 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Paternion vom 02. Juli 2026, ZI. 900-1-2026/Fo, mit der 

der 1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2026 erlassen wird 

(1. Nachtragsvoranschlagsverordnung 2026) 

 

Gemäß § 6 in Verbindung mit § 8 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, LGBI. Nr. 

80/2019, wird verordnet: 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Verordnung regelt den 1. Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2026. 

 

§2 

Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag 

 

(1) Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt 

festgelegt: 

Erträge: EUR     716.500,00 

Aufwendungen: EUR     695.800,00 

 ------------------------ 

Entnahmen von Haushaltsrücklagen: EUR     153.400,00 

Zuweisung an Haushaltsrücklagen: EUR  -  061.200,00 

 ------------------------ 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: EUR    172.900,00 
 

(2) Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt 

festgelegt: 

Einzahlungen: EUR     857.300,00 

Auszahlungen: EUR     785.400,00 

 ------------------------ 

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen 

Gebarung: 

 

EUR      71.900,00 

 

§ 3 

Deckungsfähigkeit 

 

Gemäß § 14 Abs 1 K-GHG wird für folgende Abschnitte gegenseitige Deckungsfähigkeit 

festgelegt: 

(1) Aufwendungen die den Sachaufwand eines Abschnittes betreffen 

sind gegenseitig deckungsfähig bzw. werden für gegenseitig 

deckungsfähig erklärt. 
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(2) Die Personalaufwendungen eines Abschnittes sind gegenseitig 

deckungsfähig bzw. werden für gegenseitig deckungsfähig 

erklärt. 

(3) Für Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit und investive 

Einzelvorhaben besteht Deckungsfähigkeit nur für Konten 

innerhalb des einzelnen Betriebes mit marktbestimmter 

Tätigkeit oder des einzelnen investiven Einzelvorhabens. 

 

§ 4 

Kontokorrentrahmen 

 

Gemäß § 37 Abs 2 K-GHG wird der Kontokorrentrahmen wie folgt festgelegt: 

 

EUR 1.000.000,00 

 

§ 5 

Nachtragsvoranschlag, Anlagen und Beilagen 

 

Der Nachtragsvoranschlag, alle Anlagen und Beilagen sind in der Anlage zur Verordnung, die 

einen integrierten Bestandteil dieser Verordnung bildet, dargestellt. 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 03. Juli 2026 in Kraft. 

 

 

7. Wasserverband Unteres Drautal – Genehmigung der 

Jahresbilanz 2025 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Den Anweisungen der Aufsichtsbehörde folgend, hat der Gemeinderat nicht nur den 

gemeindeeigenen Jahresabschluss, sondern auch die Jahresabschlüsse der ausgegliederten 

Gesellschaften zu genehmigen. Die Bilanz 2025 des Wasserverbandes Unteres Drautal liegt 

mittlerweile vor. Diese wird dem Gemeindevorstand bzw. in weiterer Folge dem Gemeinderat 

zur Kenntnis gebracht. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

die Bilanz 2025 des Wasserverbandes Unteres Drautal zu genehmigen. 
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8. „Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ – Aufbringung des 

Kostenanteiles der Marktgemeinde Paternion als Mitglied im 
Abfallwirtschaftsverband Villach 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Die Marktgemeinde Paternion ist gemeinsam mit 23 weiteren Gemeinden, der Stadtgemeinde 

Feldkirchen sowie der Stadt Villach Mitglied im Abfallwirtschaftsverband Villach. 

 

In der Verbandsratssitzung vom 28.05.2002 wurde eine Rücklagenentnahme in Höhe von 

EUR 1.049.344,54 beschlossen und den Gemeinden ausbezahlt. Dies geschah vor dem 

Hintergrund, dass eine Endsanierung der Deponie Müllnern zu diesem Zeitpunkt noch nicht 

absehbar war. Für die Marktgemeinde Paternion bedeutete dies Einnahmen in Höhe von EUR 

37.636,71. Aber auch im Haushaltsjahr 1999 wurden vom Abfallwirtschaftsverband Villach im 

Zusammenhang mit der Schließung der Deponie Müllnern bereits EUR 169.501,29 an die 

Marktgemeinde Paternion zur Auszahlung gebracht. In Summe bedeutete dies Einnahmen in 

Höhe von EUR 207.138,00. 

 

Das „Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ basiert auf einem rechtskräftigen behördlichen 

Schließungsbescheid des Amtes der Kärntner Landesregierung. Konkret ist die Abdichtung der 

Anlage sowie die anschließende Anbringung einer PV-Anlage vorgesehen, wobei die Erlöse aus 

der PV-Anlage wieder den verbandsangehörigen Mitgliedern zu Gute kommen sollen.  

 

In der Verbandsratssitzung vom 26.01.2026 wurde einstimmig beschlossen, das notwendige 

„Schließungsprojekt Deponie Müllnern“ durch verfügbare Budgetmittel des 

Abfallwirtschaftsverbandes Villach sowie durch die Aufnahme eines Investitionskredits zu 

finanzieren. 

 

Die Gesamtkosten werden sich laut Kostenschätzung auf EUR 4,5 Mio. netto belaufen. Der 

Kostenanteil der Marktgemeinde Paternion beträgt gemäß Verbandsanteil (3,508 %) 

EUR 157.848,83, wobei 2 Varianten zur Aufbringung der Mittel zur Verfügung stehen. Zum Einen 

besteht die Möglichkeit einer Einmalzahlung oder die Mittel werden durch eine 

Darlehensfinanzierung über den Verband aufgebracht. Bei der Variante der 

Darlehensfinanzierung würden folgende Konditionen zum Tragen kommen: Fixzinssatz 3,62 %, 

Laufzeit 25 Jahre. Die anfallenden Annuitäten würden entsprechend den Verbandsanteilen 

(Stand 2026) halbjährlich mit Beginn im April 2027 vorgeschrieben werden. 

 

Nachdem die „Müllbeseitungsrücklage“ der Marktgemeinde Paternion mit 31.12.2025 einen 

Stand in Höhe von EUR 194.476,20 aufweist, wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen die 

Variante der Einmalzahlung, die bis spätestens 31.07.2026 zu leisten wäre, zu wählen. Damit 

könnten auch unnötige Zinsbelastungen umgangen werden und es wird diese Möglichkeit auch 

seitens der Gemeindeaufsicht empfohlen. 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

den Kostenanteil der Marktgemeinde Paternion in Höhe von EUR 157.848,83 betreffend das 

„Schließungsprojekt Deponie Müllnern“, in Form einer Einmalzahlung an den 

Abfallwirtschaftsverband Villach bis spätestens 31.07.2026 zu leisten und diese Mittel durch eine 

Entnahme aus der „Müllbeseitigungsrücklage“ zu bedecken.  
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9. Beschluss zum Umwidmungspunkt 03/2025 – Agri-

Photovoltaikanlage 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

In den Gemeinderatsitzungen am 18.12.2025 und 16.04.2026 wurde der Antrag von ……………, 

zu Umwidmungspunkt 03/2025, auf Grund negativer Stellungnahmen von Herrn Dipl.-Ing. Fabio 

Mayr, BEd, BSc, sowie von Herrn Ing. Klaus Kleinegger zurückgestellt.  

 

 

Zu den allgemeinen, positiven Stellungnahmen sind auch nachstehende (vorerst) negative 

fachspezifische Stellungnahmen eingelangt:  

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 8 - Umwelt, Naturschutz und 

Klimaschutzkoordination, Ing. Klaus Kleinegger, Sachgebietsleiter für den fachlichen 

Naturschutz, 9021 Klagenfurt am Wörthersee, Flatschacher Straße 70 

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 10 – Land- und Forstwirtschaft, Ländlicher 

Raum, Dipl.-Ing. Fabio Mayr, BEd, BSc, 9021 Klagenfurt am Wörthersee, Mießtaler Straße 

1  

 

Positive bzw. mit Auflagen sowie zurückgestellten Stellungnahmen erfolgten von 

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 15 – Standort, Raumordnung und Energie, 

DI Nadine Schneeberger, BA, 9021 Klagenfurt am Wörthersee, Mießtaler Straße 1 

(Zurückgestellt)  

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 8 – Umwelt, Naturschutz und 

Klimaschutzkoordination, SUP – Strategische Umweltprüfung, Dipl.-Ing. (FH) Michael 

Mischitz, 9021 Klagenfurt am Wörthersee, Flatschacher Straße 70 

 

• Bezirkshauptmannschaft Villach-Land, DI Bernhard Steinmetz, Bezirksforstinspektion, 

9500 Villach, Meister-Friedrich-Straße 4 

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 12 – Wasserwirtschaft, Mag. Andreas 

Kronig, 9500 Villach, Meister-Friedrich-Straße 4 

 

• Wildbach- und Lawinenverbauung Dipl.-Ing. Dr. Hansjörg Hufnagl, 9500 Villach, Meister-

Friedrich-Straße 2   

 

• ÖBB-Immobilienmanagement GmbH, Dragan Soldo und Dietmar Groinigg, 9501 Villach, 

10.-Oktober-Straße 20 

 

• Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 8 - Umwelt, Naturschutz und 

Klimaschutzkoordination, Dieter Tanner, BSc, MSc, Sachverständiger für Geologie und 

Gewässermonitoring 
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Gemäß Kärntner Photovoltaikanlagen-Verordnung 2024 (K-PhV 2024) sind Standorte für 

Photovoltaikanlagen – ausgenommen Agri-Photovoltaikanlagen – zum Schutz der freien 

Landschaft grundsätzlich im räumlichen Nahbereich bestehender Infrastrukturanlagen und 

sonstiger baulicher Anlagen vorzusehen. 

 

Da es sich bei der vorliegenden Widmungsanregung um eine Agri-Photovoltaikanlage handelt, 

steht der Schutz der freien Landschaft in diesem Fall nicht im Vordergrund. Die Stellungnahme 

von Herrn Ing. Kleinegger bezieht sich jedoch ausschließlich auf diesen Landschaftsschutzaspekt.  

 

Gem. § 2 Abs. 2 Punkt 8 K-ROG 2021 kommt - bis die Klimaneutralität erreicht ist - bei allen 

raumbedeutsamen Planungen dem überragenden öffentlichen Interesse der Erzeugung, 

Speicherung und Verteilung von erneuerbarer Energie der Vorrang gegenüber der Erhaltung des 

Landschaftsbildes zu. 

 

Auf Grund der (vorerst) negativen Stellungnahme von Herr Dipl.-Ing. Fabio Mayr, BEd, BSc hat 

…………… inzwischen die erforderlichen Schafe für die Genehmigung angekauft und das 

Betriebskonzept entsprechend angepasst. Das Betriebskonzept und das Bestandsregister zum 

Kauf wurden Herrn Dipl.-Ing. Fabio Mayr, BEd, BSc am 18. Februar 2026 übermittelt. 

 

Dipl.-Ing. Fabio Mayr, BEd, BSc hat am 29. April 2026 nachstehende Stellungnahme gegenüber 

der Marktgemeinde Paternion abgegeben, aus der hervorgeht, dass das vorgelegte 

Betriebskonzept den Anforderungen der Kärntner Photovoltaikanlagen-Verordnung 2024 (K-PhV 

2024) entspricht. Darüber hinaus wird darin festgehalten, dass durch die Auflage einer 

Aufstockung des Schafbestandes bis zur Realisierung des Vorhabens die Einhaltung der 

entsprechenden Vorgaben sichergestellt ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 



Seite 61 von 167 

 
 

 

 

 

 

 

 



Seite 62 von 167 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Seite 63 von 167 

 
 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g 
 

die Umwidmung trotz negativer Stellungnahme von Herrn Ing. Klaus Kleinegger zu beschließen 

und nachstehende Verordnung zu erlassen:  
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   BAUAMT 
 
9711 Paternion 
Hauptstraße 83 
www.paternion.gv.at 

 
Auskunft Ing. Peter Müller 
T 04245 2888 21 
F 04245 2888 40 
E peter.mueller@ktn.gde.at 
 

 Unser Zeichen 610-4/2025/Ing.Mü 
 Paternion, ……….. 

 

 

 

V E R O R D N U N G 
 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Paternion vom 02. Juli 2026, Zahl: 610-4/2025/Ing.Mü, 

genehmigt mit Bescheid der Kärntner Landesregierung vom ……….., Zahl: ……….., mit der der 

Flächenwidmungsplan geändert wird. 
 

Gemäß § 13 in Verbindung mit § 34 des Kärntner Raumordnungsgesetzes 2021 - K-ROG 2021, 

zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 17/2025, wird verordnet: 
 

§ 1 

Änderung des Flächenwidmungsplanes 
 

(1)  Der Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Paternion wird wie folgt geändert: 

 

Umwidmungspunkt: 

 

03/2025 Umwidmung der Grundstücke 18/1, 21/2, 23/1 und 24/1, KG Paternion (75210), 

im Gesamtausmaß von 32.682 m² von derzeit Grünland - Für die Land- und 

Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland in Grünland – Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie – Agri-Photovoltaikanlage (§ 27 K-ROG 2021) 

 

(2) Die planliche Darstellung in der Anlage bildet einen integrierenden Bestandteil dieser 

 Verordnung.  

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Dieser Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im elektronisch geführten 

Amtsblatt der Marktgemeinde Paternion in Kraft. 

 

 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

LAbg. Manuel Müller  

 

 

 

Anlage: 

Planliche Darstellung 

  

mailto:peter.mueller@ktn.gde.at
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10. Einleitung eines Verfahrens zur Abänderung des rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplanes im Bereich „Auf dem Kikel“ 
Widmungspunkt 06/2026 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Im Zuge der Sitzung des Infrastrukturausschusses wurde die Situation der im Gewerbepark „Auf 

dem Kikel“ im Bereich der Firmen …… angesiedelten Gewerbebetriebe sowie die bestehende 

Widmung „Bauland – Industriegebiet“ erörtert. Um für diesen Bereich eine klare 

raumordnungsrechtliche Grundlage zu schaffen und einen geordneten Übergang zwischen den 

gewerblich bzw. industriell genutzten Flächen und den angrenzenden Wohngebieten 

sicherzustellen, wird eine amtswegige Umwidmung von „Bauland – Industriegebiet“ bzw. 

„Bauland – Gewerbegebiet“ vorgeschlagen. 

 

Zur Beurteilung der Umwidmungsmöglichkeit wurde bereits eine Vorprüfung durch Herrn 

Frohnwieser durchgeführt.  
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Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g, 
 

auf den Gst. Nr. 148/3, 148/4 und 148/5, je KG 75209 Nikelsdorf, für insgesamt 10.054 m² ein 

Verfahren zur Abänderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes einzuleiten.   
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11. EZ 479 KG 75209 Nikelsdorf - Antrag vom 28.04.2026 auf Erteilung 

einer Einzelbewilligung gemäß § 45 Kärntner 
Raumordnungsgesetz 2021  

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

……., hat vor einigen Monaten die Liegenschaft EZ 479, KG 75209 Nikelsdorf, bestehend aus 

Grundstück Nr. 148/4 im bücherlichen Ausmaß von 4.945 m² gekauft. Das Grundstück liegt im 

Südosten des Gewerbeparks „Auf dem Kikel“ und ist zuvor der Betriebsstandort einer Tischlerei 

gewesen. Im Flächenwidmungsplan ist der gesamte Gewerbepark derzeit als Bauland-

Industriegebiet gewidmet. Im Örtlichen Entwicklungskonzept (ÖEK) stellt der gegenständliche 

Gewerbepark einen Vorrangstandort für die gewerblich-industrielle Funktion innerhalb der 

Marktgemeinde dar.  

 

……. ist der Inhaber der Fa. ……. und möchte die ehemalige Tischlereiwerkstatt nun zu einer 

Kfz-Werkstatt umbauen. Aufgrund der Kärntner Bau-Übertragungsverordnung ist für das 

Verfahren betreffend die hierfür notwendige baurechtliche Bewilligung grundsätzlich die 

Bezirkshauptmannschaft Villach-Land zuständig, weil dieses Vorhaben neben einer 

baurechtlichen auch einer gewerberechtlichen Bewilligung bedarf. Herr Pichorner hat auch 

bereits einen entsprechenden Antrag auf gewerberechtliche Bewilligung bei der 

Bezirkshauptmannschaft Villach-Land eingebracht. 

 

Seitens der zuständigen BH Villach-Land wird das Anliegen – nach der zuletzt mitgeteilten 

Rechtsauffassung – aufgrund einer etwaig nicht vorhandenen Widmungskonformität als nicht 

genehmigungsfähig betrachtet, weil es sich um einen gewerblichen Klein- bzw. Mittelbetrieb 

handelt, der keine örtlich unzumutbaren Umweltbelastungen verursacht, und das Grundstück 

deshalb als Bauland-Gewerbegebiet gewidmet sein müsste.  

 

Seitens der Baubehörde der Marktgemeinde Paternion ist dieser Sachverhalt in der 

Vergangenheit – aufgrund der vom Amt der Kärntner Landesregierung vor Inkrafttreten des 

Kärntner Raumordnungsgesetzes 2021 - K-ROG 2021 mitgeteilten Rechtsansicht, wonach neben 

Groß- und Industriebetrieben auch gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe im Bauland-

Industriegebiet genehmigungsfähig sind – anders beurteilt worden. Zur Klärung dieser Frage hat 

die Marktgemeinde Paternion am 03.06.2026 eine Rechtsauskunft beim Amt der Kärntner 

Landesregierung, Abt. 7 – Wirtschaftsstandort, angefordert.  

 

Weiters hat die Marktgemeinde Paternion mit dem Umwidmungspunkt 06/2026 eine 

Widmungsänderung für den südöstlichen Bereich des Gewerbeparks „Auf dem Kikel“ (Parzellen 

148/3, 148/4 und 148/5 der KG 75209) von Bauland-Industriegebiet in Bauland-Gewerbegebiet 

eingeleitet, weil in diesem Areal mit dem gegenständlichen Kfz-Betrieb sowie einem Bus- und 

einem Elektrounternehmen drei Betriebe situiert sind, die offen-sichtlich als gewerbliche Klein- 

und Mittelbetriebe eingestuft werden können. 

 

Nachdem das Widmungsverfahren einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen wird, hat ……. 

parallel dazu am 28.04.2026 einen Antrag nach § 45 K-ROG 2021 gestellt, die Wirkung des 

Flächenwidmungsplans auf einer Teilfläche der Parzelle 148/4, KG 75209 Nikelsdorf, durch 

Bescheid auszuschließen und das Vorhaben „Umbau einer ehemaligen Tischlereiwerkstätte zu 

einem Kfz-Betrieb“ raumordnungsmäßig zu bewilligen.  

 

Dieses genau bezeichnete Vorhaben, näher dargestellt durch die dem Antrag zugrunde liegenden 

Planunterlagen der SAWE Bauplanungsges.m.b.H. vom 29.05.2026, entspricht den Vorgaben 

des ÖEK, da dieses hier in der planlichen Darstellung eine gewerbliche bzw. industrielle Nutzung 

vorsieht. Weiters sollen lt. den Zielsetzungen des ÖEK gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe 

erhalten und gefördert werden. Somit steht der vorliegende Antrag mit den Planungsabsichten 

der Marktgemeinde Paternion im Einklang. Ferner werden durch das Vorhaben die 

wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der Marktgemeinde und 

der angrenzenden Gemeinden sowie die raumbedeutsamen Maßnahmen und Planungen des 

Bundes und anderer Planungsträger, deren Planungen im öffentlichen Interesse liegen, nicht 

beeinträchtigt.  
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Die räumlich strukturellen Gegebenheiten sind hier gekennzeichnet durch den angrenzenden 

Gewerbepark, weiters befinden sich etwas weiter im Südwesten eine Hofstelle eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebes und östlich einer markanten Geländestufe eine Wohnsiedlung. 

Aufgrund dieser Rahmenbedingungen sind durch das geplante Vorhaben keine Nutzungskonflikte 

mit anderen Raumansprüchen zu erwarten. Die Aufschließungsvoraussetzungen sind hier schon 

vorhanden und die in Anspruch genommene Fläche ist für den vorgesehenen Zweck geeignet. 

 

Das Bauamt der Marktgemeinde Paternion hat den Antrag öffentlich an der Amtstafel sowie im 

elektronisch geführten Amtsblatt und auf der Homepage der Marktgemeinde Paternion am 

03.06.2026 kundgemacht und die Anrainer gemäß § 23 Abs. 2 der K-BO 1996 persönlich von 

der geplanten Einzelbewilligung verständigt. Des Weiteren wurden die Dienststellen des Landes 

und des Bundes sowie die Nachbargemeinden über die geplante Einzelgenehmigung informiert. 

 

Sollte die Rechtsauskunft des Amtes der Kärntner Landesregierung dahingehend lauten, dass 

auch gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe in der Widmungskategorie Bauland-Industriegebiet 

zulässig sind, oder die BH Villach-Land die Änderung des Gewerbebetriebes von 

Tischlereiwerkstatt in Kfz-Werkstatt ohne baurechtliches Verfahren bewilligen, wäre keine 

Einzelbewilligung nach § 45 K-ROG 2021 erforderlich.  

 

Bei einer abschließenden Gesamtbetrachtung ist der vorliegende Antrag von ……. vom 

28.04.2026 auf Erteilung einer Einzelbewilligung gemäß § 45 K-ROG 2021 zu bewilligen, da 

weder der Ausschlussgrund des § 32 K-ROG (Einkaufszentren) vorliegt noch für das Vorhaben 

eine Sonderwidmung nach § 30 K-ROG (Apartmenthäuser, sonstige Freizeitwohnsitze und 

Hoteldörfer) notwendig ist noch die sonstigen Versagungsgründe des § 45 Abs. 2 K-ROG 

vorliegen, sofern weder die erwartete Rechtauskunft des Amtes der Kärntner Landesregierung 

gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe in der Widmungskategorie Bauland-Industriegebiet für 

zulässig erklärt noch die BH Villach-Land die Änderung des Gewerbebetriebes von 

Tischlereiwerkstatt in Kfz-Werkstatt ohne baurechtliches Verfahren bewilligt.  

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g, 
 

dem Antrag von ……. vom 28.04.2026 die raumordnungsgemäße Bewilligung gemäß § 45 Abs. 

1 Kärntner Raumordnungsgesetz 2021 für den „Umbau einer ehemaligen Tischlereiwerkstätte 

zu einem Kfz-Betrieb“ auf Teilflächen des Grundstücks Nr. 148/4, KG 75209 Nikelsdorf, nach 

Maßgabe des Einreichplans der SAWE Bauplanungsges.m.b.H. vom 29.05.2026 zu erteilen und 

nachstehenden Bescheid zu beschließen und der Kärntner Landesregierung zur Genehmigung zu 

übermitteln: 
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12. Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens - AVS – Abschluss 

einer Vereinbarung über den Betrieb einer Kindertagesstätte in 

Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Die Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS hat seit dem Kindergartenjahr 2021/2022 

im Auftrag der Marktgemeinde Paternion eine Tagesbetreuung mit zwei Betriebstagesmüttern 

für insgesamt 12 Kinder in der Volksschule Paternion betrieben.  
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Mit Wirkung vom 01. Mai 2026 wurde die Tagesbetreuung auf eine eingruppige Kindertagesstätte 

in der Volksschule Paternion, Bahnhofstraße 7, 9711 Paternion, umgestellt und dies seitens des 

Amtes der Kärntner Landesregierung genehmigt.  Mit der AVS wurde für den Betrieb der 

Kindertagesstätte ein Vertragsentwurf ausgehandelt und es wurde seitens der AVS ein 

Kalkulationsmodell vorgelegt. 

 

Gemäß dem Vertragsentwurf hat die AVS ein Budget bzw. eine Abrechnung vorzulegen und die 

Gemeinde hat einen dementsprechenden Zuschuss an die AVS zu leisten bzw. sind 

Überförderungen von der AVS an die Gemeinde zurückzuzahlen. Es ist vorgesehen, dass seitens 

der AVS ein monatlicher Betrag von EUR 1.200,00 an die Gemeinde für die Pacht des Betriebes 

bezahlt wird. 

 

Der Verwaltungskostenanteil soll 7 % der Personalkosten betragen, wobei dies im Jahr 2026 mit 

max. EUR 9.500,00 pro Gruppe gedeckelt wird. 

 

Die Vereinbarung soll rückwirkend zum 1.5.2026 auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. 

Sie kann unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden 

Kalenderjahres gekündigt werden. 

 

Aufgrund der aktuell vorherrschenden Förderlage durch das Land Kärnten ist kein Zuschuss zum 

Betrieb der Kindertagesstätte notwendig. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister LAbg. Manuel Müller beschließt der Gemeindevorstand 

 

e i n s t i m m i g , 
 

dem Gemeinderat zu empfehlen, rückwirkend mit 1.5.2026 die Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe 

Kärntens – AVS mit dem Betrieb der Kindertagesstätte Paternion zu beauftragen und 

nachstehende Vereinbarung abzuschließen:  

 

VEREINBARUNG 
 

abgeschlossen zwischen  

 

der MARKTGEMEINDE PATERNION 

vertreten durch Herrn LAbg. Bgm. Manuel Müller 

Hauptstraße 83, 9711 Paternion 

(nachfolgend Gemeinde) 
 

einerseits 

 

und 

 

der ARBEITSVEREINIGUNG DER SOZIALHILFE KÄRNTENS (AVS) 

vertreten durch den Vorstand 

Fischlstraße 40, 9024 Klagenfurt am Wörthersee 

(nachfolgend Träger) 

 

andererseits 

 

für die Kindertagesstätte Paternion 

wie folgt: 
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I. PRÄAMBEL  

 

Gemäß § 19a Abs.1 Kärntner Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (K-KBBG) hat jede Gemeinde 

dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den Hauptwohnsitz innerhalb ihres 

Gemeindegebietes hat, ein Platz in einer Kindertagesstätte oder einem Kindergarten ab dem der 

Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes folgenden Kindergartenjahr innerhalb der 

Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifende Angebote) im Ausmaß von 

zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur Verfügung steht. 

Im Sinne des § 19a Abs. 2 K-KBBG idgF können Gemeinden in Entsprechung dieses 

Versorgungsauftrages private Anbieter als Träger einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. Diese Vereinbarung zwischen dem privaten Träger 

und der Gemeinde ist eine Fördervoraussetzung im Sinne des § 36 Abs. 3 K-KBBG idgF und soll 

eine stabile, qualitativ hochwertige und finanzierbare Kinderbildung- und -betreuung im Sinne der 

gesetzlichen Vorgaben gewährleisten. 

Nachstehende Vereinbarung dient dazu, den Betrieb durch den Träger schriftlich zu regeln, wobei 

Voraussetzung für diese Vereinbarung der Nachweis der Gemeinnützigkeit des Trägers gem. §§ 

34ff der Bundesabgabenordnung ist.  

Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 

 

II. VERTRAGSGEGENSTAND 

 

1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist der Betrieb der Kindertagesstätte Paternion in der 

Marktgemeinde Paternion durch die AVS. 

2. Der Betrieb umfasst zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung die Betreuung von 

einer Gruppe am Standort Bahnhofstraße 7, 9711 Paternion. 

3. Die Erweiterung oder Reduktion von Gruppen der Kinderbildungs- und -betreuungs-

einrichtung erfolgt nach Bedarf und einvernehmlich zwischen dem Träger und der Gemeinde. 

4. Die Wochen- und Jahresöffnungszeiten werden im Rahmen der Kinderbildungs- und -

betreuungsordnung in Abstimmung mit der Gemeinde festgelegt.  

5. Die Kinderbildungs- und Betreuungsordnung ist einvernehmlich zwischen der Gemeinde und 

dem Träger festzuhalten. 

 

III. RECHTE UND PFLICHTEN DES TRÄGERS 

 

1. Der Träger ist als Dienstgeber für die Anstellung des pädagogischen Personals samt 

Mindestentlohnung gemäß § 36 Abs 2 lit f K-KBBG iVm der Verordnung der Kärntner 

Landesregierung mit den Bestimmungen über die festzusetzende Mindestentlohnung des im 

Kindergarten oder der Kindertagesstätte beschäftigten pädagogischen Personals erlassen 

wurden, verpflichtet. Vordienstzeiten sind dabei gemäß Verordnung zu berücksichtigen. 

Seitens der AVS kommt zudem der Kollektivvertrag der Sozialwirtschaft Österreich (SWÖ-

KV) zur Anwendung. 

2. Im Geltungsbereich eines für das pädagogische Personal wirksamen Kollektivvertrages, der 

eine höhere Mindestentlohnung als unter Punkt III. 1. vorsieht, hat die Mindestentlohnung 

gemäß den Bestimmungen dieses Kollektivvertrages zu erfolgen.  
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3. Informationspflichten: 

a. die Gemeinde ist über die Einstufung und Entlohnung des Personals  

b. die Anstellung von Zusatzpersonal  

c. die Anstellung von Ersatzpersonal  

zu informieren. 

Bei der Anstellung von Zusatzpersonal ist zudem das Einvernehmen mit der zuständigen 

Gemeinde einzuholen. 

4. Die Anstellungen des pädagogischen Personals haben den Erfordernissen gemäß § 11 K-

KBBG sowie des 3. Abschnittes des K-KBBG zu entsprechen.  

5. Der Träger ist für die Auswahl, Anstellung und Fort- und Weiterbildung des pädagogischen 

Personals verantwortlich. Bei Verhinderung des Stammpersonals hat der Träger wenn 

möglich entsprechendes Ersatzpersonal im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 

bereitzustellen. 

6. Die vom Träger geführte Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unterliegt der Aufsicht 

der Kärntner Landesregierung. Der Träger ist für den organisatorischen Ablauf sowie die 

wirtschaftliche Gebarung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verantwortlich. Die 

Gemeinde hat, in Abstimmung mit dem Träger, Sorge für die Beschaffung der Ausstattung 

und Einrichtung zu tragen. Für die pädagogischen Bildungsmittel sowie das Spiel- und 

Verbrauchsmaterial hat der Träger zu sorgen.  

7. Der Träger verpflichtet sich zu einem sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen 

Betrieb der Einrichtung. Abhängig von den Regelungen im Punkt III.7. ist die Handhabung 

von erforderlichen Investitionen und Anschaffungen individuell zwischen der Gemeinde und 

dem Träger zu regeln. Beispiel: Unbedingt erforderliche Investitionen und Anschaffungen 

haben mit der Zustimmung der Gemeinde zu erfolgen. Dies betrifft jedenfalls alle 

Gegenstände, die den Wert von EUR 1.000,00 übersteigen, sofern dies innerhalb des 

Budgets abgedeckt werden soll und den dafür im Budget vorgesehenen Ansatz für 

Geringwertige Wirtschaftsgüter übersteigt. Nach Beendigung dieser Vereinbarung bleiben 

sämtliche Einrichtungsgegenstände, Betriebsmittel sowie die Bildungsmittel und das Spiel- 

und Verbrauchsmaterial im Eigentum der Gemeinde. 

8. Der Träger verpflichtet sich kein Entgelt für den Besuch der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung einzuheben. Ausgenommen sind lediglich Entgelte, die in der 

Verordnung der Kärntner Landesregierung mit den Bestimmungen über die Einnahme von 

Entgelten oder Gebühren für die Verpflegung und Zusatzleistungen durch die Trägerin von 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen im Zusammenhang mit einer beitragsfreien 

Kinderbetreuung erlassen wurden (Kärntner Zusatzleistungenverordnung), genannt sind.  

9. Der Träger verpflichtet sich die in § 36 Abs 5 K-KBBG iVm der Kärntner 

Zusatzleistungenverordnung genannten Entgelte sofern und soweit diese anfallen, 

einzuheben. 

10. Die Aufnahme von Kindern erfolgt nach Maßgabe der Kinderbildungs- und -be-

treuungsordnung. Nicht in der Marktgemeinde Paternion hauptwohnsitzgemeldete Kinder 

dürfen im Fall einer Neuaufnahme nur nach Zustimmung mit der Standortgemeinde 

aufgenommen werden. Gleiches gilt für die Freihaltung eines Platzes. Bei der Aufnahme 

neuer Kinder sind vom Träger jedenfalls die mit der Gemeinde abgestimmten 

Vergabekriterien für die Kindertagesstätte zu beachten. 

11. Der Träger verpflichtet sich, die entsprechenden Förderungen gem. dem K-KBBG 

zeitgerecht zu beantragen und widmungsgemäß zu verwenden sowie alle diesbezüglichen 

Fördervoraussetzungen und Auflagen zu erfüllen.  
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12. Die Gemeinde verpachtet den gesamten Kindertagesstättenbetrieb (Räumlichkeiten 

inklusive der sich darin befindlichen Betriebs- und Geschäftsausstattung sowie der 

vorhandenen Betriebsmittel) an den Träger. Für die Überlassung des 

Kindertagesstättenbetriebes bezahlt der Träger an die Gemeinde einen monatlichen 

Pachtzins inkl. Betriebskostenpauschale und Strom in der Höhe von € 1.200,00, wobei 

festgehalten wird, dass seitens der Gemeinde hierfür keine Umsatzsteuer entrichtet wird.  

13. Der Träger verpflichtet sich, die Gemeinde über freie Plätze in der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung zu informieren. Form und Zeitpunkt der Information sind 

einvernehmlich zwischen Träger und Gemeinde festzulegen. 

 

IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER GEMEINDE 

 

1. Die Gemeinde stellt die Räumlichkeiten inkl. Ausstattung und Einrichtung am Standort der 

Kindertagesstätte Paternion in der Bahnhofstraße 7, 9711 Paternion gemäß den unter Punkt 

III.12. genannten Bedingungen zur Verfügung. Der Träger ist verpflichtet, unter Einhaltung 

einer angemessenen Frist für eine allfällige Übersiedlung, seine Kinderbildungs- und -

betreuungsleistungen an einem anderen Standort im Gemeindegebiet der Marktgemeinde 

Paternion zu erbringen. Der Träger hat die ihm jeweils zur Verfügung gestellten Objekte 

einschließlich des Inventars pfleglich zu behandeln und jedes Verhalten zu unterlassen, das 

eine Auflösung durch einen allfälligen Nutzungsgeber bzw. Vermieter/Verpächter rechtfertigt.  

 

2. Die Gemeinde verpflichtet sich, bei Einhaltung aller gesetzlichen Vorgaben (K-KBBG) und 

der in dieser Vereinbarung genannten Bestimmungen durch den Träger, zur Entrichtung 

eines Zuschusses für den Zeitraum 1.5.-31.12.2026 lt beiligender Kalkulation. In den 

Folgejahren ergibt sich die Höhe des Zuschusses aus dem Abstimmungsprozess gemäß 

Punkt V.1. 

3. Erforderliche Bauhofleistungen und Wartungen (Blitzschutz, Spielplatz, Brandmeldeanlage, 

Türschließsysteme usw.) werden direkt von der Gemeinde innerhalb der gesetzlichen Fristen 

beauftragt und die Kosten dafür übernommen. 

4. Die Pflege der Außenanlagen wird durch die Marktgemeinde Paternion gewährleistet. 

Außerdem werden im Bereich des vertragsgegenständlichen Betriebes die Schneeräumung 

und der Winterdienst durch die Gemeinde oder einem von der Gemeinde beauftragten 

Dritten übernommen. 

5. Die laufende Reinigung sowie die jährliche Grundreinigung der Kindertagesstätte (Personal 

und Reinigungsmittel) sowie eine eventuell notwendige Spezialreinigung der Fenster und 

Teppiche erfolgt durch den Träger. 

6. Allfällige individuelle Mehrleistungen des Trägers sind mit der Gemeinde zu vereinbaren. 

Nicht vorhersehbare Kosten infolge der Erfüllung (arbeits-) medizinischer Vorgaben (z.B. 

Zytomegalie) werden von der Gemeinde im Anlassfall in Form eines gesonderten 

Zuschusses kompensiert. 

7. Die Gemeinde hat das Recht auf Verfügung über freie Plätze in der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung, wenn die Höchstzahl an Kindern in einer Gruppe gemäß § 10 K-

KBBG nicht erreicht wird (§ 36 Abs. 3 lit. d K-KBBG idgF). 

8. Die Essensversorgung erfolgt zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses über Fremdlieferung, 

welche durch die Gemeinde in Abstimmung mit dem Träger festgelegt wird. 
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9. Die Gemeinde hat das Recht, sich jederzeit über die Angelegenheiten der 

vereinbarungsgegenständlichen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung durch den 

Träger oder die jeweilige Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

informieren zu lassen. Bei jeglicher Auskunftserteilung sind das Recht auf Datenschutz und 

Betriebsgeheimnisse des Trägers zu wahren. Dies umfasst auch das Recht, die 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen zu betreten und zu besichtigen. 

 

 
V. BUDGET UND ABRECHNUNG 

 

1. Der Träger übermittelt der Gemeinde zum Zweck der Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit sowie der Transparenz unaufgefordert bis spätestens 

31.10. des vorangehenden Kalenderjahres den Vorschlag einer Kalkulation, aus dem sich 

eine klare Aufschlüsselung der einzelnen Kostenkategorien (Personalkosten, Overhead, 

Sachkosten etc.) und die daraus abgeleiteten Akontierungszahlungen des Zuschusses der 

Gemeinde an den Träger ergeben.  

Sollte es diesbezügliche Auffassungsunterschiede geben, haben beide Vertragspartner das 

Einvernehmen anzustreben und gegebenenfalls im Hinblick auf Qualität und Quantität des 

Angebotes Nachjustierungen vorzunehmen. Ist keine Einigung erzielbar, ist nach Absatz VII. 

vorzugehen.  

Der Träger ist verpflichtet, Abweichungen von der Gesamtkalkulation von mehr als 10 % 

unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

2. Die Abrechnung für den gesamten Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

für das jeweilige Kalenderjahr hat bis spätestens 30.04. des Folgejahres zu erfolgen und ist 

der Gemeinde unverzüglich vorzulegen. Ergibt sich aus dieser Endabrechnung eine 

Überzahlung/Überförderung, so ist ehestmöglich das Einvernehmen zwischen beiden 

Vertragspartnern hinsichtlich des Umgangs mit diesem Differenzbetrag herzustellen. Ist 

keine Einigung erzielbar, ist nach Absatz VII. vorzugehen. 

3. Der Träger verpflichtet sich, auf Anforderung der Gemeinde, alle relevanten 

Abrechnungsunterlagen, insbesondere Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen inklusive 

aller Rücklagen und Rückstellungen vorzulegen. 

4. Aufwendungen einschließlich akzessorischer Kosten, die sich aus einem vom Träger 

verursachten und verschuldeten Verhalten ergeben (zB Schadenersatzansprüche; Zinsen; 

Anwalts- und Gerichtskosten etc.) werden von der Gemeinde nicht ersetzt. 

5. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat der Träger keine Option zur Umsatzsteuerpflicht ausgeübt. 

Will der Träger diese Option ausüben, so ist zuvor die Zustimmung der Gemeinde 

einzuholen. 

6. Der Träger sichert der Gemeinde zu, dass nach der derzeitigen Gesetzeslage und mangels 

Option zur Umsatzsteuerpflicht sowie der vorliegenden Vertragsbeziehung für die 

vertragsgegenständlichen Leistungen keine Umsatzsteuerpflicht besteht. Sofern eine 

(bevorstehende) Änderung des Umsatzsteuergesetzes die vertragsgegenständlichen 

Leistungen der Umsatzsteuerpflicht unterziehen sollte oder die Umsatzsteuerpflicht im 

Interesse der Gemeinde liegt, verpflichten sich die Vertragsteile Verhandlungen über die 

weitere Zusammenarbeit oder Anpassung des Vertrages aufzunehmen. 
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VI. GELTUNGSDAUER 

 

1. Diese Vereinbarung tritt mit 01.05.2026 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Beiden Vertragsteilen steht das Recht zu, diesen Vertrag unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden Kalenderjahres ohne Angabe 

von Gründen mittels eingeschriebenen Briefes aufzukündigen.  

2. Dessen ungeachtet steht es den Vertragspartnern zu, diese Vereinbarung mit sofortiger 

Wirkung aufzulösen, wenn einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung gröblich verletzt 

werden, oder es sich um schwerwiegende Verstöße handelt, die eine weitere 

Zusammenarbeit unzumutbar machen. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn  

a) schwerwiegende Mängel in der Betriebsführung bzw. in der Abrechnung festgestellt 

werden, 

b) es zum Verlust der Landesförderung gem. K-KBBG kommt, 

c) über das Vermögen des Trägers das Insolvenzverfahren eröffnet wird, 

d) eine rechtskräftige Untersagung des Betriebes der Kinderbildungs- und 

Betreuungseinrichtung durch die Kärntner Landesregierung vorliegt oder die Bewilligung 

aus einem sonstigen Grund wegfällt, 

e) die in dieser Vereinbarung genannten Leistungen vom Träger trotz vorhergehender 

schriftlicher Aufforderung nicht erbracht werden 

f) die Gemeinde mit ihren Zahlungsverpflichtungen trotz schriftlicher Mahnung und Setzen 

einer Nachfrist mehr als drei Monate im Rückstand ist oder 

g) kein Einvernehmen hinsichtlich des Kalkulationsvorschlags für das kommende 

Kindergarten-/Kalenderjahr erzielbar ist. 

Im Falle des lit. g gilt die Auflösung mit Beginn des nächstfolgenden Kindergartenjahres. 

h) wenn keine Einigung hinsichtlich der Überzahlung/Überförderung aus dem Vorjahr erzielt 

wird. In diesem Fall hat der Träger die Überzahlung/Überförderung an die Gemeinde 

umgehend zurückzuzahlen. 

 

VII. GERICHTSSTAND 

 

1. In allen sich allenfalls aus diesem Vertragsverhältnis ergebenen Streitigkeiten ist jedenfalls 

zuerst eine gütliche Einigung, unter allfälliger Beiziehung der für den Vollzug des K-KBBG 

fachlich zuständigen Aufsichtsbehörde des Amtes der Kärntner Landesregierung, 

anzustreben. 

2. Kommt eine solche nicht innerhalb von drei Monaten zustande, so unterwerfen sich die 

Vertragsteile dem Gerichtsstand des Bezirksgerichts Villach. 

 

VIII. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

1. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam oder gesetzeswidrig sein, verpflichten 

sich die Vertragsparteien unverzüglich eine Vereinbarung zu treffen, die im Sinne und 

Zwecke der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich möglichst nahekommt. Die 

Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung dieses Vertrages lässt die Wirksamkeit der 

übrigen Vertragsbestimmungen unberührt.  

2. Dieser Vertrag enthält sämtliche zwischen den Vertragsteilen vereinbarten Regelungen. 

Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Allfällige Änderungen und/oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch für ein Abgehen 

von diesem Formerfordernis. Eine konkludente Änderung ist ausgeschlossen.  
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3. Bei einer maßgeblichen Änderung der Rechtslage oder sonstiger Rahmenbedingungen 

streben die Vertragspartner eine einvernehmliche Anpassung der gegenständlichen 

Vereinbarung an. 

4. Die Gemeinde unterliegt dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG. 

Die gegenständliche Vereinbarung beinhaltet keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 

sowie Informationen, die der Geheimhaltung nach dem IFG oder dem Datenschutz 

unterliegen. Beide Vertragsteile stimmen einer gesetzentsprechenden Veröffentlichung der 

Vereinbarung zu, sofern ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. 

 
 

IX. AUSFERTIGUNGEN 

 

Diese Vereinbarung wird von den Vertragsteilen in einer Urschrift unterfertigt, die bei der Gemeinde 

verbleibt. Der Träger enthält eine Kopie hievon.  

 

 

Ort, Datum: ………………………… 

 
 
Für die Marktgemeinde Paternion Für die AVS 
Der Bürgermeister die Vorstandsvorsitzende 
LAbg. Manuel Müller 2. Vzbg.in Mag.a Gerda Sandriesser 
 
 
__________________________ ___________________________ 
 
 
Für den Gemeindevorstand Für die AVS 
Mitglied des Gemeindevorstandes  die stv. Vorstandsvorsitzende 
Cornelia Pesentheiner Vzbgm.in Renate Lauchard 
 
 

__________________________ _________________________ 

 
 
Für den Gemeinderat Für die AVS 
Mitglied des Gemeinderates der Schriftführer 
 Bgm. Johannes Lenzhofer 
 
 
 
_________________________ __________________________ 

 

Beschlossen und genehmigt durch den Gemeinderatsbeschluss vom 02.07.2026 und 
gefertigt gemäß § 71 Abs. 2 K-AGO idgF 
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13. Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens - AVS – Abschluss 

einer Vereinbarung über den Betrieb des Gemeindekindergartens 
Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Die Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS hat seit dem Kindergartenjahr 2021/2022 

im Auftrag der Marktgemeinde Paternion eine Tagesbetreuung mit zwei Betriebstagesmüttern 

für insgesamt 12 Kinder in der Volksschule Paternion betrieben. Diese wurde mit Wirkung vom 

01. Mai 2026 auf eine eingruppige Kindertagesstätte umgestellt und soll weiterhin durch die AVS 

betrieben werden. 

Darüber hinaus wurden mit der AVS nun Gespräche über den weiteren Betrieb des eingruppigen 

Gemeindekindergartens Paternion, situiert im Untergeschoß des „Götz Stadel“, Bahnhofstraße 

2, 9711 Paternion, geführt. Ein Vorteil der Beauftragung der AVS wäre eine bessere 

Unterstützung der Kindergartenpädagoginnen in fachlich-pädagogischer Sicht, als dies durch die 

Gemeinde selbst erfolgen kann. Darüber hinaus wären in Zukunft Vertretungen im Krankheitsfall 

etc. durch pädagogisch gleichqualifiziertes Personal möglich. Wenn sowohl Kindertagesstätte als 

auch der Gemeindekindergarten durch die AVS betrieben werden, ist es ausreichend eine 

Leitungsfunktion für beide Betreuungseinrichtungen zu bestellen, um Kosten zu sparen. 

Andernfalls müsste für die Kindertagesstätte eine gesonderte Leitung bestellt werden. 

 

Mit der AVS wurde für den Betrieb des Gemeindekindergartens Paternion ein Vertragsentwurf 

ausgehandelt und es wurde seitens der AVS ein Kalkulationsmodell (beiliegend dem TOP 12) 

vorgelegt. 

 

Gemäß dem Vertragsentwurf hat die AVS ein Budget bzw. eine Abrechnung vorzulegen und die 

Gemeinde hat einen dementsprechenden Zuschuss an die AVS zu leisten bzw. sind 

Überförderungen von der AVS an die Gemeinde zurückzuzahlen. Weiters wird durch die AVS von 

den Eltern ein Essensbeitrag, Jausenbeitrag und Material-/Bastelbeitrag eingehoben. Das Essen 

wird vom Pfarr- und Gemeindekindergarten Feistritz/Drau bezogen.  

 

Der Verwaltungskostenanteil soll 7 % der Personalkosten betragen, wobei dies im Jahr 2026 mit 

max. EUR 8.300,00 pro Gruppe gedeckelt wird. 

 

Die Vereinbarung soll ab 1.9.2026 auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. Sie kann unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden Kalenderjahres 

gekündigt werden. 

 

Aufgrund der aktuell vorherrschenden Förderlage durch das Land Kärnten ist für den Betrieb des 

Gemeindekindergartens Paternion durch die AVS für den Zeitraum September bis Dezember 

2026 von einem notwendigen Zuschuss von EUR 40.100,00 und für den Zeitraum Jänner bis 

Dezember 2027 von einem notwendigen Zuschuss von EUR 113.600,00 auszugehen. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

die Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens – AVS mit dem Betrieb des 

Gemeindekindergartens Paternion beginnend mit 1.9.2026 zu beauftragen und nachstehende 

Vereinbarung abzuschließen:  
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VEREINBARUNG 

 

abgeschlossen zwischen  

 

der MARKTGEMEINDE PATERNION 

vertreten durch Herrn LAbg. Bgm. Manuel Müller 

Hauptstraße 83, 9711 Paternion 

(nachfolgend Gemeinde) 

 

einerseits 

und 

 

der ARBEITSVEREINIGUNG DER SOZIALHILFE KÄRNTENS (AVS) 

vertreten durch den Vorstand 

Fischlstraße 40, 9024 Klagenfurt am Wörthersee 

(nachfolgend Träger) 

 

andererseits 

 

für den Kindergarten Paternion 

 

wie folgt: 

 

I. PRÄAMBEL  

 

Gemäß § 19a Abs.1 Kärntner Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (K-KBBG) hat jede Gemeinde 

dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den Hauptwohnsitz innerhalb ihres 

Gemeindegebietes hat, ein Platz in einer Kindertagesstätte oder einem Kindergarten ab dem der 

Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes folgenden Kindergartenjahr innerhalb der 

Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifende Angebote) im Ausmaß von 

zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur Verfügung steht. 

Im Sinne des § 19a Abs. 2 K-KBBG idgF können Gemeinden in Entsprechung dieses 

Versorgungsauftrages private Anbieter als Träger einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. Diese Vereinbarung zwischen dem privaten Träger 

und der Gemeinde ist eine Fördervoraussetzung im Sinne des § 36 Abs. 3 K-KBBG idgF und soll 

eine stabile, qualitativ hochwertige und finanzierbare Kinderbildung- und -betreuung im Sinne der 

gesetzlichen Vorgaben gewährleisten. 

Nachstehende Vereinbarung dient dazu, den Betrieb durch den Träger schriftlich zu regeln, wobei 

Voraussetzung für diese Vereinbarung der Nachweis der Gemeinnützigkeit des Trägers gem. §§ 

34ff der Bundesabgabenordnung ist.  

Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 
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II. VERTRAGSGEGENSTAND 

 

1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist der Betrieb des Kindergartens Paternion in der 

Gemeinde Paternion durch die AVS. 

2. Der Betrieb umfasst zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung die Betreuung 

einer Gruppe am Standort Bahnhofstraße 200, 9711 Paternion. 

3. Die Erweiterung oder Reduktion von Gruppen der Kinderbildungs- und -betreuungs-

einrichtung erfolgt nach Bedarf und einvernehmlich zwischen dem Träger und der Gemeinde. 

4. Die Wochen- und Jahresöffnungszeiten werden im Rahmen der Kinderbildungs- und -

betreuungsordnung in Abstimmung mit der Gemeinde festgelegt.  

5. Die Kinderbildungs- und Betreuungsordnung ist einvernehmlich zwischen der Gemeinde und 

dem Träger festzuhalten. 

 

III. RECHTE UND PFLICHTEN DES TRÄGERS 

 

1. Der Träger ist als Dienstgeber für die Anstellung des pädagogischen Personals samt 

Mindestentlohnung gemäß § 36 Abs 2 lit f K-KBBG iVm der Verordnung der Kärntner 

Landesregierung mit den Bestimmungen über die festzusetzende Mindestentlohnung des im 

Kindergarten oder der Kindertagesstätte beschäftigten pädagogischen Personals erlassen 

wurden, verpflichtet. Vordienstzeiten sind dabei gemäß Verordnung zu berücksichtigen. 

Seitens der AVS kommt zudem der Kollektivvertrag der Sozialwirtschaft Österreich (SWÖ-

KV) zur Anwendung. 

2. Das vorhandene pädagogische Personal sowie das Reinigungspersonal, welches zum 

Zeitpunkt der Betriebsübernahme im Kindergartenjahr 2026/2027 im Kindergarten Paternion 

eingesetzt war, wird auf Wunsch der Gemeinde nicht in den Personalstand der AVS 

übernommen. Das bestehende Personal verbleibt weiterhin in einem Dienstverhältnis zur 

Gemeinde Paternion bis zu einer allfälligen Auflösung des Dienstverhältnisses. Mit den 

Mitarbeiter:innen erfolgt seitens der Gemeinde ein Personalübereinkommen, das die 

Dienstzuteilung und fachliche Unterstellung zur AVS regelt. Die Gemeinde Paternion ist 

weiterhin für alle dienstrechtlichen und organisatorischen Belange sowie die 

Mitarbeiterabrechnung und Entlohnung mit allen Abgaben und Nebenkosten zuständig. 

Quartalsmäßig erfolgt eine Weiterverrechnung der tatsächlichen Personalkosten (inkl. 

Abfertigungs- und Jubiläumsgeldversicherung) des im Kindergarten eingesetzten Personal 

gegen Vorlage der Lohnkonten seitens der Gemeinde an den Rechtsträger. 

3. Erforderliche Neuaufnahmen werden durch die AVS vorgenommen, die Anstellungen 

erfolgen demnach nach dem Kollektivvertrag der Sozialwirtschaft Österreich (kurz SWÖ KV) 

bzw. gemäß K-KBBG und der Mindestentlohnungsverordnung jeweils in der geltenden Form. 

Sollten Personalneuaufnahmen erforderlich werden, so werden BewerberInnen aus der 

Gemeinde Paternion bei gleicher Qualifikation bevorzugt. 

4. Die Dienstplanerstellung obliegt der AVS in enger Kooperation mit den 

Kindergartenleitungen. Mit der Gemeinde erfolgt eine Endabstimmung zur Klärung 

notwendiger Anpassungen in Hinblick auf den Personaleinsatz. 

5. Im Geltungsbereich eines für das pädagogische Personal wirksamen Kollektivvertrages, der 

eine höhere Mindestentlohnung als unter Punkt III. 1. vorsieht, hat die Mindestentlohnung 

gemäß den Bestimmungen dieses Kollektivvertrages zu erfolgen.  

  



Seite 94 von 167 

6. Informationspflichten: 

a. die Gemeinde ist über die Einstufung und Entlohnung des Personals  

b. die Anstellung von Zusatzpersonal  

c. die Anstellung von Ersatzpersonal  

zu informieren. 

Bei der Anstellung von Zusatzpersonal ist zudem das Einvernehmen mit der zuständigen 

Gemeinde einzuholen. 

7. Die Anstellungen des pädagogischen Personals haben den Erfordernissen gemäß § 11 K-

KBBG sowie des 3. Abschnittes des K-KBBG zu entsprechen.  

8. Der Träger ist für die Auswahl, Anstellung und Fort- und Weiterbildung des pädagogischen 

Personals verantwortlich. Bei Verhinderung des Stammpersonals hat der Träger wenn 

möglich entsprechendes Ersatzpersonal im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 

bereitzustellen. 

9. Die vom Träger geführte Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unterliegt der Aufsicht 

der Kärntner Landesregierung. Der Träger ist für den organisatorischen Ablauf sowie die 

wirtschaftliche Gebarung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verantwortlich. Die 

Gemeinde hat, in Abstimmung mit dem Träger, Sorge für die Beschaffung der Ausstattung 

und Einrichtung zu tragen. Für die pädagogischen Bildungsmittel sowie das Spiel- und 

Verbrauchsmaterial hat der Träger zu sorgen.  

10. Der Träger verpflichtet sich zu einem sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen 

Betrieb der Einrichtung. Abhängig von den Regelungen im Punkt III.7. ist die Handhabung 

von erforderlichen Investitionen und Anschaffungen individuell zwischen der Gemeinde und 

dem Träger zu regeln. Beispiel: Unbedingt erforderliche Investitionen und Anschaffungen 

haben mit der Zustimmung der Gemeinde zu erfolgen. Dies betrifft jedenfalls alle 

Gegenstände, die den Wert von EUR 1.000,00 übersteigen, sofern dies innerhalb des 

Budgets abgedeckt werden soll und den dafür im Budget vorgesehenen Ansatz für 

Geringwertige Wirtschaftsgüter übersteigt. Nach Beendigung dieser Vereinbarung bleiben 

sämtliche Einrichtungsgegenstände, Betriebsmittel sowie die Bildungsmittel und das Spiel- 

und Verbrauchsmaterial im Eigentum der Gemeinde. 

11. Der Träger verpflichtet sich kein Entgelt für den Besuch der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung einzuheben. Ausgenommen sind lediglich Entgelte, die in der 

Verordnung der Kärntner Landesregierung mit den Bestimmungen über die Einnahme von 

Entgelten oder Gebühren für die Verpflegung und Zusatzleistungen durch die Trägerin von 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen im Zusammenhang mit einer beitragsfreien 

Kinderbetreuung erlassen wurden (Kärntner Zusatzleistungenverordnung), genannt sind.  

12. Der Träger verpflichtet sich die in § 36 Abs 5 K-KBBG iVm der Kärntner 

Zusatzleistungenverordnung genannten Entgelte sofern und soweit diese anfallen, 

einzuheben. 

13. Die Aufnahme von Kindern erfolgt nach Maßgabe der Kinderbildungs- und 

-betreuungsordnung. Nicht in der Marktgemeinde Paternion hauptwohnsitzgemeldete Kinder 

dürfen im Fall einer Neuaufnahme nur nach Zustimmung mit der Standortgemeinde 

aufgenommen werden. Gleiches gilt für die Freihaltung eines Platzes. Bei der Aufnahme 

neuer Kinder sind vom Träger jedenfalls die mit der Gemeinde abgestimmten 

Vergabekriterien für den Kindergarten zu beachten. 

14. Der Träger verpflichtet sich, die entsprechenden Förderungen gem. dem K-KBBG 

zeitgerecht zu beantragen und widmungsgemäß zu verwenden sowie alle diesbezüglichen 

Fördervoraussetzungen und Auflagen zu erfüllen.  
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15. Die Gemeinde stellt dem Träger im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Paternion ein 

geeignetes Objekt zum Betrieb der vertragsgegenständlichen Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen zur Verfügung. Derzeit handelt es sich bei diesem um die im 

Untergeschoß des „Götz-Stadel“, Bahnhofstraße 200, 9711 Paternion, eingerichteten 

Räumlichkeiten. Der Träger ist verpflichtet, unter Einhaltung einer angemessenen Frist für 

eine allfällige Übersiedlung, seine Kinderbildungs- und -betreuungsleistungen an einem 

anderen Standort im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Paternion zu erbringen. Der 

Träger hat die ihm jeweils zur Verfügung gestellten Objekte einschließlich des Inventars 

pfleglich zu behandeln und jedes Verhalten zu unterlassen, das eine Auflösung durch einen 

allfälligen Nutzungsgeber bzw. Vermieter rechtfertigt. 

16. Der Träger verpflichtet sich, die Gemeinde über freie Plätze in der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung zu informieren. Form und Zeitpunkt der Information sind 

einvernehmlich zwischen Träger und Gemeinde festzulegen. 

 

IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER GEMEINDE 

 

1. Die Gemeinde stellt die Räumlichkeiten inkl. Ausstattung und Einrichtung am Standort des 

Kindergartens Paternion in der Bahnhofstraße 200, 9711 Paternion gemäß den unter Punkt 

III.15. genannten Bedingungen unentgeltlich zur Verfügung.  

2. Die Gemeinde verpflichtet sich, bei Einhaltung aller gesetzlichen Vorgaben (K-KBBG) und 

der in dieser Vereinbarung genannten Bestimmungen durch den Träger, zur Entrichtung des 

Zuschusses für den Zeitraum 1.9.-31.12.2026 in der Höhe von  

10.000 EUR pro Monat lt. beiliegender Kalkulation. In den Folgejahren ergibt sich die Höhe 

des Zuschusses aus dem Abstimmungsprozess gemäß Punkt V.1 

3. Erforderliche Bauhofleistungen und Wartungen (Blitzschutz, Spielplatz, Brandmeldeanlage, 

Türschließsysteme usw.) werden direkt von der Gemeinde innerhalb der gesetzlichen Fristen 

beauftragt und die Kosten dafür übernommen. 

4. Die Pflege der Außenanlagen wird durch die Marktgemeinde Paternion gewährleistet. 

Außerdem werden im Bereich des vertragsgegenständlichen Betriebes die Schneeräumung 

und der Winterdienst durch die Gemeinde oder einem von der Gemeinde beauftragten 

Dritten übernommen. 

5. Die laufende Reinigung sowie die jährliche Grundreinigung des Kindergartens (Personal und 

Reinigungsmittel) sowie eine eventuell notwendige Spezialreinigung der Fenster und 

Teppiche erfolgt durch den Träger. 

6. Allfällige individuelle Mehrleistungen des Trägers sind mit der Gemeinde zu vereinbaren. 

Nicht vorhersehbare Kosten infolge der Erfüllung (arbeits-) medizinischer Vorgaben (z.B. 

Zytomegalie) werden von der Gemeinde im Anlassfall in Form eines gesonderten 

Zuschusses kompensiert. 

7. Die Gemeinde hat das Recht auf Verfügung über freie Plätze in der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung, wenn die Höchstzahl an Kindern in einer Gruppe gemäß § 10 K-

KBBG nicht erreicht wird (§ 36 Abs. 3 lit. d K-KBBG idgF). 

8. Die Essensversorgung erfolgt zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses über Fremdlieferung, 

welche durch die Gemeinde in Abstimmung mit dem Träger festgelegt wird. 

9. Die Gemeinde hat das Recht, sich jederzeit über die Angelegenheiten der 

vereinbarungsgegenständlichen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung durch den 

Träger oder die jeweilige Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

informieren zu lassen. Bei jeglicher Auskunftserteilung sind das Recht auf Datenschutz und 

Betriebsgeheimnisse des Trägers zu wahren. Dies umfasst auch das Recht, die 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen zu betreten und zu besichtigen. 
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V. BUDGET UND ABRECHNUNG 

 

 

1. Der Träger übermittelt der Gemeinde zum Zweck der Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit sowie der Transparenz unaufgefordert bis spätestens 

31.10. des vorangehenden Kalenderjahres den Vorschlag einer Kalkulation, aus dem sich 

eine klare Aufschlüsselung der einzelnen Kostenkategorien (Personalkosten, Overhead, 

Sachkosten etc.) und die daraus abgeleiteten Akontierungszahlungen des Zuschusses der 

Gemeinde an den Träger ergeben.  

Sollte es diesbezügliche Auffassungsunterschiede geben, haben beide Vertragspartner das 

Einvernehmen anzustreben und gegebenenfalls im Hinblick auf Qualität und Quantität des 

Angebotes Nachjustierungen vorzunehmen. Ist keine Einigung erzielbar, ist nach Absatz VII. 

vorzugehen.  

2. Der Träger ist verpflichtet, Abweichungen von der Gesamtkalkulation von mehr als 10 % 

unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

3. Die Abrechnung für den gesamten Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

für das jeweilige Kalenderjahr hat bis spätestens 30.04. des Folgejahres zu erfolgen und ist 

der Gemeinde unverzüglich vorzulegen. Ergibt sich aus dieser Endabrechnung eine 

Überzahlung/Überförderung, so ist ehestmöglich das Einvernehmen zwischen beiden 

Vertragspartnern hinsichtlich des Umgangs mit diesem Differenzbetrag herzustellen. Ist 

keine Einigung erzielbar, ist nach Absatz VII. vorzugehen. 

4. Der Träger verpflichtet sich, auf Anforderung der Gemeinde, alle relevanten 

Abrechnungsunterlagen, insbesondere Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen inklusive 

aller Rücklagen und Rückstellungen vorzulegen.  

5. Aufwendungen einschließlich akzessorischer Kosten, die sich aus einem vom Träger 

verursachten und verschuldeten Verhalten ergeben (zB Schadenersatzansprüche; Zinsen; 

Anwalts- und Gerichtskosten etc.) werden von der Gemeinde nicht ersetzt. 

6. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat der Träger keine Option zur Umsatzsteuerpflicht ausgeübt. 

Will der Träger diese Option ausüben, so ist zuvor die Zustimmung der Gemeinde 

einzuholen. 

7. Der Träger sichert der Gemeinde zu, dass nach der derzeitigen Gesetzeslage und mangels 

Option zur Umsatzsteuerpflicht sowie der vorliegenden Vertragsbeziehung für die 

vertragsgegenständlichen Leistungen keine Umsatzsteuerpflicht besteht. Sofern eine 

(bevorstehende) Änderung des Umsatzsteuergesetzes die vertragsgegenständlichen 

Leistungen der Umsatzsteuerpflicht unterziehen sollte oder die Umsatzsteuerpflicht im 

Interesse der Gemeinde liegt, verpflichten sich die Vertragsteile Verhandlungen über die 

weitere Zusammenarbeit oder Anpassung des Vertrages aufzunehmen.  

 

 

VI. GELTUNGSDAUER 

 

1. Diese Vereinbarung tritt mit 01.09.2026 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Beiden Vertragsteilen steht das Recht zu, diesen Vertrag unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden Kalenderjahres ohne Angabe 

von Gründen mittels eingeschriebenen Briefes aufzukündigen.  

2. Dessen ungeachtet steht es den Vertragspartnern zu, diese Vereinbarung mit sofortiger 

Wirkung aufzulösen, wenn einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung gröblich verletzt 

werden, oder es sich um schwerwiegende Verstöße handelt, die eine weitere 

Zusammenarbeit unzumutbar machen. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn  
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a) schwerwiegende Mängel in der Betriebsführung bzw. in der Abrechnung festgestellt 

werden, 

b) es zum Verlust der Landesförderung gem. K-KBBG kommt, 

c) über das Vermögen des Trägers das Insolvenzverfahren eröffnet wird, 

d) eine rechtskräftige Untersagung des Betriebes der Kinderbildungs- und 

Betreuungseinrichtung durch die Kärntner Landesregierung vorliegt oder die Bewilligung 

aus einem sonstigen Grund wegfällt, 

e) die in dieser Vereinbarung genannten Leistungen vom Träger trotz vorhergehender 

schriftlicher Aufforderung nicht erbracht werden 

f) die Gemeinde mit ihren Zahlungsverpflichtungen trotz schriftlicher Mahnung und Setzen 

einer Nachfrist mehr als drei Monate im Rückstand ist oder 

g) kein Einvernehmen hinsichtlich des Kalkulationsvorschlags für das kommende 

Kindergarten-/Kalenderjahr erzielbar ist. 

Im Falle des lit. g gilt die Auflösung mit Beginn des nächstfolgenden Kindergartenjahres. 

h) wenn keine Einigung hinsichtlich der Überzahlung/Überförderung aus dem Vorjahr erzielt 

wird. In diesem Fall hat der Träger die Überzahlung/Überförderung an die Gemeinde 

umgehend zurückzuzahlen. 

 

VII. GERICHTSSTAND 

 

1. In allen sich allenfalls aus diesem Vertragsverhältnis ergebenen Streitigkeiten ist jedenfalls 

zuerst eine gütliche Einigung, unter allfälliger Beiziehung der für den Vollzug des K-KBBG 

fachlich zuständigen Aufsichtsbehörde des Amtes der Kärntner Landesregierung, 

anzustreben. 

2. Kommt eine solche nicht innerhalb von drei Monaten zustande, so unterwerfen sich die 

Vertragsteile dem Gerichtsstand des Bezirksgerichts Villach. 

 

VIII. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

1. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam oder gesetzeswidrig sein, verpflichten 

sich die Vertragsparteien unverzüglich eine Vereinbarung zu treffen, die im Sinne und 

Zwecke der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich möglichst nahekommt. Die 

Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung dieses Vertrages lässt die Wirksamkeit der 

übrigen Vertragsbestimmungen unberührt.  

2. Dieser Vertrag enthält sämtliche zwischen den Vertragsteilen vereinbarten Regelungen. 

Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Allfällige Änderungen und/oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch für ein Abgehen 

von diesem Formerfordernis. Eine konkludente Änderung ist ausgeschlossen.  

3. Bei einer maßgeblichen Änderung der Rechtslage oder sonstiger Rahmenbedingungen 

streben die Vertragspartner eine einvernehmliche Anpassung der gegenständlichen 

Vereinbarung an. 

4. Die Gemeinde unterliegt dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG. 

Die gegenständliche Vereinbarung beinhaltet keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 

sowie Informationen, die der Geheimhaltung nach dem IFG oder dem Datenschutz 

unterliegen. Beide Vertragsteile stimmen einer gesetzentsprechenden Veröffentlichung der 

Vereinbarung zu, sofern ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. 
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IX. AUSFERTIGUNGEN 

 

Diese Vereinbarung wird von den Vertragsteilen in einer Urschrift unterfertigt, die bei der Gemeinde 

verbleibt. Der Träger enthält eine Kopie hievon.  

 

Ort, Datum: ………………………… 

 
Für die Marktgemeinde Paternion Für die AVS 
Der Bürgermeister die Vorstandsvorsitzende 
LAbg. Manuel Müller 2. Vzbg.in Mag.a Gerda Sandriesser 
 
 
__________________________ ___________________________ 
 
 

Für den Gemeindevorstand Für die AVS 
Mitglied des Gemeindevorstandes  die stv. Vorstandsvorsitzende 
Cornelia Pesentheiner Vzbgm.in Renate Lauchard 
 
 

__________________________ _________________________ 

 
 
Für den Gemeinderat Für die AVS 
Mitglied des Gemeinderates der Schriftführer 
 Bgm. Johannes Lenzhofer 
 
 
 
_________________________ __________________________ 

 

Beschlossen und genehmigt durch den Gemeinderatsbeschluss vom 02.07.2026 und 
gefertigt gemäß § 71 Abs. 2 K-AGO idgF 
 

 

14. Hundehaltung - Beschlussfassung über eine 

Hundeabgabenverordnung und Aufhebung der 

Hundeabgabenverordnung vom 13.10.2021 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Paternion hat in seiner Sitzung vom 16. April 2026 auf 

Antrag des Umweltausschusses beschlossen, die Hundeabgabe von derzeit EUR 20,00 auf 

EUR 25,00 jährlich pro Hund anzuheben. Die neue Hundeabgabenverordnung soll mit 

01.01.2027 in Kraft treten. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

nachstehende Hundeabgabenverordnung zu erlassen: 
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V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Paternion vom 2. Juli 2026,  

Zahl: 941/3/2026/Sa/No, mit der für das Halten von Hunden eine Abgabe ausgeschrieben wird 

(Hundeabgabenverordnung 2027) 

 

Gemäß §§ 16, 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024,  

BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, § 13 der 

Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung – K-AGO, LGBl. Nr. 66/1998, zuletzt in der Fassung 

des Gesetzes LGBl. Nr. 47/2025, sowie §§ 1 ff. des Kärntner Hundeabgabengesetzes – K-HAG, 

LGBl. Nr. 18/1970, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 95/2024, wird verordnet: 

 

 

§ 1 

Ausschreibung 

 

(1) Die Marktgemeinde Paternion erhebt für das Halten von Hunden in ihrer Gemeinde eine 

Hundeabgabe. Hundeabgaben sind ausschließliche Gemeindeabgaben. 

 

(2) Der Abgabe unterliegen nicht Assistenzhunde gemäß § 39a Bundesbehindertengesetz – 

BBG, BGBl. 283/1990, sowie Wach- und Diensthunde der Bundespolizei, der Zollwache und 

des Bundesheeres. 

 

 

 

§ 2 

Ausmaß 

 

Die Hundeabgabe beträgt pro Kalenderjahr, unabhängig von der An- oder Abmeldung des 

Hundes, für jeden Hund, uneingeschränkt ob es sich um einen Wachhund, einen Hund, der in 

Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten wird, EUR 25,00. 

 

 

§ 3 

Befreiungen 

 

(1) Von der Hundeabgabe ist befreit, das Halten von: 

a) Lawinen- und Personensuchhunden, 

b) Hunden des Bergrettungs- und Rettungsdienstes, 

c) Hunden in Tierasylen und 

d) ausgebildeten Assistenz- und Therapiehunden. 

 

(2) Der Bürgermeister hat auf Antrag des Abgabenschuldners bescheidmäßig festzustellen, ob 

im Einzelfall ein Befreiungstatbestand vorliegt. 

 

 

§ 4 

Hundemarke 

 

Die Hundemarke trägt den Aufdruck „Marktgemeinde Paternion“ und eine Nummer. 

 

 

§ 5 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2027 in Kraft. 
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(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Marktgemeinde Paternion vom 13. Oktober 2021, Zahl 941/3/2021/Eb, mit der für das 

Halten von Hunden eine Abgabe ausgeschrieben wird (Hundeabgabeverordnung), außer 

Kraft. 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

LAbg. Manuel Müller 

 

 

15. Pöllaner Teich – Erneuerung des über die Liegewiese und 

Parkfläche abgeschlossenen Pachtvertrages 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion hat von der Gräfl. Foscari-Widmann-Rezzonicoschen 

Forstdirektion den Pöllaner Teich gepachtet, um diesen den Bürgern und Besuchern der 

Marktgemeinde Paternion als Naherholungsgebiet zur Verfügung zu stellen. 

 

Zur besseren Nutzung wurde bereits in der Vergangenheit mit Pachtvertrag vom 29.07.1991 von 

……. eine Teilfläche des damaligen Gst. Nr. 923 als Liegewiese gepachtet. Auf ……. wurde dann 

einige Jahre später eine auf Gst. Nr. 923/1, südlich der L33 – Kreuzner Straße, gelegene Fläche 

als Besucherparkplatz ausgewiesen und genutzt. 

 

Im Jahr 2004 erfolgte dann auf Wunsch von ……. die Verlegung eines Gemeindeweges im 

Bereich des Pöllaner Teiches. Als Gegenleistung wurde insbesondere gegenüber der 

Marktgemeinde Paternion auf die Pachtzinse bis zum 31.12.2024 verzichtet. 

 

Nach dem Tod von ……. ist nunmehr dessen ……. zu ½ Anteilen grundbücherliche 

Eigentümerin und ……. aufgrund des Einantwortungsbeschlusses des BG Villach vom 

31.10.2025 zu 11 A 370/25b zu ½ Anteilen außerbücherlicher Eigentümer der betroffenen 

Liegenschaft. Mit Einantwortung des ruhenden Nachlasses nach ……. ist vorgenannter 

Pachtvertrag gem. § 1116a ABGB nun auch auf ……. übergegangen. 

 

Um den Besuchern des Naherholungsgebietes Pöllaner Teich auch weiterhin eine Liegewiese und 

einen Besucherparkplatz zur Verfügung stellen zu können, soll nunmehr der bestehende 

Pachtvertrag mit ……. erneuert werden. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

mit ……. den Pachtvertrag über das Gst. Nr. 923/2, im unverbürgten Flächenausmaß von ca. 

2.689 m², sowie die auf Gst. Nr. 923/1 als Besucherparkplatz genutzte Fläche, im unverbürgten 

Flächenausmaß von ca. 600 m², zu erneuern, diese Flächen zu einem Preis von EUR 700,00 pro 

Jahr zu pachten und nachstehenden Vertrag abzuschließen: 
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16. Gemeinschaftshaus Feistritz/Drau – Abschluss eines 

Mietvertrages über die nordostseitig gelegenen 
Geschäftsräumlichkeiten 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion ist Eigentümerin des Gemeinschaftshauses Feistritz/Drau, mit 

der Adresse Villacher Straße 250, 9710 Feistritz/Drau. 

 

……. ist aktuell Untermieterin in dem von ……., gemieteten Objekt und betreibt dort eine 

Änderungsschneiderei. ……. hat dieses Mietverhältnis zum 31.07.2026 aufgekündigt. ……. 

möchte ihr Unternehmen in gegenständlichem Mietobjekt weiter betreiben und dieses auf den 

Handel mit Textilien ausdehnen. Zu diesem Zweck soll ein auf 5 Jahre befristeter Mietvertrag zu 

einem derzeitigen Gesamtmietzins (Mietzins samt Betriebskosten) in Höhe von EUR 1.748,31 

zuzüglich Umsatzsteuer abgeschlossen werden. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

an ……. die nordostseitig gelegenen Geschäftsräumlichkeiten im Erdgeschoß des 

Gemeinschaftshauses im Ausmaß von ca. 151,5 m² zu einem derzeitigen Gesamtmietzins 

(Mietzins samt Betriebskosten) in Höhe von EUR 1.748,31 zuzüglich Umsatzsteuer zu vermieten 

und nachstehenden Vertrag abzuschließen: 
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17. Pöllaner Teich – Abschluss eines Pachtvertrages hinsichtlich des 

Fischereirechts 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion hat mit Vertrag vom 29.07.1991 von der „Besitzgemeinschaft 

Foscari-Widmann-Rezzonico“ den Pöllaner Teich gepachtet, um diesen den Bürgern und 

Besuchern der Marktgemeinde Paternion als Naherholungsgebiet zur Verfügung zu stellen. 

Mitgepachtet wurde auch das Recht, das Fischereirecht an geeignete Personen weiterzugeben. 

Die Verpächter haben hinsichtlich des Fischereirechtes ursprünglich auf die Ausübung des 

Kündigungsrechtes auf die Dauer von 15 Jahren verzichtet. Zuletzt wurde mit den Verpächtern 

die Verlängerung des Fischereirechts um weitere 10 Jahre bis zum 31.12.2036 vereinbart. 

 

Bereits mit Verträgen vom 28.06.2006 und 08.07.2016 hat die Marktgemeinde Paternion das 

Fischereirecht an ……. jeweils auf die Dauer von 10 Jahren unterverpachtet. Der zuletzt bezahlte 

Pachtzins betrug EUR 289,24 (inkl. 20 % USt.) pro Jahr. 

 

Den Pächtern kommt gemäß den Bestimmungen des § 4 des Pachtvertrages vom 08.07.2016 

ein Vorpachtrecht zu. Sie haben sich auch neuerlich für die Pachtung des Fischereirechtes 

interessiert. 

 

Um den Pächtern weiterhin die Ausübung der Fischerei am Pöllaner Teich zu ermöglichen und 

den Verpflichtungen aus dem vorgenannten Vertrag nachzukommen, soll nunmehr ein 

neuerlicher Pachtvertrag abgeschlossen werden. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

das Fischereirecht am Pöllaner Teich ……. als gemeinschaftliche Pächter, für den Zeitraum vom 

01.08.2026 bis zum 31.12.2036 zu einem jährlichen Pachtzins von EUR 294,00 (inkl. 20 % USt.) 

zu verpachten und nachstehenden Vertrag abzuschließen: 

  



Seite 113 von 167 

 
  



Seite 114 von 167 

 
  



Seite 115 von 167 

 
  



Seite 116 von 167 

 
  



Seite 117 von 167 

 

18. 1. Änderung des Stellenplans 2026 der Marktgemeinde Paternion 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Gemäß den geltenden Bestimmungen ist für Personen, die länger als acht Monate bei einer 

Gemeinde beschäftigt sind, eine eigene Planstelle im Stellenplan vorzusehen.  

Da für ……., welche seit 23.05.2012 bei der Marktgemeinde Paternion beschäftigt ist, bislang 

keine entsprechende Planstelle ausgewiesen war, ist eine Änderung des Stellenplanes 

ehestmöglich vorzunehmen. 

 

Der derzeit gültige und vom Gemeinderat in der Sitzung vom 18.12.2025 beschlossene 

Stellenplan für die Bediensteten der Marktgemeinde Paternion muss deshalb entsprechend 

erweitert werden. 

 

Die Richtigkeit der Stellenzuordnungen nach dem K-GMG iVm der K-GMVZV wurde durch das 

Gemeinde-Servicezentrum mit 11.06.2026 bestätigt.  

 

Mit E-Mail vom 19.06.2026 hat Mag. Stefan Slanitsch, Gemeinderevisor der Abt. 3 des Amtes 

der Kärntner Landesregierung, mitgeteilt, dass die Erweiterung und Abänderung des Stellenplans 

2026 durch die Aufnahme der Planstelle Nummer 14 von ……. aufsichtsbehördlich zur Kenntnis 

genommen wird. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

den derzeit gültigen Stellenplan um eine Planstelle (Modelstelle KU-RKB3, Stellenwert 24, 

Beschäftigungsausmaß 67,50%) für den Bereich „Essen auf Rädern“ der Marktgemeinde 

Paternion zu erweitern und nachstehende Verordnung zu erlassen: 

 

 

 

VERORDNUNG 
 

 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Paternion vom 02. Juli 2026, Zahl: 011/3/2026/St, mit 

welcher die Stellenplanänderung für das Verwaltungsjahr 2026 beschlossen wird (1. Änderung) 

 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Kärntner Gemeindebedienstetengesetzes – K-GBG, LGBl. Nr. 56/1992, 

zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 87/2025, des § 3 Abs. 1 und 2 des Kärntner 

Gemeindevertragsbedienstetengesetzes – K-GVBG, LGBl. Nr. 95/1992, zuletzt in der Fassung 

des Gesetzes LGBl. Nr. 87/2025, sowie des § 5 Abs. 1 und 2 des Kärntner 

Gemeindemitarbeiterinnengesetzes – K-GMG, LGBl. Nr. 96/2011, zuletzt in der Fassung des 

Gesetzes LGBl. Nr. 87/2025, wird verordnet: 

 

 

§ 1 

Beschäftigungsobergrenze 

 

Für das Verwaltungsjahr 2026 beträgt die Beschäftigungsobergrenze gemäß § 5 Abs. 1 

K- GBRPV 539 Punkte. 

 

§ 2 

Stellenplan 

 

1) Für die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben werden im Verwaltungsjahr 2026 folgende 

Planstellen festgelegt: 
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  Stellenplan nach 
K-GBG 

Stellenplan nach K-GMG BRP 

Lfd. Nr 
Beschäftigungs- 

ausmaß in % 
VWD- 

Gruppe 
DKl. GKl. Stellenwert Punkte 

1 100,00% B VII 19 69 69,00 

2 100,00% C V 8 36 36,00 

3 100,00% C V 7 33 33,00 

4 100,00%   7 33 33,00 

5 52,50% P4 III 2 18  

6 100,00% B VII 12 48 23,52 

7 100,00% C V 8 36 36,00 

8 100,00% D IV 8 36 36,00 

9 100,00% B VII 12 48 48,00 

10 100,00% C V 8 36 36,00 

11 100,00% C V 7 33 33,00 

12 100,00% B VI 10 42 42,00 

13 100,00% C V 7 33 33,00 

14 67,50%   4 24  

15 100,00% P5 III 5 27  

16 23,00% P5 III 2 18  

17 100,00% C V 8 36 19,80 

18 100,00% K - 10 42  

19 75,00%   8 36  

20 65,63% P4 III 4 24  

21 100,00% P2 IV 7 33 
 

22 76,25% P4 III 3 21 
 

23 50,00% P4 III 2 18 
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24 50,00% P4 III 2 18 
 

25 50,00% P4 III 2 18 
 

26 50,00% P5 III 2 18 
 

27 87,50% P3 III 5 27 
 

28 100,00% P1 V 8 36 
 

29 100,00% P3 IV 7 33 
 

30 100,00% P3 IV 6 30 
 

31 100,00% P3 IV 6 30 
 

32 100,00% P3 IV 6 30 
 

33 100,00% 
  

3 21 
 

34 45,00% 
  

3 21 
 

35 100,00% 
  

7 33 
 

36 100,00%   7 33  

37 100,00% P1 V 9 39  

38 100,00% P3 IV 6 30  

39 100,00% P3 IV 7 33  

BRP-Summe 478,32 

 

2) Der Beschäftigungsrahmenplan wird eingehalten. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

1) Die Verordnung tritt am 03. Juli 2026 in Kraft. 

 

2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 

18. Dezember 2025, Zahl: 011/2025/St, außer Kraft. 
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19. Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung 

über das Kindergartengebäude Feistritz/Drau 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion hat aufgrund der Bestimmungen des Kärntner Kinderbildungs- und 

-betreuungsgesetzes – K-KBBG dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den 

Hauptwohnsitz innerhalb ihres Gemeindegebietes hat, ein Platz in einer Kindertagesstätte oder 

einem Kindergarten ab dem der Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes folgenden 

Kindergartenjahr innerhalb der Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifend) im 

Ausmaß von zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur Verfügung steht. 

In Erfüllung dieser Vorsorgepflicht kann die Gemeinde private Anbieter als Trägerin einer 

Kinderbildungs- und-betreuungseinrichtung durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. 

 

Mit Vereinbarungen, abgeschlossen am 04.10.2001 und 13.06.2024, haben die Marktgemeinde 

Paternion und die römisch-katholische Pfarre Feistritz/Drau Regelungen über die Führung eines 

3-gruppigen Kindergartens sowie einer eingruppigen Kindertagesstätte in den Räumlichkeiten 

der Pfarre auf der Liegenschaft Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, getroffen. Nach diesen ist 

die Pfarre verpflichtet, den Pfarr- und Gemeindekindergarten sowie die Kindertagesstätte zu 

betreiben, während die Marktgemeinde Paternion jährliche Subventionen zur Deckung des 

Betriebsabganges sowie der Betriebs- und Instandhaltungskosten zu leisten hat. 

 

Mit einer Novellierung des K-KBBG ist ab 1.9.2026 der Betrieb des Kindergartens und der 

Kindertagesstätte durch die Pfarre nicht mehr möglich, ohne die Förderungen des Landes 

Kärnten zu verlieren. Seitens der Diözese Klagenfurt-Gurk wurde aus diesem Grund die St. 

Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in der 

Diözese Gurk gegründet, um einen Fortbetrieb von Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtungen im Nahebereich der Kirche zu ermöglichen. 

 

Da der Marktgemeinde Paternion in der Ortschaft Feistritz/Drau derzeit keine eigenen 

Räumlichkeiten zum Betrieb der vorgenannten Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtungen zur Verfügung stehen, ist es notwendig das bestehende Gebäude 

weiter zu verwenden. Die Pfarre hat eine entsprechenden Nutzungsvereinbarung vorgelegt, die 

als Bedingung die einmalige Beauftragung der St. Hemma-Stiftung mit dem Betrieb der 

vorgenannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen vorsieht. Mit der  

St. Hemma-Stiftung soll diesbezüglich eine gesonderte Vereinbarung getroffen werden. 

 

Da in den 1990er Jahren unter Einsatz erheblicher Mittel von Bund, Land und Gemeinde das 

vorgenannte Gebäude umfassend renoviert und ein Zubau errichtet wurde, ist im vorliegenden 

Vereinbarungsentwurf keine Mietzahlung vorgesehen. Die Marktgemeinde Paternion hat die 

Erhaltungs- und Instandsetzungskosten gemäß einem Schlüssel gemeinsam mit der Pfarre zu 

tragen und ein Betriebs- und Heizkostenakonto von 

EUR 2.760,00 monatlich zu leisten. Weiters ist die Einrichtung eines Kuratoriums zur 

Beschlussfassung über notwendige Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten vorgesehen. Mit 

Zustandekommen der Nutzungsvereinbarung werden die Vereinbarungen vom 04.10.2001 und 

13.06.2024 einvernehmlich aufgelöst. 

 

Die Vereinbarung soll ab 1.9.2026 auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. Sie kann unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden Kalenderjahres 

gekündigt werden. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

mit der Pfarre Feistritz/Drau nachstehende Nutzungsvereinbarung hinsichtlich des 

Kindergartengebäudes Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, abzuschließen:  
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N U T Z U N G S V E R E I N B A R U N G 
 
 
abgeschlossen zwischen der 
 

Marktgemeinde Paternion, 
vertreten durch LAbg. Bürgermeister Manuel Müller, 

Hauptstraße 83, 9711 Paternion 
 
im Folgenden kurz „Gemeinde“ genannt, einerseits und der 
 

RÖMISCH-KATHOLISCHEN PFARRE FEISTRITZ / DRAU, 
vertreten durch Prov. Mag. Grzegorz Rapala, 

Fliederweg 12, 9710 Feistritz Drau 
 
im Folgenden kurz „Pfarre“ genannt, andererseits betreffend den/die 
 

Pfarr- und Gemeindekindergarten/-tagesstätte Feistritz/Drau 
 
wie folgt: 
 

Präambel 
 

Mit Vereinbarungen, abgeschlossen am 04.10.2001 (kirchenbehördliche Genehmigung vom 
27.11.2001) und 13.06.2024, haben die Vertragsteile Regelungen über die Führung eines 3-
gruppigen Kindergartens sowie einer eingruppigen Kindertagesstätte in den Räumlichkeiten 
der Pfarre auf der Liegenschaft Parz (nunmehr) 1377/1 und 1377/3 der Katastralgemeinde 
Feistritz / Drau – Nummer: KG 75201, getroffen. Im Rahmen dieser genannten 
Vereinbarungen wurden Regelungen über den Betrieb der genannten 
Kinderbetreuungseinrichtungen getroffen, sowie eine Regelung über die Tragung des damit 
verbundenen Aufwandes abgeschlossen. 
 
Die Parteien sind nunmehr übereingekommen, diese Vereinbarungen durch die 
gegenständliche Vereinbarung zu ersetzen. 
 

1. 
 

Die Pfarre ist Eigentümerin der Liegenschaft Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, Parz 1377/1 
und 1377/3 der Katastralgemeinde Feistritz / Drau – Nummer: KG 75201. Auf dieser 
Liegenschaft befindet sich das Kindergartengebäude Feistritz/Drau, in welchem Objekt 
bereits seit vielen Jahren ein Kindergarten und eine Kindertagesstätte von der Pfarre 
betrieben wurde/wird. In den 1990er Jahren wurde unter Einsatz erheblicher Mittel von 
Bund, Land und Gemeinde sowie mit einem wesentlichen Beitrag der Pfarre dieses Gebäude 
umfassend renoviert und ein Zubau errichtet. Seitdem wird das Untergeschoß des neu 
errichteten Kindergartengebäudes von der Pfarre genutzt (Pfarrräumlichkeiten, Pfarrsaal und 
Garage).  
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Die Räumlichkeiten des Untergeschosses des alten Kindergartengebäudes, die früheren 
Räumlichkeiten der Pfarre, wurden an den Kindergarten übertragen. Anschließend an das 
Kindergartengebäude befindet sich der Pfarrhof der Pfarre. Beide Gebäude und das auf 
Parzelle .101/1 separat stehende Gebäude (alter Pfarrhof) mit dem alten Pfarrsaal und 
Wohnungen im 1. Obergeschoss werden durch eine gemeinsame Heizungsanlage versorgt.  
 
Weiters ist die Pfarre Eigentümerin der Gst. Nr. 1794/1, .101/1 und .102, je KG 75201 
Feistritz/Drau. Die Gemeinde ist Eigentümerin des Gst. Nr. 1378. Diese Grundstücke schließen 
unmittelbar an die Gst. 1377/1 und 1377/3 an bzw. befinden sich in unmittelbarer Nähe. Auf 
Gst. .101/1 befindet sich der alte Pfarrhof, auf Gst. .102 die römisch-katholische Kirche 
Feistritz/Drau. 
 

2. 
 

Die Pfarre stellt der Gemeinde jene Räumlichkeiten, in welchen bisher von ihr der 3-gruppige 
Kindergarten und die eingruppige Kindertagesstätte betrieben wurden, unentgeltlich zum 
zukünftigen Betrieb des Pfarr- und Gemeindekindergartens Feistritz/Drau und der Pfarr- und 
Gemeindekindertagesstätte Feistritz/Drau zur Verfügung. Von dieser Nutzungsberechtigung 
der Gemeinde sind sämtliche bisher vom Kindergarten und der Kindertagesstätte genutzten 
Räumlichkeiten (gemäß der einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung 
darstellenden Anlage) und Flächen (nicht öffentliche Spielgärten auf den Gst. 1377/1 und 
1377/3 sowie Parkplätze südlich und östlich des Kindergartens auf den Gst. 1377/3, 1794/1 
und .101/1) umfasst. Klarstellend wird festgehalten, dass auch dem Kindergarten/der 
Kindertagesstätte die Nutzung der Parkplätze für eigene Zwecke zukommt. Der Gang im 
Untergeschoss des Kindergartengebäudes (Zubau) darf jederzeit als Fluchtweg genutzt 
werden. Die Pfarre stellt nach Absprache auch den im Untergeschoss des 
Kindergartengebäudes (Zubau) gelegenen Pfarrsaal in Einzelfällen zur Verfügung. 
 

3. 
 

Bereits in der Vereinbarung vom 04.10.2001 hat sich die Pfarre verpflichtet, das Objekt 
Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau hinsichtlich der durchgeführten Erweiterung, ohne 
schriftliche Zustimmung der Marktgemeinde Paternion weder zu belasten, noch zu 
veräußern. Die Pfarre verpflichtet sich weiterhin, die vereinbarungsgegenständlichen 
Räumlichkeiten und Flächen ohne Zustimmung der Gemeinde weder zu belasten noch zu 
veräußern. 
 

4. 
 

Zwischen den Parteien wird festgehalten, dass die Gemeinde in den letzten Jahrzehnten die 
finanziellen Abgänge, die der Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtungen durch die Pfarre 
nach sich gezogen hat, zur Gänze in Form von Subventionen abgedeckt und sich an den 
Erhaltungs- und Instandsetzungskosten an der Liegenschaft in unterschiedlichen Ausmaßen 
beteiligt hat.  
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Die Gemeinde verpflichtet sich zukünftig auf Dauer des Bestehens des hiermit vereinbarten 
Nutzungsrechtes die Strom-, Heiz- und Betriebskosten sowie die öffentlichen Abgaben, 
darüber hinaus die anfallenden Erhaltungs- und Instandsetzungskosten gemäß 
nachfolgendem Schlüssel zu tragen: 
- Heizkosten und Strom werden verbrauchsabhängig ersetzt, soweit geeignete Vorrichtungen 
zur Erfassung/Messung der Verbrauchsanteile bestehen; wobei diesfalls seitens der Pfarre 
zugesichert wird, dass über diese Messvorrichtungen ausschließlich der Verbrauch der 
vereinbarungsgegenständlichen Räumlichkeiten erfasst wird; 
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten der vom Nutzungsrecht umfassten Räumlichkeiten 
zu 100 %; 
- Wasser (Wert gemäß Hauptzähler für Gesamtliegenschaft abzüglich Wert Subzähler für den 
Friedhof) und Kanal zu 60 %, sofern diese nicht verbrauchsabhängig abgerechnet werden 
können;  
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten von allgemeinen Teilen des Kindergartengebäudes 
samt Pfarrhof (zB Dach, Fassade, Mauern, Leitungen etc.) zu 60 %; 
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten der Heizungsanlage werden nach dem Verhältnis 
des gesamten Verbrauchs zwischen Gemeinde und Pfarre aufgeteilt; 
- für die Unratabfuhr werden eigene Tonnen für das Kindergartengebäude zur Verfügung 
gestellt; 
-  Hausverwaltung (betreffend Kindergartengebäude samt Pfarrhof) zu 60 %; 
-  Schneeräumung, Pflege Grünflächen und Heckenschnitt (betreffend Gst. 1377/1 und 
1377/3 sowie Gst. Nr. 1378, 1794/1, .101/1 und .102) zu 60 %; 
- Grundsteuer (hinsichtlich des Kindergartengebäudes samt Pfarrhof und der 
vertragsgegenständlichen Flächen) zu 60 %; 
- Versicherungen (die auf das Kindergartengebäude samt Pfarrhof anteilsmäßig entfallenden 
Prämien) zu 60 %;  
- andere Betriebskosten und öffentliche Abgaben zu 60 %, soweit diese nicht 
verbrauchsabhängig abgerechnet werden; 
 
Als Betriebskosten und öffentliche Abgaben im Sinne dieser Vereinbarung werden 
abschließend verstanden: Versorgung des Hauses mit Wasser aus einer öffentlichen 
Wasserleitung einschließlich Entsorgung; Eichung, Wartung und Ablesung von 
Messvorrichtungen zur Verbrauchsermittlung für Strom-, Wasser- und Wärmekostenzähler; 
aufgrund der Kehrordnung regelmäßig durchzuführende Rauchfangkehrung, die 
Kanalräumung, Unratabfuhr und die Schädlingsbekämpfung; Durchführung der 
Feuerbeschau; Blitzschutzanlage; TÜV- und Geräteüberprüfungen; Wartung der elektrischen 
Anlagen; angemessene Versicherung des Hauses gegen Brandschaden (Feuerversicherung); 
angemessene Versicherung des Hauses gegen die gesetzliche Haftpflicht des 
Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und gegen Leitungswasserschäden einschließlich 
Korrosionsschäden; angemessene Aufwendungen für die Hausbetreuung (Hausverwaltung, 
Schneeräumung, Pflege Grünflächen, Heckenschnitt) sowie Grundsteuer. 
 

Zur (vorläufigen) Deckung der Betriebskosten wird ein monatlicher Pauschalbetrag in Höhe 
von derzeit € 2.760,00 eingehoben und einem Konto der Pfarre gutgeschrieben.  
  



Seite 124 von 167 

Die Pfarre hat die im Lauf des Kalenderjahres fällig gewordenen Betriebskosten und 
öffentlichen Abgaben spätestens zum 30.06. des folgenden Kalenderjahres abzurechnen; die 
Abrechnung ist der Gemeinde zu übermitteln und dieser ist auf Verlangen in geeigneter 
Weise Einsicht in die Belege – allenfalls durch elektronische Übermittlung – zu gewähren. Die 
Pfarre ist berechtigt mit Übermittlung der Betriebskostenabrechnung die monatliche 
Pauschale nach Maßgabe der im laufenden Jahr entstehenden und zukünftig zu erwartenden 
Betriebskosten in einem verminderten oder erhöhten Betrag vorzuschreiben. 
 

5. 
 

Die Gemeinde hat bei der Beendigung dieser Vereinbarung Anspruch auf Ersatz von 
geleisteten Erhaltungs- und Instandsetzungskosten, die über die Vertragsdauer hinaus 
wirksam und von Nutzen sind, vermindert um eine jährliche Abschreibung, die für jedes 
vollendete Kindergartenjahr ein Zwanzigstel beträgt. 
 

6. 
 

Der Pfarre kommt das Recht zu, aus wichtigem Grund und nach rechtzeitiger vorheriger 
Ankündigung die vereinbarungsgegenständlichen Räumlichkeiten und Flächen zu betreten. 
Bei Gefahr in Verzug ist ein jederzeitiger Zutritt gestattet.  
 

7. 
 

Zur Wahrung der Interessen der Gemeinde und der Pfarre wird ein Kuratorium geschaffen, 
das sich aus drei Vertretern der Gemeinde und aus drei Vertretern der Pfarre zusammensetzt. 
Die Vertreter bestimmen die Parteien selbst und geben sich diese wechselseitig bekannt. 
Kuratoriumsvorsitzender ist der/die jeweilige Bürgermeister/in der Gemeinde; im 
Verhinderungsfalle tritt an dessen Stelle der jeweilige Pfarrer oder eine vom Pfarrer 
delegierte Person des von der Pfarre beauftragten Kuratoriums. Diese/r beruft die Sitzungen 
ein und leitet diese. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Viertel seiner 
Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse sind mit Zweidrittelmehrheit zu fassen. Das 
Kuratorium hat die gemäß Pkt. 4. notwendigen Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten zu 
beschließen und volles Einsichtsrecht in die Abrechnung der durchgeführten Erhaltungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen. 
 

8. 
 

Das Nutzungsverhältnis beginnt am 01.09.2026 und wird auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen. Die gegenständliche Vereinbarung kann von jedem Vertragsteil unter 
Einhaltung einer 12-monatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kindergartenjahres, sohin 
zum 31.08. eines jeden Jahres, schriftlich aufgekündigt werden.  
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9. 
 

Aufschiebende Bedingung für das Zustandekommen dieser Vereinbarung ist, dass zwischen 
der Gemeinde und der St. Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für 
Kinder und Jugendliche in der Diözese Gurk, bis zum 31.08.2026 einmalig eine 
rechtsverbindliche Vereinbarung über den zukünftigen Betrieb des Pfarr- und 
Gemeindekindergarten Feistritz/Drau und der Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte 
Feistritz/Drau im Objekt Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, abgeschlossen wird. Die 
Gemeinde ist jedoch nicht verpflichtet diesen Vertrag aufrecht zu erhalten, sondern kommt 
ihr – nach einer allfälligen Beendigung des Vertrages mit der St. Hemma Stiftung – die freie 
Betreiberwahl zu. 
 
Als weitere aufschiebende Bedingung für die Gültigkeit dieser Vereinbarung wird auf Seiten 
der Gemeinde die Genehmigung der Vereinbarung durch den Gemeinderat im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen vereinbart, sowie auf Seiten der Pfarre eine allenfalls 
notwendige kirchenbehördliche Genehmigung. 
 
Mit Zustandekommen dieser Vereinbarung gelten die Vereinbarungen vom 04.10.2001 
(kirchenbehördliche Genehmigung vom 27.11.2001) und 13.06.2024 betreffend den/die 
Pfarr- und Gemeindekindergarten/Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte Feistritz/Drau als 
einvernehmlich aufgelöst. 
 

10. 
 

Die Vertragsteile halten fest, dass neben dieser schriftlichen Vereinbarung keine mündlichen 
Nebenvereinbarungen existieren, sofern solche bestanden haben, gelten sie durch Abschluss 
dieser Vereinbarung als einvernehmlich aufgehoben. Allfällige Änderungen und/oder 
Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch 
für ein Abgehen von diesem Formerfordernis. Eine konkludente Änderung ist ausgeschlossen. 
 
Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis vereinbaren die Vertragsparteien 
die ausschließliche Zuständigkeit des für den Sitz der Gemeinde sachlich und örtlich 
zuständigen Gerichtes. 
 
Die Gemeinde unterliegt dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG. 
Die gegenständliche Vereinbarung beinhaltet keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
sowie Informationen, die der Geheimhaltung nach dem IFG oder dem Datenschutz 
unterliegen. Beide Vertragsteile stimmen einer gesetzentsprechenden Veröffentlichung der 
Vereinbarung zu, sofern ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. 
 
Diese Vereinbarung wird von den Vertragsteilen in einer Urschrift unterfertigt, die bei der 
Gemeinde verbleibt. Die Pfarre erhält eine Kopie. 
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Paternion, am ____________________ 
 
 

Für die Gemeinde: 
 

Für die Pfarre: 
 

 
________________________________ 

LAbg. Manuel Müller 
(Bürgermeister) 

 
________________________________ 

Mag. Grzegorz Rapala 
(Provisor) 

 
 
________________________________ 

Cornelia Pesentheiner 
(Vorstandsmitglied) 

 

 
 
________________________________ 

Hans Steiner 
(zeichnungsberechtigtes Mitglied des Ausschusses 

für Verwaltung und Finanzen) 

 
 
________________________________ 

Vorname Nachname 
(Gemeinderatsmitglied) 

 

 
 
________________________________ 

Anton Abel 
(Mitglied des Ausschusses für Verwaltung und Finanzen) 

 
Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates am ____________________ 
 
 
 
Bischöfliches Gurker Ordinariat 
Zahl:        Klagenfurt, am 
 
 
Vorstehende Vereinbarung wird hiermit kirchenbehördlich genehmigt. 
 
 

Kanzler    
 
 

20. Pfarre Feistritz/Drau – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung 
über das Kindergartengebäude Feffernitz 

Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 
 

Die Marktgemeinde Paternion hat aufgrund der Bestimmungen des Kärntner Kinderbildungs- und 

-betreuungsgesetzes – K-KBBG dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den 

Hauptwohnsitz innerhalb ihres Gemeindegebietes hat, ein Platz in einer Kindertagesstätte oder 

einem Kindergarten ab dem der Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes folgenden 

Kindergartenjahr innerhalb der Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifend) im 

Ausmaß von zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur Verfügung steht. 

In Erfüllung dieser Vorsorgepflicht kann die Gemeinde private Anbieter als Trägerin einer 

Kinderbildungs- und-betreuungseinrichtung durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. 
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Mit Vereinbarung, abgeschlossen am 17.07.2001, haben die Marktgemeinde Paternion und die 

römisch-katholische Pfarre Feistritz/Drau Regelungen über die Führung eines 2-gruppigen 

Kindergartens in den Räumlichkeiten der Pfarre auf der Liegenschaft Auenstraße 126, 9710 Neu-

Feffernitz, getroffen. Nach dieser ist die Pfarre verpflichtet, den Pfarr- und 

Gemeindekindergarten zu betreiben, während die Marktgemeinde Paternion jährliche 

Subventionen zur Deckung des Betriebsabganges sowie der Betriebs- und 

Instandhaltungskosten zu leisten hat. 

 

Mit einer Novellierung des K-KBBG ist ab 1.9.2026 der Betrieb des Kindergartens und der 

Kindertagesstätte durch die Pfarre nicht mehr möglich, ohne die Förderungen des Landes 

Kärnten zu verlieren. Seitens der Diözese Klagenfurt-Gurk wurde aus diesem Grund die St. 

Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in der 

Diözese Gurk gegründet, um einen Fortbetrieb von Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtungen im Nahebereich der Kirche zu ermöglichen. 

 

Da der Marktgemeinde Paternion in der Ortschaft Feffernitz derzeit keine eigenen Räumlichkeiten 

zum Betrieb der vorgenannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zur Verfügung 

stehen, ist es notwendig das bestehende Gebäude weiter zu verwenden. Die Pfarre hat eine 

entsprechende Nutzungsvereinbarung vorgelegt, die als Bedingung die einmalige Beauftragung 

der St. Hemma-Stiftung mit dem Betrieb der vorgenannten Kinderbildungs- und  

-betreuungseinrichtungen vorsieht. Mit der St. Hemma-Stiftung soll diesbezüglich eine 

gesonderte Vereinbarung getroffen werden. 

 

Da in den 2000er Jahren unter Einsatz erheblicher Mittel von Bund, Land und Gemeinde das 

vorgenannte Gebäude umfassend renoviert und ausgebaut wurde, ist im vorliegenden 

Vereinbarungsentwurf keine Mietzahlung vorgesehen. Die Marktgemeinde Paternion hat die 

Erhaltungs- und Instandsetzungskosten großteils aus eigenem zu tragen und ein Betriebs- und 

Heizkostenakonto von EUR 1.775,00 monatlich zu leisten. Weiters ist die Einrichtung eines 

Kuratoriums zur Beschlussfassung über notwendige Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten 

vorgesehen. Mit Zustandekommen der Nutzungsvereinbarung wird die Vereinbarung vom 

17.07.2001 einvernehmlich aufgelöst. 

 

Die Vereinbarung soll ab 1.9.2026 auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. Sie kann unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum 31.08. eines jeden Kalenderjahres 

gekündigt werden. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

mit der Pfarre Feistritz/Drau nachstehende Nutzungsvereinbarung hinsichtlich des 

Kindergartengebäudes Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, abzuschließen:  
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N U T Z U N G S V E R E I N B A R U N G 
 
 
abgeschlossen zwischen der 
 

Marktgemeinde Paternion, 
vertreten durch Bürgermeister LAbg. Manuel Müller, 

Hauptstraße 83, 9711 Paternion 
 
im Folgenden kurz „Gemeinde“ genannt, einerseits und der 
 

RÖMISCH-KATHOLISCHEN PFARRE FEISTRITZ / DRAU, 
vertreten durch Prov. Mag. Grzegorz Rapala, 

Fliederweg 12, 9710 Feistritz Drau 
 
im Folgenden kurz „Pfarre“ genannt, andererseits, betreffend den 
 

Pfarr- und Gemeindekindergarten Feffernitz 
 
wie folgt: 
 

Präambel 
 

Mit Vereinbarung, abgeschlossen am 17.07.2001 (kirchenbehördliche Genehmigung vom 
08.08.2001), haben die Vertragsteile Regelungen über die Führung eines 2-gruppigen 
Kindergartens in den Räumlichkeiten der Pfarre auf der Liegenschaft Parz 518/15 der 
Katastralgemeinde Feistritz / Drau – Nummer: KG 75201, getroffen. Im Rahmen dieser 
genannten Vereinbarungen wurden Regelungen über den Betrieb der genannten 
Kinderbetreuungseinrichtungen getroffen, sowie eine Regelung über die Tragung des damit 
verbundenen Aufwandes abgeschlossen. 
 
Die Parteien sind nunmehr übereingekommen, diese Vereinbarungen durch die 
gegenständliche Vereinbarung zu ersetzen. 
 

1. 
 

Die Pfarre ist Eigentümerin der Liegenschaft Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, Parz 
518/15 der Katastralgemeinde Feistritz / Drau – Nummer: KG 75201. Auf dieser Liegenschaft 
befindet sich das Kindergartengebäude Feffernitz, in welchem Objekt bereits seit vielen 
Jahren ein Kindergarten von der Pfarre betrieben wurde / wird. In den 2000er Jahren wurde 
unter Einsatz erheblicher Mittel von Bund, Land und Gemeinde sowie mit einem wesentlichen 
Beitrag der Pfarre dieses Gebäude umfassend renoviert und ausgebaut.  
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Gleichzeitig wurde der sakrale Raum (ehemalige Kirche Feffernitz) des alten 
Kindergartengebäudes aufgelassen und von der Pfarre nördlich des Kindergartens auf Gst. 
518/15 eine neue Kirche errichtet. Seitdem wird im Erdgeschoß des Kindergartengebäudes 
der sogenannte „Integrationsraum“ sowie die im Eingangsbereich befindlichen WC-Anlagen 
von der Pfarre genutzt und vom Kindergarten mitgenutzt. Das Kindergartengebäude und die 
Kirche werden durch eine gemeinsame Heizungsanlage versorgt. 
 

2. 
 

Die Pfarre stellt der Gemeinde jene Räumlichkeiten, in welchen bisher von ihr der 2-gruppige 
Kindergarten betrieben wurde, unentgeltlich zum zukünftigen Betrieb des Pfarr- und 
Gemeindekindergartens Feffernitz zur Verfügung. Von dieser Nutzungsberechtigung der 
Gemeinde sind sämtliche bisher vom Kindergarten genutzten Räumlichkeiten (gemäß der 
einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung darstellenden Anlage) und Flächen 
(nicht öffentlicher Spielgarten auf Gst. 518/15 sowie Parkplätze westlich und östlich des 
Kindergartens auf Gst. 518/15) umfasst. Klarstellend wird festgehalten, dass auch dem 
Kindergarten die Nutzung der Parkplätze für eigene Zwecke zukommt. Dem Kindergarten 
kommt auch das Recht auf (Mit-)Nutzung der WC-Anlagen im Eingangsbereich (z.B. für Eltern 
der Kindergartenkinder) zu. Im Hinblick darauf, dass die Gemeinde für das 
vertragsgegenständliche Gebäude sämtliche Betriebs-, Erhaltungs- und 
Instandsetzungskosten sowie die Kosten der Kirche für Wasser, Kanal und Unratabfuhr zu 100 
% trägt, steht der Integrationsraum sowohl der Pfarre als auch der Gemeinde für den Betrieb 
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nach wechselseitiger Absprache zur 
Nutzung zu, wobei während der Betriebszeiten der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung dieser der Vorrang zukommt. 
 

3. 
 

Bereits in der Vereinbarung vom 17.07.2001 hat sich die Pfarre verpflichtet, das 
vertragsgegenständliche Objekt ohne Zustimmung der Marktgemeinde Paternion weder zu 
belasten noch zu veräußern. Die Pfarre verpflichtet sich weiterhin, das 
vereinbarungsgegenständliche Objekt und die Flächen ohne schriftliche Zustimmung der 
Gemeinde weder zu belasten noch zu veräußern. 
 

4. 
 

Zwischen den Parteien wird festgehalten, dass die Gemeinde in den letzten Jahrzehnten die 
finanziellen Abgänge, die der Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtungen durch die Pfarre 
nach sich gezogen hat, zur Gänze in Form von Subventionen abgedeckt und sich an den 
Erhaltungs- und Instandsetzungskosten an der Liegenschaft in unterschiedlichen Ausmaßen 
beteiligt hat. Die Gemeinde verpflichtet sich zukünftig auf Dauer des Bestehens des hiermit 
vereinbarten Nutzungsrechtes die Strom-, Heiz- und Betriebskosten sowie die öffentlichen 
Abgaben, darüber hinaus die anfallenden Erhaltungs- und Instandsetzungskosten gemäß 
nachfolgendem Schlüssel zu tragen: 
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- Heizkosten, Strom werden verbrauchsabhängig ersetzt, soweit geeignete Vorrichtungen zur 
Erfassung/Messung der Verbrauchsanteile bestehen; wobei diesfalls seitens der Pfarre 
zugesichert wird, dass über diese Messvorrichtungen ausschließlich der Verbrauch der 
vereinbarungsgegenständlichen Räumlichkeiten erfasst wird; 
- Wasser, Kanal und Unratabfuhr zu 100 % (die Kirche wird vom Kindergartengebäude 
mitversorgt - es wird ein untergeordneter Verbrauch angenommen); 
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten der vom Nutzungsrecht umfassten Räumlichkeiten 
zu 100 %; 
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten von allgemeinen Teilen des Kindergartengebäudes 
(z.B. Dach, Fassade, Mauern, Leitungen etc.) zu 100 %; 
- Versicherungen (die auf das vertragsgegenständliche Objekt anteilsmäßig entfallenden 
Prämien) zu 100 %;  
- Erhaltungs- und Instandsetzungskosten der Heizungsanlage werden nach dem Verhältnis 
des gesamten Verbrauchs zwischen Gemeinde und Pfarre aufgeteilt; 
-  Hausverwaltung, Schneeräumung, Pflege Grünflächen und Heckenschnitt zu 47 %; 
- andere Betriebskosten zu 100 %, soweit diese nicht verbrauchsabhängig abgerechnet 
werden; 
 
Als Betriebskosten und öffentliche Abgaben im Sinne dieser Vereinbarung werden 
abschließend verstanden: Versorgung des Hauses mit Wasser aus einer öffentlichen 
Wasserleitung einschließlich Entsorgung; Eichung, Wartung und Ablesung von 
Messvorrichtungen zur Verbrauchsermittlung für Strom-, Wasser- und Wärmekostenzähler; 
aufgrund der Kehrordnung regelmäßig durchzuführende Rauchfangkehrung, die 
Kanalräumung, die Unratabfuhr und die Schädlingsbekämpfung; Durchführung der 
Feuerbeschau; Blitzschutzanlage; TÜV- und Geräteüberprüfungen; Wartung der elektrischen 
Anlagen; angemessene Versicherung des Hauses gegen Brandschaden (Feuerversicherung); 
angemessene Versicherung des Hauses gegen die gesetzliche Haftpflicht des 
Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und gegen Leitungswasserschäden einschließlich 
Korrosionsschäden; angemessene Aufwendungen für die Hausbetreuung (Hausverwaltung, 
Schneeräumung, Pflege Grünflächen, Heckenschnitt) sowie Grundsteuer. 
 
Zur Grundsteuer wird festgehalten, dass hinsichtlich des Gst. 518/15 gemäß 
Grundsteuermessbescheid zum 01.01.2023 der Einheitswert mit € 0,00 festgestellt wurde 
und hierfür keine Grundsteuer eingehoben wird. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt die 
Grundsteuer eingehoben werden, so treffen die Vertragsteile eine gesonderte Vereinbarung 
hierüber.  
 
Zur (vorläufigen) Deckung der Betriebskosten wird ein monatlicher Pauschalbetrag in Höhe 
von derzeit € 1.775,00 eingehoben und einem Konto der Pfarre gutgeschrieben. Die Pfarre 
hat die im Lauf des Kalenderjahres fällig gewordenen Betriebskosten und öffentlichen 
Abgaben spätestens zum 30.06. des folgenden Kalenderjahres abzurechnen; die Abrechnung 
ist der Gemeinde zu übermitteln und dieser ist auf Verlangen in geeigneter Weise Einsicht in 
die Belege – allenfalls durch elektronische Übermittlung – zu gewähren.  
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Die Pfarre ist berechtigt mit Übermittlung der Betriebskostenabrechnung die monatliche 
Pauschale nach Maßgabe der im laufenden Jahr entstehenden und zukünftig zu erwartenden 
Betriebskosten in einem verminderten oder erhöhten Betrag vorzuschreiben. 
 

5. 
 

Die Gemeinde hat bei der Beendigung dieser Vereinbarung Anspruch auf Ersatz von 
geleisteten Erhaltungs- und Instandsetzungskosten, die über die Vertragsdauer hinaus 
wirksam und von Nutzen sind, vermindert um eine jährliche Abschreibung, die für jedes 
vollendete Kindergartenjahr ein Zwanzigstel beträgt. 
 

6. 
 

Der Pfarre kommt das Recht zu, aus wichtigem Grund und nach rechtzeitiger vorheriger 
Ankündigung die vereinbarungsgegenständlichen Räumlichkeiten und Flächen zu betreten. 
Bei Gefahr in Verzug ist ein jederzeitiger Zutritt gestattet.  
 

7. 
 

Zur Wahrung der Interessen der Gemeinde und der Pfarre wird ein Kuratorium geschaffen, 
das sich aus drei Vertretern der Gemeinde und aus drei Vertretern der Pfarre zusammensetzt. 
Die Vertreter bestimmen die Parteien selbst und geben sich diese wechselseitig bekannt. 
Kuratoriumsvorsitzender ist der/die jeweilige Bürgermeister/in der Gemeinde; im 
Verhinderungsfalle tritt an dessen Stelle der jeweilige Pfarrer oder eine vom Pfarrer 
delegierte Person des von der Pfarre beauftragten Kuratoriums. Diese/r beruft die Sitzungen 
ein und leitet diese. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Viertel seiner 
Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse sind mit Zweidrittelmehrheit zu fassen. Das 
Kuratorium hat die gemäß Pkt. 4. notwendigen Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten zu 
beschließen und volles Einsichtsrecht in die Abrechnung der durchgeführten Erhaltungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen. 
 

8. 
 

Das Nutzungsverhältnis beginnt am 01.09.2026 und wird auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen. Die gegenständliche Vereinbarung kann von jedem Vertragsteil unter 
Einhaltung einer 12-monatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kindergartenjahres, sohin 
zum 31.08. eines jeden Jahres, schriftlich aufgekündigt werden.  
 

9. 
 

Aufschiebende Bedingung für das Zustandekommen dieser Vereinbarung ist, dass zwischen 
der Gemeinde und der St. Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für 
Kinder und Jugendliche in der Diözese Gurk, bis zum 31.08.2026 einmalig eine 
rechtsverbindliche Vereinbarung über den zukünftigen Betrieb des Pfarr- und 
Gemeindekindergarten Feffernitz, im Objekt Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, 
abgeschlossen wird.  
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Die Gemeinde ist jedoch nicht verpflichtet diesen Vertrag aufrecht zu erhalten, sondern 
kommt ihr – nach einer allfälligen Beendigung des Vertrages mit der St. Hemma Stiftung – die 
freie Betreiberwahl zu. 
 
Als weitere aufschiebende Bedingung für die Gültigkeit dieser Vereinbarung wird auf Seiten 
der Gemeinde die Genehmigung der Vereinbarung durch den Gemeinderat im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen vereinbart, sowie auf Seiten der Pfarre eine allenfalls 
notwendige kirchenbehördliche Genehmigung. 
 

Mit Zustandekommen dieser Vereinbarung gilt die Vereinbarung vom 17.07.2001 
(kirchenbehördliche Genehmigung vom 08.08.2001) betreffend den Pfarr- und 
Gemeindekindergarten Feffernitz als einvernehmlich aufgelöst. 
 

10. 
 

Die Vertragsteile halten fest, dass neben dieser schriftlichen Vereinbarung keine mündlichen 
Nebenvereinbarungen existieren; sofern solche bestanden haben, gelten sie durch Abschluss 
dieser Vereinbarung als einvernehmlich aufgehoben. Allfällige Änderungen und/oder 
Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch 
für ein Abgehen von diesem Formerfordernis. Eine konkludente Änderung ist ausgeschlossen. 
 
Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis vereinbaren die Vertragsparteien 
die ausschließliche Zuständigkeit des für den Sitz der Gemeinde sachlich und örtlich 
zuständigen Gerichtes. 
 
Die Gemeinde unterliegt dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG. 
Die gegenständliche Vereinbarung beinhaltet keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
sowie Informationen, die der Geheimhaltung nach dem IFG oder dem Datenschutz 
unterliegen. Beide Vertragsteile stimmen einer gesetzentsprechenden Veröffentlichung der 
Vereinbarung zu, sofern ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. 
 
Diese Vereinbarung wird von den Vertragsteilen in einer Urschrift unterfertigt, die bei der 
Gemeinde verbleibt. Die Pfarre erhält eine Kopie. 
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Paternion, am ____________________ 
 
 

Für die Gemeinde: 
 

Für die Pfarre: 
 

 
________________________________ 

LAbg. Manuel Müller 
(Bürgermeister) 

 
________________________________ 

Mag. Grzegorz Rapala 
(Provisor) 

 
 
________________________________ 

Cornelia Pesentheiner 
(Vorstandsmitglied) 

 

 
 
________________________________ 

Hans Steiner 
(zeichnungsberechtigtes Mitglied des Ausschusses 

für Verwaltung und Finanzen) 

 
 
________________________________ 

Vorname Nachname 
(Gemeinderatsmitglied) 

 

 
 
________________________________ 

Anton Abel 
(Mitglied des Ausschusses für Verwaltung und Finanzen) 

 
Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates am ____________________ 
 
Bischöfliches Gurker Ordinariat 
Zahl:        Klagenfurt, am 
 
Vorstehende Vereinbarung wird hiermit kirchenbehördlich genehmigt. 
 
 

                                                                   Kanzler   
 

 

21. St. Hemma Stiftung – Abschluss eines Betreibervertrages 

betreffend den Pfarr- und Gemeindekindergarten sowie die Pfarr- 
und Gemeindekindertagesstätte Feistritz/Drau und den Pfarr- 

und Gemeindekindergarten Feffernitz 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion hat aufgrund der Bestimmungen des Kärntner Kinderbildungs- und 

-betreuungsgesetzes – K-KBBG dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den 

Hauptwohnsitz innerhalb ihres Gemeindegebietes hat, ein Platz in einer Kindertagesstätte oder 

einem Kindergarten ab dem der Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes folgenden 

Kindergartenjahr innerhalb der Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifend) im 

Ausmaß von zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur Verfügung steht. 

In Erfüllung dieser Vorsorgepflicht kann die Gemeinde private Anbieter als Trägerin einer 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. 
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Die Marktgemeinde Paternion hat mit der römisch-katholischen Pfarre Feistritz/Drau im Jahr 

2001 Vereinbarungen über den Betrieb des Kindergartens sowie einer Kindertagesstätte in den 

Räumlichkeiten der Pfarre auf der Liegenschaft Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, und über den 

Betrieb eines Kindergartens in den Räumlichkeiten der Pfarre auf der Liegenschaft  

Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, getroffen.  

 

Mit einer Novellierung des K-KBBG ist ab 1.9.2026 der Betrieb des Kindergartens und der 

Kindertagesstätte durch die Pfarre nicht mehr möglich, ohne die Förderungen des Landes 

Kärnten zu verlieren. Seitens der Diözese Klagenfurt-Gurk wurde aus diesem Grund die  

St. Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in 

der Diözese Gurk gegründet, um einen Fortbetrieb von Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtungen im Nahebereich der Kirche zu ermöglichen. 

 

Da der Marktgemeinde Paternion in den Ortschaft Feistritz/Drau und Feffernitz derzeit keine 

eigenen Räumlichkeiten zum Betrieb der vorgenannten Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtung zur Verfügung stehen, ist es notwendig die bestehenden Gebäude weiter 

zu verwenden. Die Pfarre hat in den diesbezüglichen Nutzungsvereinbarungen die Bedingung 

der einmaligen Beauftragung der St. Hemma-Stiftung mit dem Betrieb der vorgenannten 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen aufgestellt.  

 

Es wurde mit der St. Hemma-Stiftung ein Betreibervertrag ausgehandelt. Gemäß dem 

Vertragsentwurf hat die St. Hemma-Stiftung ein Budget bzw. eine Abrechnung vorzulegen und 

die Gemeinde insbesondere bei Einhaltung des K-KBBG und des Vertrages den entsprechenden 

Abgang zu decken. Der Verwaltungskostenanteil soll 7 % der Personalkosten betragen. Der 

Vertrag soll auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden, wobei beide Seiten ein 

Kündigungsrecht zum 31.08. eines jeden Jahres unter Einhaltung einer einjährigen 

Kündigungsfrist haben. Für das Jahr 2027 ist mit Kosten von ca. 

EUR 450.000,00 für den Betrieb der vorgenannten Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen zu rechnen. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

die St. Hemma-Stiftung für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche 

in der Diözese Gurk ab 01.09.2026 mit dem Betrieb des Pfarr- und Gemeindekindergartens 

Feistritz, Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, der Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte Feistritz, 

Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau, sowie des Pfarr- und Gemeindekindergarten Feffernitz, 

Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, zu beauftragen und nachstehende Vereinbarung 

abzuschließen:  
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V E R E I N B A R U N G 
 
 

abgeschlossen zwischen 

 
Marktgemeinde Paternion 

Hauptstraße 83 

9711 Paternion 

in der Folge „Gemeinde“ genannt, einerseits 
 

 
und 

 

 
St. Hemma-Stiftung 

für Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in der Diözese Gurk 

Sandwirtgasse 2 

9020 Klagenfurt am Wörthersee 

in der Folge „Träger“ genannt, andererseits 
 

 
für die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen: 

 
Pfarr- und Gemeindekindergarten Feistritz, Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau Pfarr- 

und Gemeindekindertagesstätte Feistritz, Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau Pfarr- und 

Gemeindekindergarten Feffernitz, Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz 

 
wie folgt: 

 



 

1. Präambel 
 

Gemäß § 19a Abs.1 des Kärntner Kinderbildungs- und –betreuungsgesetzes i.d.g.F., K-

KBBG, hat jede Gemeinde dafür Sorge zu tragen, dass für jedes Kind, das den Hauptwohnsitz 

innerhalb ihres Gemeindegebietes hat, ab dem der Vollendung des ersten Lebensjahres des 

Kindes folgenden Kindergartenjahres ein Platz in einer Kindertagesstätte oder einem 

Kindergarten innerhalb der Gemeinde oder außerhalb derselben (gemeindeübergreifende 

Angebote) im Ausmaß von zumindest 20 Stunden an mindestens vier Tagen pro Woche zur 

Verfügung steht. 

Im Sinne des § 19a Abs. 2 K-KBBG i.d.g.F. können Gemeinden in Entsprechung dieses 

Versorgungsauftrages private Anbieter als Träger von Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtungen durch schriftliche Vereinbarung heranziehen. Diese 

Vereinbarung zwischen dem privaten Träger und der Gemeinde stellt eine 

Fördervoraussetzung im Sinne des § 36 Abs. 3 K-KBBG i.d.g.F. dar. 

Nachstehende Vereinbarung dient dazu, die Betriebsführung durch den Träger schriftlich zu 

regeln, wobei Voraussetzung für diese Vereinbarung der Nachweis der Gemeinnützigkeit 

des Trägers gem. §§ 34ff der Bundesabgabenordnung ist. Der Nachweis über die 

Gemeinnützigkeit ist vom Träger spätestens zum Zeitpunkt der Unterfertigung dieser 

Vereinbarung vorzulegen. Die Nichtvorlage der Bestätigung über die Gemeinnützigkeit führt 

zum Verlust der Landesförderung und berechtigt die Gemeinde zu einer fristlosen 

Auflösung der vorliegenden Vereinbarung. 

Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 
 

2. Vertragsgegenstand 
 

2.1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist der Betrieb der Kinderbildungs- und 

betreuungseinrichtung(en) 

− Pfarr- und Gemeindekindergarten Feistritz 

− Pfarr- und Gemeindekindertagesstätte Feistritz 

− Pfarr- und Gemeindekindergarten Feffernitz 

in der Marktgemeinde Paternion durch die St. Hemma-Stiftung für Bildungs- und 

Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in der Diözese Gurk. 

2.2. Die Betriebsführung umfasst zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung den 

Betrieb von: 

− 3 Kindergartengruppen am Standort Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau 

− 1 Kindertagesstättengruppe am Standort Fliederweg 12, 9710 Feistritz/Drau 

− 2 Kindergartengruppen am Standort Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz 

2.3. Die Erweiterung oder Reduktion von Gruppen der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und 2.2 

angeführten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung erfolgt nach Bedarf der 

Gemeinde und Anhörung des Trägers. Ergibt sich hierdurch eine Erhöhung des Abganges, 

ist dieser von der Gemeinde zu tragen. Ist hierfür voraussichtlich die Aufnahme bzw. 

Reduktion von Personal notwendig, hat die Gemeinde, dies rechtzeitig, zumindest 6 Monate 
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vor Beginn eines Kindergartenjahres, bekannt zu geben. 

2.4. Die Wochen- und Jahresöffnungszeiten sowie die Gruppengrößen, diese jedoch im Rahmen 

der Bestimmungen des K-KBBG, werden im Rahmen der Kinderbildungs- und-

betreuungsordnung durch die Gemeinde nach Anhörung des Trägers jährlich festgelegt. Ergibt 

sich hierdurch eine Erhöhung des Abganges, ist dieser von der Gemeinde zu tragen. Ist 

hierfür voraussichtlich die Aufnahme bzw. Reduktion von Personal notwendig, hat die 

Gemeinde, dies rechtzeitig, zumindest 6 Monate vor Beginn eines Kindergartenjahres, 

bekannt zu geben. 

2.5. Die Kinderbildungs- und -betreuungsordnung ist einvernehmlich – ausgenommen Punkte 2.3. 

und 2.4. – zwischen der Gemeinde und dem Träger zu verfassen. 

 

3. Rechte und Pflichten des Trägers 
 

3.1. Der Träger ist als Dienstgeber für die Anstellung des pädagogischen Personals samt 

Mindestentlohnung gemäß § 36 Abs. 2 lit. f K-KBBG i.d.g.F. in Verbindung mit der 

Verordnung der Kärntner Landesregierung vom 25. 4. 2023, LGBl. Nr. 34, Zl. 06-ET4-43/2- 2023, 

mit der Bestimmung über die Mindestentlohnung des im Kindergarten oder der 

Kindertagesstätte beschäftigten Personals erlassen wurden, verpflichtet. Vordienstzeiten sind 

dabei entsprechend den zur Anwendung gelangenden kollektivvertraglichen 

Bestimmungen zu berücksichtigen. 

3.2. Im Geltungsbereich eines für das pädagogische Personal wirksamen Kollektivvertrages, der 

eine höhere Mindestentlohnung als unter Punkt 3. 1. vorsieht, hat die Mindestentlohnung 

gemäß den Bestimmungen dieses Kollektivvertrages zu erfolgen. Gegenständlich wird im 

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung die Dienst- und Besoldungsordnung für die 

kirchlichen Kindergruppen, Kinderkrippen, Kindergärten/Sonderkindergärten und 

Horte/Sonderhorte in der Diözese Gurk- Klagenfurt bzw. die Dienst- und 

Besoldungsordnung für pädagogische Fachkräfte in Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen der Diözese Gurk durch den Träger zur Anwendung gebracht. 

3.3. Eine freiwillige, über den Mindestlohn gem. Pkt. 3.1. oder Pkt. 3.2. hinausgehende 

Entlohnung durch den Träger, wird von der Gemeinde im Zuge der Betriebsabgangsdeckung 

nicht übernommen. 

3.4. Die Anstellung des pädagogischen Personals hat den Erfordernissen gemäß § 11 K-KBBG 

i.d.g.F. sowie des 3. Abschnittes des 2. Teiles des K-KBBG i.d.g.F. zu entsprechen. 
3.5. Der Träger ist für die Auswahl, Anstellung sowie Fort- und Weiterbildung des pädagogischen 

Personals verantwortlich. Bei Verhinderung des Stammpersonals hat der Träger 

entsprechendes Ersatzpersonal im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben bereitzustellen. Im 

Zuge der Betriebsabgangsdeckung werden die Kosten des kurzfristigen Ersatzpersonals 

übernommen. Für die unbefristete Anstellung von Ersatzpersonal ist die vorherige 

Zustimmung der Gemeinde erforderlich, sofern dies eine Erhöhung des Betriebsabganges 

bewirkt. Werden seitens des Trägers Ausschreibungen von Personal in Aussicht genommen, 

so ist die Gemeinde unverzüglich hierüber in Kenntnis zu setzen. 
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3.6. Der Betriebsabgang, der sich aus der Beschäftigung von Personal über das in § 11 des K- 

KBBG i.d.g.F. normierte Mindestmaß hinaus ergibt, wird, mit Ausnahme der unter Punkt 

3.5. genannten Personalkosten, seitens der Gemeinde nicht gedeckt. 

3.7. Overheadkosten, das sind solche für Personalverrechnung, Förderabrechnung, 

Personalrecruiting, pädagogische Begleitung, wirtschaftliche Leitung, Buchhaltung, 

Controlling, Regionalleitung, Facility Management, Miete, Betriebskosten und Fuhrpark der 

Zentrale, Kosten für Rechts- und Steuerberatung und ähnliches werden im Ausmaß von 7 % 

des Aufwandes für Personal in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung anerkannt. 

Auf Aufforderung der Gemeinde wird der Träger die Aufteilung der Mittelverwendung auf die 

einzelnen Bereiche und das Prüfurteil des Wirtschaftsprüfers betreffend den 

Gesamtjahresabschluss übermitteln. 

3.8. Die jeweilige unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannte vom Träger geführte Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtung unterliegt der Aufsicht der Kärntner Landesregierung. Der Träger 

ist für den organisatorischen Ablauf, die wirtschaftliche Gebarung der jeweiligen unter Pkt. 

2.1 und Pkt. 2.2 genannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verantwortlich. 

Darüber hinaus ist der Träger für die Beschaffung der pädagogischen Bildungsmittel, des 

Spiel- und Verbrauchsmaterials sowie der Ausstattung und Einrichtung verantwortlich. Der 

Träger hat die Betriebsvoraussetzungen gemäß den einschlägigen Bestimmungen, 

insbesondere jene des K-KBBG sowie der auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen 

und Bescheide, einzuhalten und die allgemeinen Sicherungspflichten, insbesondere gem. 

ABGB, wahrzunehmen. Ausgenommen sind jene Pflichten, die den Eigentümer des 

Gebäudes bzw. des Grundstückes betreffen. 

3.9. Der Träger verpflichtet sich zu einer zweckmäßigen, sparsamen und wirtschaftlichen 

Betriebsführung. Investitionen und Anschaffungen sind nur mit der Zustimmung der 

Gemeinde zulässig. Davon ausgenommen sind nur Gegenstände, die den Wert von 

Geringwertigen Wirtschaftsgütern gemäß § 13 des Einkommensteuergesetzes 1988 i.d.g.F., 

EStG, bzw. eine an dessen Stelle tretende Bestimmung nicht übersteigen, sofern dies 

innerhalb des Betriebsabgangs abgedeckt werden soll und den dafür im Budget 

vorgesehenen Ansatz für Geringwertige Wirtschaftsgüter nicht übersteigt. Rücklagen sind 

ausschließlich für den laufenden Betrieb der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 

genannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung oder für betriebsnotwendige 

Investitionen zu verwenden. Die Verwendung von Rücklagen für andere, als die genannten 

Zwecke, ist unzulässig. Bei Neuanschaffungen ab dem 01.09.2026 von Anlagevermögen, 

insbesondere von Computern, Mobiliar, pädagogischen Bildungsmitteln, Spielgeräten, und 

für die längerfristige Nutzung gedachten Geringwertigen Wirtschaftsgütern, die über die 

Deckung des Betriebsabganges durch die Gemeinde finanziert wurden, behält sich die 

Gemeinde das Recht vor, deren Übertragung ins Eigentum zu fordern. Demgemäß wird der 

Träger diese Gegenstände sorgfältig verwahren, pfleglich und schonend für die 

vertragsgegenständlichen Zwecke benutzen und nicht an Dritte veräußern. 

3.10. Festgehalten wird, dass die vorgenannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 

möbliert und ausgestattet mit pädagogischen Bildungsmitteln, Spielmaterial etc. vom 

Träger übernommen wurden. Diese Gegenstände werden zum Buchwert mit gesondertem 

Vertrag von der Pfarre Feistritz/Drau ins Eigentum des Trägers übernommen. Der Träger 
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räumt der Gemeinde das Recht ein, sämtliches von der Pfarre übernommene Mobiliar, 

pädagogische Bildungsmittel, Spielmaterial etc. zum jeweiligen Buchwert, wenn es nicht im 

Anlageverzeichnis angeführt ist unentgeltlich, sowie sämtliche/s ab 01.09.2026 

angeschaffte/s und vom Träger vorfinanziertes Anlagevermögen bzw. vorhandene 

Geringwertige Wirtschaftsgüter zum jeweiligen Buchwert, wenn es nicht im 

Anlageverzeichnis angeführt ist unentgeltlich, ins Eigentum zu übernehmen. Die Ausübung 

dieses Rechts durch die Gemeinde kann mittels eingeschriebenen Briefes unter Einhaltung 

einer Frist von 3 Monaten zum Ende eines jeden Kalender- oder Kindergartenjahres 

erfolgen. 

3.11. Der Träger verpflichtet sich, kein Entgelt für den Besuch der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 

2.2 genannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einzuheben. Ausgenommen 

sind lediglich Entgelte, die in der Verordnung der Kärntner Landesregierung vom 31. 3. 

2023, ausgegeben am 25. 4. 2023, LGBl. Nr. 35, Zl. 06-ET4/2- 2023 (Kärntner 

Zusatzleistungenverordnung), in der jeweils geltenden Fassung, genannt sind. Darüber 

hinaus gehende anfallende Kosten für die in der Verordnung genannten Zusatzleistungen 

werden von der Gemeinde im Wege der Abgangsdeckung nur getragen, wenn dies im 

Vorhinein von der Gemeinde genehmigt wurde. 

3.12. Der Träger verpflichtet sich, die in § 36 Abs. 5 K-KBBG i.d.g.F. in Verbindung mit der Kärntner 

Zusatzleistungenverordnung, genannten Entgelte, sofern und soweit diese anfallen, 

einzuheben. 

3.13. Die Aufnahme von Kindern erfolgt nach Maßgabe der Kinderbildungs- und 

betreuungsordnung. Nicht in der Marktgemeinde Paternion hauptwohnsitzgemeldete 

Kinder dürfen im Fall einer Neuaufnahme ab dem Kindergartenjahr 2024/25 nur in 

Abstimmung mit der Marktgemeinde Paternion aufgenommen werden. Gleiches gilt für die 

Freihaltung eines Platzes. Ein sich aus der ungerechtfertigten Aufnahme eines Kindes oder 

Freihaltung eines Platzes für ein Kind, welches nicht mit Hauptwohnsitz in Paternion gemeldet 

ist, ergebender Betriebsabgang, wird seitens der Gemeinde nicht übernommen. 

3.14. Der Träger verpflichtet sich, die entsprechenden Förderungen gem. dem K-KBBG i.d.g.F. 

zeitgerecht zu beantragen und widmungsgemäß zu verwenden sowie alle diesbezüglichen 

Fördervoraussetzungen und Auflagen zu erfüllen 

3.15. Die Gemeinde stellt dem Träger im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Paternion ein oder 

mehrere geeignete/s Objekt/e zum Betrieb der vertragsgegenständlichen Kinderbildungs- 

und -betreuungseinrichtungen zur Verfügung. Zu diesem Zweck hat die Gemeinde mit der 

Pfarre Feistritz/Drau Vereinbarungen über die Nutzung der Liegenschaften Fliederweg 12, 

9710 Feistritz/Drau, und Auenstraße 126, 9710 Neu-Feffernitz, abgeschlossen. Der Träger ist 

verpflichtet, unter Einhaltung einer angemessenen Frist für eine allfällige Übersiedlung, 

seine Kinderbildungs- und -betreuungsleistungen an einem oder mehreren anderen 

Standort/en im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Paternion zu erbringen. Der Träger 

hat die ihm jeweils zur Verfügung gestellten Objekte einschließlich des Inventars pfleglich 

zu behandeln und jedes Verhalten zu unterlassen, das eine Auflösung durch einen allfälligen 

Nutzungsgeber bzw. Vermieter rechtfertigt.  

3.16. Der Träger verpflichtet sich, auf Anfrage unverzüglich die Gemeinde über freie Plätze je 
Gruppe in der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannten Kinderbildungs- und  
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-betreuungseinrichtung zu informieren. Eine unterlassene oder verspätete Meldung führt zur 
Schadensersatzpflicht des Trägers in Höhe des entsprechenden Elternbeitragsersatzes im Sinne 
des § 37 des K-KBBG i.d.g.F. gegenüber der Gemeinde. 

3.17. Hält der Träger einen Platz in einer oder mehreren Gruppen frei, so hat er den Eltern, für 

deren Kind/er der Platz freigehalten wird, den bei Besetzung des Platzes gebührenden 

Elternbeitragsersatz im Sinne des § 37 des K-KBBG i.d.g.F. pro Platz in Rechnung zu stellen. 

3.18. Betriebsabgänge, die sich aus der Nichtinanspruchnahme von Förderungen oder 

Nichteinhebung von gemäß der Kärntner Zusatzleistungenverordnung – K-ZLVO, in der 

jeweils geltenden Fassung, möglichen Entgelten welcher Art auch immer ergeben, 

ausgenommen die mit der Gemeinde vereinbarten Essensbeiträge, werden seitens der 

Gemeinde nicht gedeckt. 

3.19. Die Diözese Gurk hat eine Bündelversicherung abgeschlossen, die eine Haftpflicht- und 

Inventarversicherung enthält, die für den Träger sowie für jene Gebäude, die der Diözese 

zuzurechnen sind, gilt. Der Träger verpflichtet sich zum Abschluss und Aufrechterhaltung 

einer Haftpflicht- und Inventarversicherung mit ausreichender Deckungssumme für den 

Betrieb der vertragsgegenständlichen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, 

wenn seine Kinderbildungs- und -betreuungsleistungen in Gebäuden erbracht werden, die 

nicht von der Bündelversicherung umfasst sind. 

3.20. Sämtliche im Zusammenhang mit dem Betrieb der vertragsgegenständlichen 

Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungen aufgrund des K-KBBG sowie der auf seiner 

Grundlage erlassenen Verordnungen und Bescheide bestehenden Vorschriften, Auflagen, 

Bedingungen, Haftungen und Verbindlichkeiten jedweder Art sind vom Träger zu 

übernehmen bzw. zu erfüllen. Der Träger hält die Gemeinde hierfür auch vor etwaigen 

Ansprüchen Dritter vollkommen schad-, klag- und exekutionslos. 

 

4. Rechte und Pflichten der Gemeinde 
 

4.1. Die Gemeinde verpflichtet sich, bei Einhaltung aller gesetzlichen Vorgaben des K-KBBG 

i.d.g.F., der dazu ergangenen Verordnungen und der in dieser Vereinbarung genannten 

Bestimmungen durch den Träger, die Deckung des unbedingt erforderlichen 

Betriebsabganges der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannten Kinderbildungs- und 

-betreuungseinrichtung zu übernehmen. Ausgenommen von dieser Verpflichtung ist die 

Deckung jenes Betriebsabganges, der durch die Erbringung von Leistungen gemäß der 

Kärntner Zusatzleistungenverordnung, entstanden ist (z. B. Zusatzangebote wie Ski- und 

Schwimmtage, Personalkosten für zusätzliche Bildungsangebote etc.), wenn dieser nicht 

durch die eingehobenen Entgelte gedeckt wird oder die Erbringung der Leistungen nicht 

von der Gemeinde genehmigt wurde. 

4.2. Gemäß § 36 Abs. 3 lit. d K-KBBG i.d.g.F. hat die Gemeinde das Recht auf Verfügung über 

freie Plätze in der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannten Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung, wenn die Höchstzahl an Kindern in einer Gruppe gemäß § 10 K-

KBBG i.d.g.F., nicht erreicht wird. Die Zuteilung von Kindern erfolgt in Abstimmung mit dem 

Träger. 
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4.3. Die Gemeinde hat das Recht, sich jederzeit über sämtliche Angelegenheiten der 

vereinbarungsgegenständlichen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen durch den 

Träger oder auch direkt durch die jeweilige Leitung der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen vollumfänglich informieren zu lassen. Dies umfasst auch das 

Recht, die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen nach rechtzeitiger vorheriger 

Ankündigung – bei Gefahr im Verzug auch ohne Vorankündigung – zu betreten und zu 

besichtigen. 

 

5. Budget und Abrechnung 
 

5.1. Der Träger übermittelt der Gemeinde unaufgefordert bis spätestens 15. Oktober eines jeden 

Jahres ein Budget für die jeweilige unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannte Einrichtung in Form 

einer Einnahmen-Ausgaben-Rechnung oder einer Gewinn-/Verlustrechnung inklusive 

textlicher Erläuterungen für das folgende Kalenderjahr. Bei Einhaltung der Bestimmungen 

des K-BBG, der auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen und Bescheide sowie dieses 

Vertrages wird die Gemeinde die Zustimmung zum übermittelten Budget bis zum 31.12. des 

Jahres schriftlich erteilen, widrigenfalls diese durch das Gericht ersetzt werden kann. In 

jedem Fall ist jedoch eine gütliche Einigung beider Parteien anzustreben. 

5.2. Die Gemeinde verpflichtet sich, dem Träger zur Deckung des unbedingt erforderlichen 

Betriebsabganges der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannten Kinderbildungs- 

und -betreuungseinrichtung monatliche Akontozahlungen im Vorhinein bis spätestens 15. des 

laufenden Monates zu leisten. Die Höhe der Akontozahlungen ergibt sich aus dem auf den 

Monat umgerechneten budgetierten Betriebsabgang des betreffenden Jahres (siehe Pkt. 

5.1.). Die Beträge werden auf die nächste Hunderterstelle aufgerundet. Für den Fall der 

nicht erteilten Zustimmung zum Budget bemisst sich die Höhe des (einstweiligen) Akontos 

nach jenem Betrag, der dem Akonto des zuletzt genehmigten Budgets entspricht, wobei 

Sonderposten, die im zuletzt genehmigten Budget ihren Niederschlag finden, wie zB 

Abfertigungen oder Investitionen, keine Berücksichtigung finden. Von der Gemeinde 

allfällig gewünschte Änderungen der Gruppengrößen, Gruppenanzahl sowie der Wochen- 

und Jahresöffnungszeiten müssen jedoch entsprechende Berücksichtigung finden.  In 

diesem Fall sind die Auszahlungen an den Träger auf jene Teile zu beschränken, die bei 

sparsamster Wirtschaftsführung unbedingt notwendig sind. 

5.3. Der Träger ist verpflichtet, Abweichungen des prognostizierten Betriebsabganges von mehr 

als 10 % unverzüglich ab Bekanntwerden der Gemeinde mitzuteilen. 

5.4. Die Abrechnung für den gesamten Betrieb der jeweiligen unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 

genannten Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung für das jeweilige Kinderbildungs- und 

Betreuungsjahr hat bis spätestens 31. März des Folgejahres zu erfolgen. Ein sich daraus 

ergebender Differenzbetrag zu den geleisteten Akontozahlungen der Gemeinde, ist im Falle 

einer Unterzahlung von der Gemeinde bzw. im Falle einer Überzahlung vom Träger 

innerhalb eines Monates nach erfolgter Überprüfung, spätestens bis 31. August des 

laufenden Jahres, auszugleichen. 

5.5. Der Träger verpflichtet sich, alle für die Beurteilung der Abgangsdeckung relevanten 

Unterlagen, insbesondere Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Einnahmen- 
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Ausgaben-Rechnungen, Lohnkonten, Dienstpläne, Aufstellung der Zuwendungen Dritter 

u. ä. inklusive aller Belege zur Einsicht zur Verfügung zu stellen. 

5.6. Gegenständlich besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung keine Option 

zur Umsatzsteuerpflicht. 

5.7. Tritt eine Änderung hinsichtlich der Option zur Umsatzsteuerpflicht oder der Verwendung 

der gemieteten/gepachteten Räumlichkeit ein, so ist dies unverzüglich der Gemeinde 

bekannt zu geben. Der Träger hat die Gemeinde für den Fall schadlos zu halten, dass eine 

nicht gemeldete Änderung oder eine verspätete Meldung dieses Umstandes einen 

Vermögensnachteil für die Gemeinde bewirken würde. 

5.8. Der Träger sichert der Gemeinde zu, dass mangels Option zur Umsatzsteuerpflicht und nach 

der derzeitigen Gesetzeslage sowie der vorliegenden Vertragsbeziehung für die 

vertragsgegenständlichen Leistungen keine Umsatzsteuerpflicht besteht. Sofern eine 

(bevorstehende) Änderung des Umsatzsteuergesetzes die vertragsgegenständlichen 

Leistungen der Umsatzsteuerpflicht unterziehen sollte oder die Umsatzsteuerpflicht im 

Interesse der Gemeinde liegt, verpflichten sich die Vertragsteile Verhandlungen über die 

weitere Zusammenarbeit oder Anpassung des Vertrages aufzunehmen. 

5.9. Aufwendungen einschließlich akzessorischer Kosten, die sich aus einem von der Trägerin 

verursachten und verschuldeten Verhalten ergeben (z. B. Schadenersatzansprüche; Zinsen; 

Anwalts- und Gerichtskosten etc.) werden im Zuge der Betriebsabgangsdeckung von der 

Gemeinde nicht übernommen. 

5.10. Laut Kindergartenvereinbarung zwischen Pfarre Feistritz/Drau und Marktgemeinde 

Paternion vom 04.10.2001 wurde im § 7 Punkt 7.3. vereinbart, dass keine Abfertigungs- und 

Reparaturrücklagen gebildet werden. Bei Übernahme des Pfarrkindergartens Feistritz/Drau 

durch den Träger können somit keine Rückstellungen für Abfertigungen übernommen 

werden. Der Träger bildet die erforderlichen Rückstellungen buchhalterisch im 

Jahresabschluss, es werden in gleicher Höhe Forderungen an die Marktgemeinde Paternion 

gestellt. Die Gemeinde überweist dem Träger jährlich zum 31.08. einen Teilbetrag in Höhe 

von € 10.000,00 bis die offenen Forderungen für „Abfertigungsrückstellungen“ abgedeckt 

sind. Falls eine Abfertigungszahlung vor Abdeckung der entsprechenden Rückstellung fällig 

wird und diese höher als die bereits bezahlten Teilbeträge ist, hat die Gemeinde den 

Differenzbetrag umgehend an den Träger zu überweisen. Für den Fall, dass die 

gegenständliche Vereinbarung – aus welchem Grunde auch immer – aufgelöst wird und 

„Abfertigungsrückstellungen“ vorhanden sind, hat der Träger die jeweiligen Guthaben an 

die Gemeinde oder einen von ihr namhaft gemachten anderen Träger zu überweisen.  

 

6. Geltungsdauer 
 

6.1. Diese Vereinbarung tritt mit 01.09.2026 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Voraussetzung für das Inkrafttreten dieser Vereinbarung ist die 

kirchenbehördliche Genehmigung durch das Bischöfliche Gurker Ordinariat sowie die 

Genehmigung durch den Gemeinderat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Beiden 

Vertragsteilen steht das Recht zu, diesen Vertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
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12 Monaten zum Ende eines jeden Kindergartenjahres, sohin zum 31.08. eines jeden Jahres, 

ohne Angaben von Gründen mittels eingeschriebenen Briefes aufzukündigen. Eine 

Kündigung ist hinsichtlich sämtlicher vertragsgegenständlicher Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen oder auch von Teilen dieser zulässig. 

6.2. Dessen ungeachtet steht es den Vertragspartnern zu, diese Vereinbarung mit sofortiger 

Wirkung aufzulösen, wenn einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung gröblich verletzt 

werden, oder es sich um schwerwiegende Verstöße handelt, die eine weitere 

Zusammenarbeit unzumutbar machen. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn 

− schwerwiegende Mängel in der Betriebsführung bzw. in der Abrechnung festgestellt 

werden; 

− es zum Verlust der Landesförderung gemäß den Bestimmungen des K-KBBG i.d.g.F. 

kommt; 

− eine Änderung hinsichtlich der steuerlichen Gegebenheiten des Trägers oder eine Änderung 

des Umsatzsteuergesetzes eintritt, welche einen vermögensrechtlichen Nachteil für die 

Gemeinde zur Folge hat; 

− über das Vermögen des Trägers das Insolvenzverfahren eröffnet wird; 

− eine rechtskräftige Untersagung des Betriebes einer unter Pkt. 2.1 und Pkt. 2.2 genannten 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung durch das Amt der Kärntner Landesregierung 

vorliegt oder die Bewilligung aus einem sonstigen Grund wegfällt; 

− die in dieser Vereinbarung genannten Leistungen vom Träger trotz vorhergehender 

schriftlicher Aufforderung nicht innerhalb einer zu setzenden Frist erbracht werden; 

− die Gemeinde mit ihren Zahlungsverpflichtungen trotz schriftlicher Mahnung und Setzen 

einer Nachfrist mehr als drei Monate im Rückstand ist; 

− der Träger mit der Übermittlung des Budgets gem. Pkt. 5.1. oder der Abrechnung gem. Pkt. 

5.3. oder der Zurverfügungstellung der zur Beurteilung der Abgangsdeckung 

erforderlichen Unterlagen gem. Pkt. 5.5. trotz schriftlicher Mahnung und Setzen einer 

Nachfrist von drei Monaten in Verzug bleibt. 

 

7. Gerichtsstand 
 

7.1. Kommt keine Einigung betreffend den Betriebsabgang zustande, ist jedenfalls zuerst eine 

gütliche Einigung anzustreben. 

7.2. Für sämtliche, diesem Vertrag entspringenden Streitigkeiten und Streitigkeiten im 

Zusammenhang mit diesem Vertrag vereinbaren die Vertragsteile im Sinne des § 104 JN die 

ausschließliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerichtes in Klagenfurt am Wörthersee. 

 

8. Sonstige Bestimmungen 
 

8.1. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam oder gesetzeswidrig sein, verpflichten 

sich die Vertragsparteien unverzüglich eine Vereinbarung zu treffen, die im Sinne und dem 

Zwecke der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich möglichst nahekommt. Gleiches gilt 
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für Änderungen von Gesetzen, insbesondere des K-BBG oder von auf dessen Grundlage 

erlassenen Verordnungen oder Bescheiden, die eine Anpassung des vorliegenden Vertrages 

notwendig machen. Die Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung dieses Vertrages lässt 

die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen unberührt. 

8.2. Dieser Vertrag enthält sämtliche zwischen den Vertragsteilen vereinbarten Regelungen. 

Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Allfällige Änderungen und/oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch für ein Abgehen 

von diesem Formerfordernis. Eine konkludente Änderung ist ausgeschlossen. 

 

9. Ausfertigungen 
 

Diese Vereinbarung wird von den Vertragsteilen in einer Urschrift unterfertigt, die bei der 

Gemeinde verbleibt. Der Träger erhält eine Kopie. 

 

10. Datenschutzinformation gemäß Datenschutz-Grundverordnung 
 

Die von den Vertragsparteien bekanntgegebenen personenbezogenen Daten werden für die 

Abwicklung dieses Vertragsverhältnisses und soweit sie für die Erreichung der Zwecke, für 

die sie ermittelt wurden, erforderlich sind, elektronisch verarbeitet. Eine Weitergabe dieser 

Daten an zuständige Stellen innerhalb der Gemeinde Marktgemeinde Paternion ist möglich. 

Ebenso die Überlassung der Daten aufgrund geltender Rechtsvorschriften an Prüforgane 

oder sonstige öffentlich-rechtliche Prüfungsinstitutionen. Die Daten werden für die Dauer 

des Vertragsverhältnisses sowie darüber hinaus während der gesetzlichen Aufbewahrungs- 

und Verjährungsfristen gespeichert. Die Vertragsparteien haben das Recht, Auskunft über 

ihre gespeicherten personenbezogenen Daten zu erhalten, sowie die Berichtigung, 

Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen. 

Die Gemeinde unterliegt dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG. 

Die gegenständliche Vereinbarung beinhaltet keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 

sowie Informationen, die der Geheimhaltung nach dem IFG oder dem Datenschutz 

unterliegen. Beide Vertragsteile stimmen einer gesetzentsprechenden Veröffentlichung der 

Vereinbarung zu, sofern ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. 

 

Paternion, am __________________    Klagenfurt, am __________________ 

 

Für die Gemeinde:    Für den Träger: 

 

 
 

…………………………………………………………… 

 …………………………………………………………… 

           LAbg. Manuel Müller       Titel, Vorname Nachname, Titel 
                    (Bürgermeister)                    (Funktion) 
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……………………………………………………………    

…………………………………………………………… 

            Cornelia Pesentheiner      Titel, Vorname Nachname, Titel 
             (Mitglied des Gemeindevorstands)                    (Funktion) 

  

 

 

…………………………………………………………… 

 Titel, Vorname Nachname, Titel 
                (Mitglied des Gemeinderats) 

 

 

Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates am 02.07.2026. 

 
 

 

 
Bischöfliches Gurker Ordinariat 
Zahl:        Klagenfurt, am 
 
 
Vorstehende Vereinbarung wird hiermit kirchenbehördlich genehmigt. 
 
 

Kanzler    
 
 

22. GWVV Unteres Drautal – Abschluss einer Nutzungsvereinbarung 

über die Wasserressourcen der Verbandsmitglieder 
Berichterstatter: Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

 

Die Marktgemeinde Paternion hat gemeinsam mit der Marktgemeinde Weißenstein und der 

Statutarstadt Villach im November 2022 den Gemeindewasserversorgungsverband Unteres 

Drautal - GWVV gegründet. Satzungsgemäßer Zweck des Verbandes ist insbesondere die 

ausreichende Versorgung der Verbandsmitglieder mit Trink-, Nutz- und Löschwasser als 

Ergänzung zu den bestehenden Anlagenteilen und zur weiteren Absicherung der 

Wasserversorgung der Verbandsmitglieder. 

 

Der GWVV hat mit den Verbandsmitgliedern sowie mit der Stiftung „Wasser für Kärnten“ 

gesonderte Wasserlieferungsverträge abgeschlossen, wonach sich der GWVV verpflichtet, zur 

ergänzenden Wasserversorgung – insbesondere zur Abdeckung des Spitzenbedarfs sowie im 

Katastrophen- oder Krisenfall – entgeltlich Wasser zu liefern wie folgt: 

Stiftung „Wasser für Kärnten“ 20 Liter/Sekunde 

Marktgemeinde Paternion  15 Liter/Sekunde 

Stadt Villach     50 Liter/Sekunde 

Marktgemeinde Weißenstein   7 Liter/Sekunde 

 

Damit der GWVV seinen bereits eingegangenen Lieferverpflichtungen nachkommen kann, ist es 

notwendig, dass die Verbandsmitglieder dem GWVV ihren Überschuss (Überschuss = Dargebot 

abzüglich Einspeisung in das eigene System) unentgeltlich aus ihren Quellen zur Verfügung 

stellen. Zwischen den Verbandsmitglieder wurde nun eine entsprechende Vereinbarung 

ausgearbeitet: 
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Die Marktgemeinde Paternion stellt ihren Überschuss aus den Koschierquellen, der 

Messnerquelle (gemeinsam mit der Marktgemeinde Weißenstein), anteilig aus der Riederquelle 

und aus den Scherzerquellen zur Verfügung. 

Darüber hinaus gewährt die Marktgemeinde Paternion dem GWVV auch das unentgeltliche Recht, 

die Koschierquellen energetisch zu nutzen. Diesbezüglich ist die avisiert, dass der GWVV mit 

dem dort einzurichtenden Zählpunkt der mit der Marktgemeinde Weißenstein gesondert zu 

gründenden Energiegemeinschaft beitritt. 

 

Die Marktgemeinde Weißenstein stellt ihren Überschuss aus der Kaltenbrunnquelle und der 

Messnerquelle (gemeinsam mit der Marktgemeinde Paternion) zur Verfügung. 

 

Die Stadt Villach stellt ihren Überschuss aus der dem Quellwassergebiet Obere Fellach (Union- 

und Thomasquelle) und aus dem Brunnen Urlaken zur Verfügung. 

 

Die Vereinbarung ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann zum 30.06. oder 31.12. 

eines jeden Jahres unter Einhaltung einer zwölfmonatigen Kündigungsfrist gekündigt werden, 

wobei der 31.12.2043 aufgrund der bereits eingegangenen Lieferverpflichtungen der früheste 

Kündigungstermin ist. 

 

 

Auf Antrag des Gemeindevorstandes beschließt der Gemeinderat 

 

e i n s t i m m i g , 
 

den Überschuss aus den zuvor genannten Quellen sowie die energetische Nutzung der 

Koschierquellen dem GWVV unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und nachstehende 

Vereinbarung abzuschließen:  
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Nach Verlesen des Antrages wird dieser vom Vorsitzenden dem Familien- und 

Sozialausschuss zugewiesen. Das Mitglied des Gemeinderates GR Stefan Schweiger 

überreichte nachstehenden selbstständigen Antrag schriftlich dem Vorsitzenden: 

 

 

 
 

Vor der Fortsetzung des vertraulichen Teils der Sitzung fordert Bürgermeister LAbg. Manuel 

Müller den Zuhörer Peter Gradnitzer auf, den Sitzungssaal zu verlassen. Dieser kommt der 

Aufforderung nach und verlässt den Sitzungssaal. 
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II. Vertraulicher Teil 

  
 

 

 

 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, schließt Bürgermeister LAbg. Manuel Müller 

um 20.23 Uhr die 2. Sitzung des Gemeinderates im Jahre 2026. 

 

 

 

Der Vorsitzende:                              Die Protokollprüfer:                         Die Schriftführerin: 


